














amt steht Kooperationen im Mobilfunksektor, die hel-
fen, die erforderlichen hohen Investitionskosten für den 

Generell ist eine Zusammenarbeit von Unternehmen kar-
tellrechtlich erlaubt, sofern Vorteile für die Verbraucher 
überwiegen und Wettbewerb nicht wesentlich ausgeschal-
tet wird. 

Im Falle von Vodafone und Telefónica teilte das Bundes-
kartellamt den Parteien im Juni 2018 mit, dass es derzeit 
keinen Anlass sehe, das Vorhaben nach § 1 GWB bzw. 
Artikel 101 AEUV aufzugreifen, da die Kooperation im 
vorgesehenen Format nach Einschätzung der Behörde 
allenfalls zu verhältnismäßig geringen Wettbewerbsein-
schränkungen auf dem Mobilfunkmarkt führe. Zum einen 
betraf der gemeinsame Ausbau maximal 6 - 8 Prozent der 
Basisstationen der Parteien und führte somit nicht zu einer 
erheblichen Vergemeinschaftung von Kosten. Zum ande-
ren waren aufgrund der gegenseitigen Gewährung von 
unbeschalteten Glasfasern die physikalische Trennung 
der Netze und ausreichend Spielraum in der Gestaltung 
von Wettbewerbsparametern sichergestellt. Eine mögli-
che Beschränkung des Infrastrukturwettbewerbs wurde 
jedenfalls durch einen umfassenderen und schnelleren 

aufgewogen. 

Telekom Deutschland GmbH/EWE AG

Im Lauf des Jahres 2018 hat das Bundeskartellamt mit 
Blick auf eine von der Telekom Deutschland GmbH und 
der EWE AG geplante – und am 21. März 2019 mittler-
weile auch formell als Zusammenschluss angemeldete 
– Kooperation beim Glasfaserausbau bereits Vorermitt-
lungen geführt. Telekom und EWE hatten Ende 2017 an-
gekündigt, im Absatzgebiet von EWE gemeinsam Glas-
faser bis in die Häuser ausbauen zu wollen. Telekom und 
EWE sind in diesem Gebiet die beiden führenden Anbie-
ter von Breitbandanschlüssen.

Der gemeinsame Ausbau soll über ein Gemeinschaftsunter-
nehmen erfolgen. Das Gemeinschaftsunternehmen soll auf 
Großhandelsebene auch den Zugang zu dem gemeinsamen 
Netz vermarkten. Im Endkundengeschäft soll das Gemein-
schaftsunternehmen grundsätzlich nicht tätig werden. 

Die Gründung des Gemeinschaftsunternehmens unterliegt 
der Zusammenschlusskontrolle durch das Bundeskartell-
amt. In dem derzeit laufenden Hauptprüfverfahren prüft 
die Behörde auch, ob die Kooperation von Telekom und 
EWE mit dem Kartellverbot vereinbar ist. 

Telekom und EWE haben die Kooperation unter den 
Vorbehalt gestellt, dass das (noch gar nicht gegründete) 
Gemeinschaftsunternehmen nicht unter die aktuell gelten-
den Regulierungsverfügungen fällt. Mit Beschluss vom 
13. Juli 2018 hat die Bundesnetzagentur einem entspre-
chenden Feststellungsantrag von Telekom und EWE aus 
formellen Gründen stattgegeben, zugleich jedoch in der 
Sache klargestellt, dass es sich bei dem Gemeinschafts-

unternehmen um ein mit der Telekom verbundenes Un-
ternehmen handeln würde (Aktenzeichen: BK3-17/071). 

Das Bundeskartellamt tauscht sich auch mit Blick auf die 
Beurteilung der Marktverhältnisse eng mit der Bundes-
netzagentur aus. Als Regulierungsbehörde unterzieht die 

Vorleistungsmärkte gegenwärtig einer Marktanalyse. In 
diesem Zusammenhang untersucht sie auch die damit 
korrespondierenden Endkundenmärkte. Wegen der un-
terschiedlichen methodischen Herangehensweisen muss 
sich die Marktanalyse im Ergebnis jedoch nicht notwen-
dig mit der kartellrechtlichen Beurteilung decken. Diese 
Unterschiede ergeben sich aus den verschiedenen Ziel-
richtungen der Marktanalyse einerseits, die die Frage der 
Regulierungsbedürftigkeit der Märkte klären soll, und der 
kartellrechtlichen Prüfung der Behinderung wirksamen 
Wettbewerbs durch den Zusammenschluss bzw. der Ver-
einbarkeit der Kooperation mit dem Kartellverbot ande-
rerseits. 

cc)  Missbrauchsaufsicht – 
 Mobilfunkvorleistungen

Dem Bundeskartellamt liegen Beschwerden mehrerer 
deutscher sowie ausländischer virtueller Mobilfunk-
netzbetreiber (Full Mobile Virtual Network Operators 
„ MVNOs“) mit eigenem Kern-, aber ohne eigenes Funk-
netz sowie von Diensteanbietern ohne eigenes Netz (Ser-
vice Provider „SPs“) vor, dass die in Deutschland täti-
gen Mobilfunknetzbetreiber (Mobile Network Operators 
„MNOs“) ihnen keinen oder lediglich einen auf 3G oder 
eine geringe Datenrate im Rahmen von 4G beschränkten 
Netzzugang zu zudem teilweise unangemessenen Bedin-
gungen gewährten. Durch diese Beschränkung des Zu-
gangs zu Mobilfunkvorleistungen könnte der Wettbewerb 
auf den deutschen Mobilfunkmärkten eingeschränkt sein. 
Insbesondere Innovationen, gerade auch im zunehmend an 
Bedeutung gewinnenden Bereich des Internets der Dinge 
(Internet of Things „IoT“), könnten so verhindert werden. 
Vor diesem Hintergrund hat das Bundeskartellamt eine 
Vorprüfung eingeleitet, um mögliche Verstöße gegen die 
GWB- und AEUV-Normen zu wettbewerbsbeschränken-
dem Verhalten zu plausibilisieren. 

dd)  Zusammenarbeit mit der 
 Bundesnetzagentur

Im Rahmen verschiedener Verfahren der Bundesnetzagen-

hat das Bundeskartellamt Stellung genommen. Hervorzu-
heben sind die folgenden Fälle:

Vergabe von Mobilfunkfrequenzen

Das Bundeskartellamt hat das Verfahren der BNetzA 
zur Vergabe von Mobilfunkfrequenzen in den Bereichen 
2 GHz und 3,4 GHz bis 3,7 GHz im Jahr 2018 eng beglei-
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tet und u.a. zu den Vergabebedingungen im Rahmen der 
mündlichen Anhörung der BNetzA eine Stellungnahme 
abgegeben (s. Stellungnahme vom 6. August 2018, B7-

bei LTE-basierten Diensten im Vergleich zum Ausland 
der Wettbewerb gedämpft sein könnte. Es müsse daher 

werden, damit die richtigen wettbewerblichen Rahmen-
bedingungen für Investitionen und Innovationen vorlie-

potenzieller Neueinsteiger, d.h. neuer Netzbetreiber, so-
wie von Diensteanbietern und virtuellen Netzbetreibern 
berücksichtigt werden. Die BNetzA hat diesbezüglich in 
ihrer Entscheidung vom 26. Novermber 2018 (Aktenzei-
chen: BK1-17/001) ein Verhandlungsgebot vorgesehen, 
über welches etablierte Netzbetreiber bei Erwerb neuer 
Frequenzen zukünftig mit Diensteanbietern und neuen 
Netzbetreibern fair und diskriminierungsfrei über den 
Netzzugang zu verhandeln haben. 

Migration von Telefónica-Kunden  
zum Netz der 1&1 Drillisch AG

als voller virtueller Mobilfunknetzbetreiber (sog. Full Mo-
bile Virtual Network Operator („Full MVNO“)) auf Basis 
der Zusagen im Zusammenschlussfall Telefónica/E-Plus, 

Telefónica auf das eigene Netz migriert werden. Das er-
fordert entsprechende Umstellungen an der Rufnummern-
portierungsdatenbank für den Mobilfunk (Mobile Number 

hat das Bundeskartellamt im Mai 2018 wegen möglicher 
wettbewerbsrechtlicher Aspekte informiert. Die BNetzA 
wird aber zunächst als Vermittler zwischen den Parteien 
tätig, während das Amt den Prozess aktiv begleitet.

Roaming

Im Juni 2018 hat die BNetzA ihren ersten Beschluss im 
Rahmen eines Streitbeilegungsverfahrens nach Art. 17 der 

-
lichen Mobilfunknetzen in der Union, geändert durch die 
Verordnungen (EU) 2015/2120 und 2017/920, gefasst (Be-
schluss vom 6. Juni 2018, Aktenzeichen: BK 2b-17/005). 

den Entwurf eines Vertrages mit der französischen Transa-
tel SA für einen Großkunden roamingzugang zu regulierten 
Entgelten unter Verwendung internationaler Kennungen für 
mobile Teilnehmer (International Mobile Subscriber Identi-
ty „IMSI“) mit der mobilen Landeskennzahl 901 nach Art. 
3 Abs. 5 S. 2 der Roaming-Verordnung vorzulegen. Das 
Bundeskartellamt hat die Entscheidung angesichts der ihm 
vorliegenden Beschwerden über Netzzugangsprobleme 
mobiler virtueller Mobilfunknetzbetreiber (Mobile Virtual 
Network Operators „MVNO“) zur Förderung des Wettbe-
werbs auf den Telekommunikationsvorleistungsmärkten in 
einer entsprechenden Stellungnahme begrüßt.

Marktanalyse im Bereich des Zugangs von Privat- 
und Geschäftskunden zum öffentlichen Telefonnetz 
an festen Standorten

Das Bundeskartellamt hat zudem im Mai 2018 sein Ein-

Bereich des Zugangs von Privat- und Geschäftskunden 

(§ 123 Abs. 1 TKG). Hierin trennt die BNetzA abwei-
chend von ihrer bisherigen Praxis zwischen der reinen 
Bereitstellung eines Festnetzanschlusses außerhalb eines 
Leistungspakets und Leistungspaketen, die neben dem 
Festnetzanschluss weitere Leistungen wie Internetzugang, 
TV und Mobilfunk umfassen. Nur die reine Bereitstellung 
eines Festnetzanschlusses sieht die BNetzA noch als re-

-
analyse noch im Konsolidierungsverfahren gemäß § 12 
Abs. 2 TKG. Aufgrund der Stellungnahmen der Europäi-
schen Kommission können sich noch Änderungen bei der 
Marktabgrenzung ergeben. 

DiginetzG

Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum außerdem 
mehrere Verfahren der BNetzA begleitet, in denen An-
sprüche aus dem Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus di-
gitaler Hochgeschwindigkeitsnetze (DigiNetzG) geltend 
gemacht werden. Durch das DigiNetzG wurden Vorschrif-
ten in das TKG eingefügt, die verschiedene Informations- 
und Koordinierungs-/ Mitnutzungsansprüche regeln. Die 
BNetzA hat in mehreren Entscheidungen die Reichwei-

als Voraussetzung für einen Anspruch auf Koordinierung 
von Bauarbeiten zur Mitverlegung von Komponenten di-
gitaler Hochgeschwindigkeitsnetze (§ 77i Abs. 3 TKG) 
unter Würdigung der Umstände des Einzelfalls präzisiert 
(BnetzA, Beschluss vom 2. Februar 2018, Aktenzeichen: 
BK11-17/020). Von Unternehmen, die Glasfasernetze 
ausbauen, wurden die Mitverlegungsregeln als mögliches 
Investitionshindernis kritisiert, soweit sie zur Errichtung 
paralleler Glasfaserinfrastrukturen führen können und die 
Rentabilität des ursprünglichen Vorhabens in Frage stel-
len. Die Bundesregierung hat einen Gesetzesentwurf be-
schlossen, demzufolge bei drohendem Überbau eines ge-

Koordinierung von Bauarbeiten gerichteter Anspruch als 
unzumutbar zurückgewiesen werden kann (s. Bundesrats-
Drucksache 506/18). Der Bundesrat hat sich dafür ausge-
sprochen, über den Vorschlag der Bundesregierung hinaus 
den Anwendungsbereich des Koordinierungsanspruchs 
weiter einzuschränken (Ausschussempfehlung zur Sit-
zung des Bundesrates am 23. November 2018, Bundes-
rats-Drucksache 506/1/18 vom 9. November 2018). Die 
Bundesregierung hat sich in ihrer Gegenäußerung vom 12. 
Dezember 2018 (Bundestags-Drucksache 19/6437) gegen 
die vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen ausge-
sprochen. Das Gesetzgebungsverfahren ist noch nicht ab-
geschlossen. Das Bundeskartellamt hält die von der BNet-
zA in ihrer Spruchpraxis vorgenommene Präzisierung der 
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Reichweite der Koordinierungsansprüche und die von der 
-

derte Glasfasernetze begrenzte Unzumutbarkeitsregelung 
grundsätzlich für geeignet, um Investitionsanreize zu er-
halten. Eine darüber hinausgehende Beschränkung von 
Mitnutzungsansprüchen könnte hingegen zu einer Schwä-
chung des Infrastrukturwettbewerbs führen. 

ee)  Relevante Entscheidungen der Europäi-
schen Kommission im Berichtszeitraum

Die Umsetzung der Zusagen in Folge des Zusammen-
schlusses Telefónica Deutschland/E-Plus, der von der 
Europäischen Kommission am 2. Juli 2014 freigegeben 
wurde (Aktenzeichen: COMP/M. 7018, siehe auch Tä-
tigkeitsbericht 2015/16, S. 101) ist für den deutschen 
Telekommunikationsmarkt noch immer von Bedeutung. 
So birgt der im Vorfeld des Vollzuges geforderte mobi-
le Bitstromzugang eines mobilen virtuellen Netzbetrei-
bers (Mobile Virtual Network Operator „MVNO“) als 
erste sog. Upfront MBA MVNO-Zusage, wonach bis zu 
30 Prozent der für Sprache, SMS und Daten verwende-
ten Netzwerkkapazität des fusionierten Unternehmens 

-
nen, in der konkreten Umsetzung Probleme, insbesondere 
hinsichtlich der Migration der Kunden sowie der Preisge-
staltung. Die zweite Mobilfunknetzbetreiber (Mobile Net-
work Operator „MNO“)-Zusage zur Frequenzüberlassung 
für einen potenziellen MNO-Einsteiger zur mittelfristigen 

zur Verfügung. Die dritte sog. Non MNO-Zusage hinsicht-
lich der Verlängerung bestehender Verträge mit  MVNOs 
und Service Providern („SPs“) bis Ende 2025 sowie 
4G-Vorleistungszugang (Bitstrom) für alle interessierten 
MVNOs/SPs zu Marktbedingungen sah die Europäische 
Kommission als auf MVNOs und SPs beschränkt an, die 
über kein eigenes Kernnetz verfügen, also keine sog. Full 
MVNOs sind. Die Zugangsbedingungen im Einzelnen, 
wie u.a. die Datenübertragungsgeschwindigkeiten, wa-
ren bis zuletzt immer wieder Grund für Beschwerden von 
Diensteanbietern und MVNOs beim Bundeskartellamt. 
Das österreichische Unternehmen Mass Response und die 
deutsche Schwestergesellschaft Multiconnect klagten ge-
gen die Europäische Kommission auf Nichtigkeit von de-
ren Feststellungen in E-Mails, wonach Telefónica keinen 
MVNO-Zugang anbieten müsse, der den Einsatz fremder 
Netzwerkinfrastruktur erlaube. Das Europäische Gericht 
erster Instanz (EuG) wies die Klagen im Oktober 2018 als 

können, die die rechtliche Stellung der Klägerinnen zum 
Nachteil veränderten (Aktenzeichen: EuG Rs. T-885/16, 
Mass Response Service GmbH/Europäische Kommissi-
on sowie Aktenzeichen: EuG Rs. T-884/16, Multiconnect 
GmbH/Europäische Kommission).

Inzwischen führt die Europäische Kommission ein Buß-
geldverfahren gegen Telefónica (Aktenzeichen: M. 9003) 

und hat ihr am 22. Februar 2019 eine Mitteilung der Be-
schwerdepunkte übermittelt. Danach könne gegen Ver-

haben, allen interessierten Marktteilnehmern 4G-Vorleis-
tungen zu „den günstigsten Preisen unter Benchmark-
Bedingungen“ anzubieten. Dies ist das erste Mal, dass 
die Kommission eine Mitteilung der Beschwerdepunkte 

eines Zusammenschlusses auf der Basis der EU-Fusions-
kontrollverordnung nicht nachgekommen ist.

2. Rundfunkdienstleistungen

a) TV-Kabel

Die von den Kabelnetzbetreibern Vodafone und Unityme-
dia (Liberty) geplante Fusion (laufendes Prüfungsverfah-
ren bei der Europäischen Kommission, s. S. 97) könnte 
auch den TV-Kabelmarkt in Deutschland wesentlich ver-
ändern. Außer dem durch die Fusion entstehenden bun-
desweiten Kabelnetz würde es auf dem Kabel-TV-Markt 
in Deutschland als Anbieter nur noch Pyur (Tele Colum-
bus) und kleinere City Carrier geben, die sich schon heute 
über Benachteiligungen gegenüber den großen Kabel-
netzanbietern beschweren. Die laufenden zivilrechtlichen 

Einspeiseentgelte für die Übertragung ihrer Signale zu 
zahlen, sind nach wie vor nicht abgeschlossen (vgl. Tätig-
keitsbericht 2016/17, S. 104); u.a. sind die Verfahren Net 
Cologne/ZDF (Aktenzeichen: KZR 29/17) und KDG/Arte 
(Aktenzeichen: KZR 7/17) beim Bundesgerichtshof an-
hängig. Das Bundeskartellamt wird sich an diesen Verfah-
ren spätestens im Rahmen der noch ausstehenden münd-
lichen Verhandlungen beim Bundesgerichtshof beteiligen.

b) UKW-Antennen

Das Bundeskartellamt hat 2018 ein Verfahren der  BNetzA 

Antennenbetreibern und Sendernetzbetreibern moderierte 
und zuletzt ohne erneute Regulierungsentscheidung been-
den konnte. Hintergrund war, dass die bisherige Betrei-
berin von UKW-Antennen, die Media Broadcast GmbH, 
2017 einen Großteil ihrer UKW-Antennen an Investoren 
verkauft hatte. Bis zum Zeitpunkt des Verkaufs hatte die 
BNetzA die auf dem Markt für die UKW-Antennen(mit)
nutzung zu zahlenden Entgelte reguliert. Nach dem Er-
werb durch verschiedene Investoren erschien jedoch 
fraglich, ob auch diese Unternehmen Adressaten einer 
jedenfalls erneut zu fassenden Regulierungsentscheidung 
sein könnten. Die neuen Antenneneigentümer erhöhten in 
der Folge ihre Entgelte gegenüber den Sendernetzbetrei-
bern und Radioveranstaltern teilweise massiv. Zeitweise 
stand auch die Abschaltung der UKW-Antennen, d.h. die 
zumindest vorübergehende Beendigung des Radiosende-
betriebs im Raum. Die BNetzA konnte letztlich erfolg-
reich darauf hinwirken, dass alle beteiligten Marktakteu-
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re eine Verhandlungslösung akzeptierten und eine neue 
 Regulierungsentscheidung nicht erforderlich wurde.

Das Bundeskartellamt hat diesen Prozess begleitet, indem 
es den beteiligten Unternehmen die kartellrechtlichen 
Rahmenbedingungen aufgezeigt hat. So wurde diesen 
mitgeteilt, dass bei Entfall der Regulierung für die Unter-
nehmen die allgemeinen Vorschriften des deutschen und 
europäischen Wettbewerbsrechts gelten würden. In der 
vorliegenden Konstellation sei es zumindest wahrschein-
lich, wenn auch im Einzelfall eventuell anders zu beur-
teilen, dass die Erwerber der Antennen Norm adressaten 
des kartellrechtlichen Missbrauchsverbots des § 19 GWB, 
Art. 102 AEUV sind und es diesen damit untersagt ist, 
Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen zu fordern, 
die von denjenigen abweichen, die sich bei wirksamem 
Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit ergeben wür-
den. Bei der Bestimmung des insoweit wettbewerbs-
analogen Preises würde sich ein Vergleich mit den von der 
BNetzA regulierten Entgelten für die Antennen(mit)nut-
zung aufdrängen, auch wenn diese wiederum im Einzel-
fall eventuell zu korrigieren wären und grundsätzlich ein 
Erheblichkeitszuschlag anzusetzen wäre. Dagegen könnte 
ein Wechsel des Eigentümers und die Höhe des von den 
Investoren an die Media Broadcast GmbH gezahlten und 
von Renditeerwartungen getriebenen Kaufpreises für die 
Antennen nicht als Rechtfertigung für ein Abweichen von 
einem wettbewerbsanalogen Preis dienen. 

-
schlüssen zwischen den Marktakteuren hat die BNetzA 
den UKW-Antennen(mit)nutzungsmarkt im November 
2018 als nicht mehr regulierungsbedürftig eingestuft und 
das Bundeskartellamt hat zu dieser Entscheidung sein 
Einvernehmen erteilt. 

3. EDV; IT-Dienstleistungen und Software

a)  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Wie im letzten Berichtszeitraum wurde eine Vielzahl von 
Zusammenschlüssen in den Bereichen IT-Dienstleistun-
gen und Software angemeldet. 

Aufgrund der Wettbewerbervielfalt auf den jeweiligen 
Märkten waren die Marktanteile der jeweiligen Zusam-
menschlussbeteiligten erneut meist so gering, dass die 
Fälle in der ersten Prüfungsphase abgeschlossen werden 
konnten. Sowohl die genaue geographische als auch die 
exakte sachliche Marktabgrenzung konnten in der Regel 
dahinstehen. Allerdings sah das Bundeskartellamt geo-
graphisch weiterhin die Tendenz zu EWR- bis weltwei-
ten Märkten und sachlich zu deutlich enger abgegrenzten 
Märkten als einem allgemeinen IT-Dienstleistungs- oder 
einem pauschalen Softwaremarkt. Sowohl bei den IT-
Dienstleistungen als auch bei Software wurden die Markt-
angaben auf Basis einer funktionellen Unterteilung, unter 

-
rung, angefordert. Tätigkeitsüberschneidungen fanden 

teilweise auch auf eng abgegrenzten Märkten statt, die in-
-

frager bestimmt wurden.

Als grobe Orientierung für eine mögliche Marktabgren-

Marktsegmentierungen, wie sie von Marktanalyseunter-
nehmen wie Gartner, IDC u.a. erstellt werden, ohne dass 
hiermit eine Festlegung auf eine Marktabgrenzung im 
Einzelfall verbunden gewesen wäre. Marktumfragen der 
Europäischen Kommission, die diese Marktsegmentierun-
gen in ihren bisherigen Entscheidungen verwendet hat, 
haben bestätigt, dass es sich dabei um branchenübliche 
Abgrenzungen handelt.

b) Schwerpunkte der Wettbewerbsaufsicht

aa) Fusionskontrolle

Beteiligung von Kfz-Herstellern an HERE

Das Bundeskartellamt hat den Erwerb mehrerer Betei-
ligungen an HERE, einem Gemeinschaftsunternehmen 
von BMW, Daimler und Audi zur Entwicklung digitaler 
Karten insbesondere für autonomes Fahren (s. Tätigkeits-

bleiben, inwieweit der Erwerb von Minderheitsbeteiligun-
gen durch Intel, Bosch und Continental sowie der letztlich 
nicht vollzogene Erwerb einer Minderheitsbeteiligung 
durch Syway überhaupt die Voraussetzungen eines anmel-

war keine erhebliche Behinderung wirksamen Wettbe-
werbs zu erwarten.

Zusammenschlüsse von Softwareanbietern

Das Bundeskartellamt war mit einer Reihe von Zusam-
menschlüssen befasst, die unterschiedliche Segmente 
aus dem Bereich der Enterprise Application Software 
(„EAS“) betrafen und alle im Vorprüfverfahren freige-
geben werden konnten. So hat das Bundeskartellamt den 
Erwerb von AVEVA, einem Hersteller von Softwarelö-
sungen, mit denen industrielle Großanlagen geplant, an-
lagentechnische Veränderungen vorgenommen und kont-
rolliert sowie die Konstruktionsdaten verwaltet und über 
den operativen Lebenszyklus der Anlage hinweg genutzt 
werden können, durch Schneider Electric freigegeben. 

-
nagement („PLM“), bzw. die jeweiligen Untersegmente, 
und zwar Produkte zur Prozesssimulierung und Optimie-
rung, zur Automatisierung und Steuerung sowie Engi-
neering Design Tools („EDT“), die beim Anlagendesign 
und bei der Infrastruktur- und Gebäudeplanung verwen-

gelassen werden. Mit dem Erwerb von AVEVA ergänzte 
Schneider Electric sein Produktportfolio mit Lösungen, 
die weitgehend komplementär zu den bereits vorhande-
nen Lösungen waren.
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Ebenfalls in der Vorprüfung konnte der Erwerb von Calli-
dus Software durch SAP freigegeben werden. SAP bietet 
ein umfangreiches Produktportfolio im EAS-Bereich an. 
Callidus Software entwickelt softwaregestützte Lösungen 
zur Verwaltung von Kundenbeziehungen (Customer Rela-

werden, inwieweit der Markt für CRM-Software weiter zu 
untergliedern ist. Soweit Callidus Software in einzelnen 
Segmenten eine stärkere Stellung innehat, führt der Zu-
sammenschluss zu einer Ergänzung des entsprechenden 
Produktportfolios von SAP, nicht jedoch zu horizontalen 
Überschneidungen.

Das Bundeskartellamt hat im Oktober 2017 zudem den Er-
werb der Geschäftsbereiche Secure Socket Layer („SSL“)-

der Symantec Corporation durch Thoma Bravo, LLC, 
(beide USA) über das Tochterunternehmen Digicert nach 
Rücknahme und Neuanmeldung in der ersten Phase freige-
geben. Symantec arbeitet als Cybersecurity-Unternehmen 
mit den operativen Segmenten Verbraucher- und Unter-
nehmenssicherheit. Digicert bietet auch Sicherheitslösun-

-

Layer Security) verwendet komplexe kryptographische 
Algorithmen zur sicheren Datenübertragung im Internet in 
den Bereichen E-Commerce, Gesundheitswesen, Internet 
of Things u.a. Der Zusammenschluss führte insbesondere 
zu Überschneidungen in den Bereichen der Extended Vali-

-
rungsprozess voraussetzen sowie verschlüsselte Kommu-
nikation ermöglichen, sowie der Organization Validation 

die Webseitendomäne und Bestätigung der Identität sowie 
des Standorts des Hosts. Ob entsprechend enge Märkte 
oder ein übergeordneter Markt für Identitäts- und Zu-
gangsmanagement oder sogar für Sicherheits- und Schutz-
software abzugrenzen war, konnte ebenso wie die genaue 
räumliche Marktabgrenzung mangels wettbewerbsrechtli-
cher Relevanz dahinstehen. So handelte es sich bei den EV-

-
rend die Marktanteile der Zusammenschlussbeteiligten auf 
den OV-Märkten weltweit zwar bedeutend, aber angesichts 

-
eintrittsbarrieren sowie der Ausweichmöglichkeiten der 
Marktgegenseite auf andere Wettbewerber wettbewerbs-
rechtlich unproblematisch waren. Nicht zuletzt stellte sich 
die Wettbewerbssituation auf den SSL-Märkten besonders 
dar. Denn Google hatte in Übereinstimmung mit Mozilla als 
großen Webbrowser-Betreiber, die wohl für mehr als zwei 

-
struktur im Frühjahr 2017 ihr Misstrauen ausgesprochen. Die 
Transaktion sollte dem Zielunternehmen ermöglichen, durch 
Migration der SSL-Kunden zukünftig seine Dienste unter 
dem Schirm von Digicert zu erbringen. Durch diese Situa-
tion waren eine Neuorientierung sowie größere Wechselbe-
reitschaft der Kunden zu erwarten. Insgesamt wurde der Zu-
sammenschluss deshalb vom Bundeskartellamt sowie vom 
amerikanischen Departement of Justice (DoJ) freigegeben. 

Im Laufe des Jahres 2018 hat das Bundeskartellamt zudem 
zwei Zusammenschlüsse im Hinblick auf die Umsetzung 
des Europäischen Elektronischen Mautsystems (European 
Electronic Toll System „EETS“) in der ersten Phase freige-

Axxès SAS beabsichtigten die Gründung eines Gemein-
schaftsunternehmens, das bei der Bereitstellung bestimm-
ter EETS-Lösungen und -Dienstleistungen tätig werden 
sollte. Zudem ging es um eine Beteiligung der  euroShell 
Cards an der von T-Systems International kontrollier-
ten Toll4Europe. Als sachlich relevanter Markt kam ein 
Markt für die Erbringung von EETS sowie die Verteilung 
entsprechender Erfassungsgeräte, sog. On-Board Units 
(„OBU“) in Betracht, da das Zielunternehmen auf diesem 
Markt tätig werden sollte. Im Vorgängerfall aus dem Jahr 
2016 wurde erwogen, einen das nationale Mautsystem so-

damals wie in den aktuellen Fällen im Ergebnis genauso 
wenig entschieden werden musste wie die geographische 
Marktabgrenzung. Da einige Anbieter sowie Nachfrager in 
mehreren europäischen Ländern tätig sind, entwickelt sich 
der Markt zumindest zu einem EWR-weiten, wenn er auch 

-
tigte Wettbewerbsstrukturen ist. In Deutschland sind bis-
her beim zuständigen Bundesamt für Güterverkehr nur die 
KTC-Tochter tolltickets sowie die Toll4Europe, das o.g. 
Gemeinschaftsunternehmen der  T-Systems International, 
Daimlers, der DKV und zukünftig der euroShell Cards, 
für EETS registriert, was Voraussetzung für das Recht 
auf Eintritt in das Zulassungsverfahren ist. Auf Basis der 
Richtlinie 2004/52/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. April 2004 über die Interoperabilität 
elektronischer Mautsysteme in der Gemeinschaft und der 
Entscheidung 2009/750/EG der Kommission vom 6. Ok-
tober 2009 über die Festlegung der Merkmale des europäi-
schen elektronischen Mautdienstes und seiner technischen 
Komponenten wurden in Deutschland die Mautgesetze in 
2014, die EETS-Gebietsvorgabenverordnung und EETS-

(Aktenzeichen: K(2009) 7547). Vor diesem Hintergrund 
waren die Zusammenschlussvorhaben wettbewerbsrecht-
lich unproblematisch.

bb) Missbrauchsaufsicht

Bundessteuerberaterkammer – VDB

Das Bundeskartellamt geht in einem Verwaltungsverfah-
ren dem Vorwurf nach, die Bundessteuerberaterkammer 
habe durch die Vergabe einer ausschließlichen Konzes-
sion zum Betrieb einer Vollmachtsdatenbank an die DA-
TEV gegen §§ 1, 19 GWB und Artikel 101, 102 AEUV 
verstoßen. Die Vollmachtsdatenbank dient der Legitima-
tion von Steuerberatern zum Abruf der bei der Finanzver-
waltung gespeicherten Daten der von ihnen vertretenen 

Steuerberatern gespeicherten Daten werden mit den Daten 
der bei den Steuerberaterkammern geführten Berufsre-
gistern abgeglichen. So wird sichergestellt, dass nur zur 
Steuerberatung zugelassene Berufsträger über die Voll-
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machtsdatenbank Steuerdaten von der Finanzverwaltung 
abrufen können. In diesem Fall greift die Vollmachtsver-
mutung des § 80a Abs. 2 Abgabenordnung und es entfällt 
die Notwendigkeit, die Vollmacht der Finanzverwaltung 
vorzulegen. Die Steuerberaterkammern haben unter Fe-
derführung der Bundessteuerberaterkammer der DATEV 
ausschließliche Dienstleistungskonzessionen gewährt, die 
insbesondere auch Regelungen zum regelmäßigen Ab-
gleich mit den Berufsregistern enthalten. Anderen Anbie-
tern von Steuerberatungssoftware, die an der Entwicklung 
einer eigenen, in ihr Produkt integrierten Legitimationslö-
sung interessiert waren, haben die Steuerberaterkammern 
den Abschluss entsprechender Konzessionsverträge ver-
weigert. Das Bundeskartellamt betrachtet dies nach dem 
aktuellen Ermittlungsstand als Missbrauch einer marktbe-
herrschenden Stellung. Der Betrieb der Vollmachtsdaten-
bank bzw. die Konzessionsvergabe hat das Bundeskartell-
amt als unternehmerisches Handeln gewertet, das über die 
reine Aufgabe hinausgeht, die Berufsträgereigenschaft der 
Bevollmächtigten sicherzustellen. Auf dem bundesweit 
abzugrenzenden Konzessionsmarkt verfügten die inso-
weit einheitlich handelnden Steuerberaterkammern über 

auf das Berufsregister zum notwendigen Datenabgleich 
gewähren können. Nach den derzeitigen Feststellun-
gen des Bundeskartellamtes führt die Verweigerung der 

Steuerberatungssoftware zu erheblichen Nachteilen, weil 
Steuerberater regelmäßig Lösungen aus einer Hand bevor-
zugen. Damit ist die DATEV die einzige Anbieterin eines 
Produkts, das unmittelbar auch die Legitimierungsfunkti-
onalität abdeckt. Dies ist umso kritischer zu bewerten, als 
die DATEV bereits über eine sehr starke Stellung auf dem 
Steuerberatungssoftwaremarkt verfügt. Die Steuerberater-
kammern können sich nach derzeitiger Einschätzung des 
Bundeskartellamts auf keine berechtigten Interessen be-
rufen, die die Verweigerung der Konzessionserteilung 
gerechtfertigt. Die vertragliche Vereinbarung der Aus-
schließlichkeit verstößt auch gegen § 1 GWB, Artikel 101 
AUEV.

Die Beteiligten signalisierten gegenüber dem Bundeskar-
tellamt mittlerweile ein Interesse an einer einvernehm-
lichen Verfahrensbeendigung und prüfen derzeit unter 

-
nanzverwaltung Lösungen zur Beendigung des beanstan-
deten Verhaltens.

X. Energie- und Wasserwirtschaft

1. Strom

a)  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Die wettbewerbliche Situation im Strombereich hat sich 
im Jahr 2017 nach den Feststellungen des von Bundes-
kartellamt und Bundesnetzagentur (BNetzA) gemeinsam 
durchgeführten Energie-Monitoring weiterhin positiv ent-
wickelt (s. BNetzA/Bundeskartellamt, Monitoringbericht 

2018 vom 28. November 2018). Der komplexe, von den 
zuständigen Kartellbehörden im Berichtszeitraum teilwei-
se bereits freigegebene Tausch von Geschäftsaktivitäten 
zwischen den vormals über sämtliche Wertschöpfungs-
stufen vertikal integrierten Anbietern E.ON SE (E.ON) 
und RWE AG (RWE) verändert die Anbieterstruktur 
im Bereich der Stromversorgung jedoch spürbar. Unter 
Berücksichtigung der sich abzeichnenden allgemeinen 
Marktentwicklung könnte insbesondere im Bereich der 
Stromerzeugung und auf dem Strom-Erstabsatzmarkt die 
Marktmachtfrage perspektivisch wieder an Bedeutung ge-
winnen.

Erzeugung und Strom-Erstabsatzmarkt

In den vergangenen Jahren hat die Marktkonzentration bei 
der konventionellen Stromerzeugung (Stromerzeugung 
ohne Zahlungsanspruch nach dem EEG) schrittweise 
abgenommen. Der kumulierte Marktanteil der fünf größ-
ten Stromerzeuger auf dem deutschen-österreichischen 
Strom erstabsatzmarkt betrug für das Jahr 2017 nach den 
Ergebnissen des Energie-Monitoring 67,5 Prozent (2016: 
69,4 Prozent). Wird im Hinblick auf die inzwischen wirk-
same Gebotszonentrennung zwischen Deutschland und 
Österreich nur der deutsche Stromerstabsatzmarkt be-
trachtet, so belief sich der kumulierte Marktanteil auf 75,5 
(2016: 76,5) Prozent. Ursache für diese Entwicklung ist 
unter anderem die im vergangenen Berichtszeitraum er-
folgte Übernahme der Braunkohlesparte von Vattenfall 
durch das Konsortium EPH/PPF (s. Tätigkeitsbericht 
2015/16, S. 107). Eine weitere dekonzentrative Wirkung 
hat die in den Werten noch nicht berücksichtigte Abgabe 
konventioneller Erzeugungskapazitäten durch E.ON im 
Zuge der Veräußerung ihrer Beteiligung an der Uniper SE 

Beschluss vom 15. Juni 2018, Aktenzeichen: M.8660) 
entfaltet.

Trotz dieser wettbewerblich positiven Entwicklung dürf-
te die Marktmachtfrage im Bereich der konventionellen 
Stromerzeugung und des Strom-Erstabsatzmarktes per-
spektivisch wieder an Bedeutung gewinnen. Denn zum 
einen bewirken verschiedene Faktoren eine Verringerung 
der im Markt verfügbaren konventionellen, auch bei ei-
ner tageszeit- und wetterbedingt niedrigen Einspeisung 
von Strom aus erneuerbaren Energien verfügbaren, Er-
zeugungskapazitäten. Ursächlich hierfür sind neben vor-

Abs. 1 EnWG i.V.m. § 13b Abs. 3 EnWG) sowohl die 
Stilllegung der derzeit noch betriebenen Atomkraftwerke 
bis Ende 2022 als auch die außerhalb des wettbewerbli-
chen Strommarktes agierende Netzreserve (§ 13b Abs. 4 
und Abs. 5 i.V.m. § 13d EnWG), Kapazitätsreserve (§ 13e 
EnWG) und Braunkohle-Sicherheitsbereitschaft (§ 13g 
EnWG). In Abhängigkeit von der konkreten Umsetzung 
der Anfang 2019 vorgelegten Empfehlungen der Kom-
mission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 
(„Kohle-Kommission“) kann sich diese Entwicklung in 
den kommenden Jahren weiter verschärfen. Die in der 
Vergangenheit noch wirksame Begrenzung wettbewerb-
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lich nicht hinreichend kontrollierter Verhaltensspielräume 
durch im Markt verfügbare Überkapazitäten (s. Tätigkeits-
bericht 2015/16, S. 107) schwächt sich daher zunehmend 
ab. Mit einem aktuellen Marktanteil von knapp 30 Prozent 
war RWE zum anderen bereits in den vergangenen Jahren 

-
ren konventionellen Erzeugungskapazitäten. Im Zuge des 
komplexen Tauschs von Geschäftsaktivitäten mit E.ON 
erwirbt das Unternehmen ferner in geringem Umfang wei-
tere konventionelle Erzeugungskapazitäten hinzu. Nicht 
zuletzt weil es sich hierbei auch um Minderheitsbeteili-
gungen und Bezugsrechte an Kernkraftwerken handelt, die 
bis spätestens Ende 2022 abgeschaltet werden, bestanden 
hiergegen jedoch keine kartellrechtlichen Bedenken (sie-
he hierzu ausführlich S. 105). Die Kraftwerke von RWE 
sind allerdings derzeit bereits in einer nicht unerheblichen 
Anzahl von Stunden im Jahr unverzichtbar („pivotal“) für 
die Deckung der Stromnachfrage in Deutschland. Unab-
hängig von der nunmehr freigegebenen Transaktion dürfte 
RWE aufgrund der allgemeinen Marktentwicklung pers-
pektivisch Marktmacht in einem Umfange zuwachsen, 
so dass die Schwelle zur marktbeherrschenden Stellung 
überschritten werden könnte.

Stromletztverbrauchermärkte

Durch die Übernahme der RWE-Mehrheitsbeteiligung 
an der innogy SE (innogy) durch E.ON führt der kom-
plexe Tausch von Geschäftsaktivitäten zwischen beiden 
Unternehmen auch zu einer veränderten Anbieterstruktur 
auf den Stromletztverbrauchermärkten. Die kartellrechtli-
che Prüfung der wettbewerblichen Auswirkungen dieser 
Transaktion durch die Europäische Kommission war zum 
Ende des Berichtzeitraums noch nicht abgeschlossen. 

In den vergangenen Jahren waren die Stromletztver-
brauchermärkte allerdings insgesamt von einer positiven 
wettbewerblichen Entwicklung gekennzeichnet (vgl. Tä-
tigkeitsbericht 2015/16, S. 107f., BNetzA/Bundeskartell-
amt, Monitoringbericht 2018 vom 28. November 2018, 

2017 ist das Bundeskartellamt davon ausgegangen, dass 
auf den beiden größten Stromeinzelhandelsmärkten in-
zwischen kein Anbieter mehr marktbeherrschend ist. Der 
kumulierte Marktanteil der vier absatzstärksten Anbieter 
war 2017 gegenüber dem Vorjahr sogar weiter gesunken 
und betrug auf dem bundesweiten Markt für die Beliefe-
rung von leistungsgemessenen Stromkunden (RLM-Kun-
den) rund 25 Prozent und auf dem bundesweiten Markt für 
die Belieferung von nicht-leistungsgemessenen Strom-
kunden (SLP-Kunden) im Rahmen von Sonderverträgen 
33 Prozent. Der Anteil der Haushaltskunden in der klassi-
schen Grundversorgung beläuft sich auf knapp 28 Prozent 
und ist damit erneut zurückgegangen. Etwa 41 Prozent 
der Haushaltskunden hatte im Jahr 2017 einen Vertrag 
beim lokalen Grundversorger außerhalb der Grundver-
sorgung. Rund 31 Prozent aller Haushaltskunden werden 
inzwischen von einem Lieferanten beliefert, der nicht der 
örtliche Grundversorger ist, dieser Anteil steigt weiterhin 
kontinuierlich an. Im Jahr 2017 haben ferner erneut mehr 

als 4,7 Mio. Haushaltskunden ihren Stromlieferanten ge-
wechselt. Im Bereich der Nicht-Haushaltskunden sind seit 
dem Jahr 2009 hingegen weitestgehend konstante Wech-
selquoten auf relativ hohem Niveau festzustellen.

Auch im Heizstrombereich, in dem es über viele Jahre 
kaum Lieferantenwechsel gab, ist eine kontinuierliche Zu-
nahme der Wechselaktivitäten – wenn auch auf niedrigem 
Niveau – zu verzeichnen. Dies dokumentiert ebenfalls 
eine Wettbewerbsbelebung. Gleichwohl liegen die Wech-
selquoten noch weit unter den Wechselquoten bei Haus-
haltsstrom und bei Nicht-Haushaltskunden. Der Anteil der 
Heizstrommenge und Heizstromzählpunkte, die von einer 
anderen juristischen Person als dem örtlichen Grundver-
sorger geliefert wurde, steigt zwar kontinuierlich an, be-
trägt aber immer noch lediglich rund 12 Prozent.

Preisentwicklung

Der Berichtszeitraum war nach einer langen Phase der 
Entspannung wieder durch steigende Strompreise gekenn-
zeichnet. So sind die durchschnittlichen Stromgroßhan-
delspreise im Jahr 2017 zum ersten Mal seit 2011 wieder 
angestiegen. Im Vergleich zum Vorjahr erhöhten sich die 
Spotmarktpreise dabei um rund 18 Prozent; Terminkon-
trakte für das Folgejahr notierten um rund 22 Prozent hö-
here Preise. Diese Preissteigerungen haben sich auf den 
Endkundenmärkten im Bereich der Industrie- und Gewer-
bekunden bzw. Haushaltskunden jedoch unterschiedlich 
ausgewirkt. So lag nach den Ergebnissen des Energie-Mo-
nitoring für Industriekunden mit einem Jahresverbrauch 
von 24 GWh der Mittelwert des Gesamtpreises im April 
2018 im Vergleich zum Vorjahresmonat um 0,40 ct/kWh 
höher. Der Mittelwert für Gewerbekunden mit einem Jah-
resverbrauch von 50 MWh ist im Vergleich zum Vorjahr 
hingegen leicht gesunken. Gleiches gilt auch für die Preise 
für Haushaltskunden zum Stichtag 1. April 2018 im Ver-
gleich zum Vorjahresstichtag. Die Heizstrompreise be-

2017.

Hinsichtlich der verschiedenen Preisbestandteile ergab 
das Energie-Monitoring, dass sich seit dem Jahr 2011 

-

leicht erhöht hat. Dies kann nicht zuletzt auch eine Folge 
der gestiegenen Großhandelspreise sein. Dagegen ist das 
durchschnittliche Netzentgelt im Jahr 2018 erstmalig seit 
dem Jahr 2011 leicht gesunken, liegt aber weiterhin auf 
hohem Niveau und macht deutlich mehr als 20 Prozent 
des Gesamtpreises aus. Gleiches gilt für die EEG-Umlage. 
Diese ist zwar ebenfalls leicht gesunken, erreicht aber ei-
nen mit dem Netzentgelt vergleichbaren Anteil.

-
che Einschätzung der zukünftigen Strompreisentwick-
lung zwar schwierig. Sofern sich der erkennbare Trend 
zu steigenden Großhandelspreisen fortsetzt, kann jedoch 
nicht unbedingt davon ausgegangen werden, dass dieser 
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Netzentgelten ganz oder teilweise aufgefangen wird. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die überwiegend in 

Netzstabilisierungsleistungen wie z.B. Redispatch und 
Einspeisemanagement weiter gestiegen sind. Das Risiko 
stärker steigernder Strompreise würde daher nicht zuletzt 
zunehmen, wenn diese Kosten z.B. aufgrund einer hohen 
Windstromeinspeisung in Verbindung mit ausbleibenden 
Erfolgen beim Netzausbau weiter ansteigen.

Veränderungen des Regulierungsrahmens -  
„Clean Energy Package“

Am Ende des Berichtszeitraums ergaben sich zudem Ver-
änderungen der regulatorischen Rahmenbedingungen auf 

-
lung der deutschen Strommärkte und ggf. der Strompreise 
haben können. Im Rahmen des im Frühjahr 2019 endgül-

für das Marktdesign wichtige Änderungen unter anderem 
die regulatorische Festlegung eines Anteils der Kapazi-
tät an den Grenzkuppelstellen, die den Markt akteuren 
im Rahmen der Marktkopplung zwingend verbindlich 
zur Verfügung gestellt werden soll, sowie die marktli-

Strommarkt-Verordnung sieht vor, dass an allen Grenz-
kuppelstellen schrittweise bis spätestens 2015 mindestens 
70 Prozent der technischen Kapazität nach Abzug der Si-
cherheitsmargen (N-1-Sicherheit) zur Verfügung zu stel-
len sind. Die Umsetzung dieser Vorgabe dürfte zu einer er-
heblichen Belastung der Übertragungsnetze und zu einer 
wesentlichen Steigerung des Bedarfs an Redispatch-Maß-
nahmen und Countertrading-Leistungen sowie der damit 
verbundenen, in die Netzentgelte gewälzten Systemkos-
ten führen. Die Strommarkt-Verordnung sieht ferner den 

vor, von der jedoch Ausnahmen zulässig sind, die für 
Deutschland möglicherweise einschlägig sind. Insbeson-
dere könnten in Deutschland Netzengpässe in bestimmten 
Situationen vielfach vorhersehbar sein, so dass ggf. bis 

verzichtet werden könnte.  

Nationale Evaluierung marktlicher Beschaffung  
von Redispatch

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ana-
lysiert derzeit verschiedene Möglichkeiten der marktli-

es dabei, eine wissenschaftliche Basis für die Gestaltung 
der Verhältnisse zwischen wettbewerblichem Strommarkt 

von Redispatch-Leistungen im Speziellen zu legen. Das 
Bundeskartellamt ist in diese Evaluierung eingebunden. 
Sein besonderes Augenmerk gilt u.a. der Tatsache, dass 

-
tern Opportunitätskalküle zwischen räumlich ggf. enger 
abzugrenzenden Redispatchmärkten und dem gebotszo-
nenweiten Strom erstabsatzmarkt ermöglicht (sog. Incre-

ment-Decrement-Gaming). Aufgrund unterschiedlicher 
Preissignale könnten hinreichend sicher vorhersehbare 
Netzengpässe eine Vermarktungsstrategie auf dem Strom-
erstabsatzmarkt fördern, die den Engpass weiter verstärkt. 
Dieses Risiko  besteht jedoch unabhängig vom Beste-
hen von Marktmacht auf dem Erstabsatzmarkt oder auf 
räumlich engeren Redispatchmärkten. Bei Bestehen von 

-
sung des Bundeskartellamtes die potentielle Missbräuch-
lichkeit eines solchen Verhaltens nach Art. 102 AEUV 
bzw. §§ 19, 29 GWB vertieft begründungsbedürftig.

b) Schwerpunkte der Wettbewerbsaufsicht

aa) Fusionskontrolle

Tausch von Geschäftsaktivitäten E.ON/RWE

Die Anbieterstruktur im Bereich der Stromversorgung in 
Deutschland könnte durch den komplexen Tausch von 
Geschäftsaktivitäten zwischen den vormals über sämtli-
che Wertschöpfungsstufen vertikal integrierten Anbietern 
E.ON SE (E.ON) und RWE AG (RWE) spürbare Verän-
derungen erfahren. RWE beabsichtigt, sich mit der von 
der Europäischen Kommission derzeit noch vertieft ge-
prüften Veräußerung ihrer Mehrheitsbeteiligung an der 
innogy SE (innogy) und im Gegenzug dem Erwerb ein-
zelner Erzeugungskapazitäten auch aus dem Bereich der 
erneuerbaren Energien zukünftig als führender Anbieter 
auf den Bereich der Stromerzeugung zu etablieren. Der 
Fokus von E.ON soll hingegen auch unter Berücksichti-
gung der inzwischen erfolgten Abgabe nahezu sämtlicher 
Erzeugungskapazitäten im Zuge der Veräußerung ihrer 

(Europäische  Kommission, Beschluss vom 15. Juni 2018, 
Aktenzeichen: M.8660) zukünftig auf dem Netzbetrieb 
und dem Stromvertrieb liegen.

Aufgrund der Komplexität der von den Parteien gewähl-
ten Transaktionsstruktur sind bzw. waren für die kartell-
rechtliche Prüfung von Teilen der im Zuge der Gesamt-
transaktion beabsichtigten Erwerbsvorgänge sowohl 
die EU-Kommission als auch das Bundeskartellamt zu-
ständig. Die bisher noch nicht abgeschlossene vertiefte 
Prüfung des beabsichtigten Erwerbs der Mehrheitsbe-
teiligung an innogy durch E.ON fällt dabei in die aus-
schließliche Zuständigkeit der Europäischen Kommissi-
on. Eine ausschließliche Zuständigkeit der Europäischen 
Kommission ergab sich ferner im Hinblick auf den von 
RWE im Gegenzug für die Veräußerung von innogy be-
absichtigten Erwerb konventioneller und nach dem EEG 
geförderter Erzeugungskapazitäten von E.ON. Aufgrund 
fehlender Bedenken hat die Europäische Kommission die-
sen Teil der beabsichtigten Erwerbsvorgänge von RWE 
inzwischen freigegeben (Europäische Kommission, Be-
schluss vom 26. Februar 2019, Aktenzeichen: M.8871). 
Die Prüfung des von RWE beabsichtigten Erwerbs einer 
Minderheitsbeteiligung an E.ON in Höhe von 16,67 Pro-
zent lag hingegen in der Zuständigkeit des Bundeskartell-
amtes. Auch dieser Teil der Transaktion konnte aufgrund 
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des Fehlens der Untersagungsvoraussetzungen freigege-
ben werden (s. Pressemitteilung vom 26. Februar 2019; 
Fallbericht vom 31. Mai 2019, B8-28/19). Da die beiden 
Teile der Erwerbsvorgänge von RWE die gleichen Märk-
te betrafen, haben beide Behörden bei den erforderlichen 
Ermittlungen und Bewertungen sehr eng kooperiert. Die 
Zusammenarbeit erstreckte sich insbesondere auf die er-
forderlichen Erhebungen im Markt. So konnten aufwändi-
ge Doppelbefragungen vermieden, relevante Ermittlungs-
ergebnisse zwischen beiden Behörden ausgetauscht und 
die mit einer parallelen Prüfung verbundenen Belastungen 
für die Marktteilnehmer wirksam begrenzt werden. 

Beabsichtigter Erwerb einer Minderheitsbeteiligung 
an E.ON durch RWE

-
len der Gesamttransaktion in Deutschland bildete – ob-
gleich die relevanten Umsatzschwellen der europäischen 
Fusionskontrolle überschritten wurden - der im Zuge der 
Gesamttransaktion beabsichtigte Erwerb einer 16,67 Pro-
zent-Beteiligung an E.ON durch RWE. Diese Teiltransak-
tion stellte im Gegensatz zu den übrigen Erwerbsvorgän-
gen keinen Kontrollerwerb nach europäischem Recht dar, 
erfüllte jedoch den Tatbestand des Erwerbs eines wettbe-

(§ 37 Abs. 1 Nr. 4 GWB). 

In materieller Hinsicht stand bei der Prüfung der Markt 
für die Erzeugung und den Erstabsatz von Strom (Strom-
erstabsatzmarkt) im Mittelpunkt. Ausschlaggebend hier-
für ist, dass RWE das mit Abstand führende Stromerzeu-
gungsunternehmen in Deutschland ist und E.ON auch 
nach der Veräußerung seiner Beteiligung an Uniper in 
diesem Bereich u.a. mit einzelnen Atomkraftwerken nach 
wie vor tätig ist. Anhaltspunkte dafür, dass der Anteilser-
werb von RWE eine erhebliche Behinderung wirksamen 
Wettbewerbs erwarten lässt, ergaben sich jedoch nicht. Im 
Zuge des von der Europäischen Kommission geprüften 
und freigegebenen Transaktionsaktionsteils erwirbt RWE 
von E.ON zwar Kontrolle sowohl über konventionelle als 
auch über nach dem EEG geförderte Erzeugungskapazi-
täten. Bei den erworbenen konventionellen Kapazitäten 
handelt es sich allerdings um Anteile und Bezugsrechte 
an Atomkraftwerken, die spätestens bis Ende 2022 abge-
schaltet werden. Zudem gibt RWE im Zuge der geplanten, 
von der Europäischen Kommission derzeit noch geprüften 
Veräußerung ihrer Mehrheitsbeteiligung an innogy kon-
ventionelle und nach dem EEG geförderte Erzeugungska-
pazitäten an E.ON ab. Insgesamt ergibt sich in der Summe 
sowohl bezogen auf die deutsche Erzeugungskapazität als 
auch bezogen auf die hiermit erzeugten Strommengen nur 
ein sehr geringer Zuwachs von RWE. Dieser Zuwachs 
entfällt zudem nahezu vollständig mit der Abschaltung 
der Atomkraftwerke Ende 2022. Der Erwerb einer Min-
derheitsbeteiligung in Höhe von 16,67 Prozent an E.ON 
durch RWE vermittelt RWE zudem keine Kontrolle über 
die bei E.ON verbleibenden Erzeugungskapazitäten. Auch 
wird RWE schon allein wegen der Beteiligungshöhe nicht 

die Interessen von E.ON durchzusetzen, etwa indem 
E.ON-Kraftwerke im Interesse von RWE zurückgehalten 
würden. Allerdings wird RWE anteilig an den Gewinnen 
der E.ON-Kraftwerke teilhaben. Eine Verstärkung der 
Möglichkeiten und Anreize von RWE für eine preistrei-
bende Kapazitäts zurückhaltung, die als erhebliche Wett-

hieraus jedoch nicht. Um die Anreize von RWE für eine 
preissteigernde Kapazitätszurückhaltung zu ermitteln, hat 
das Bundeskartellamt im Rahmen der Prüfung umfangrei-
che Daten über den Kraftwerkseinsatz im Jahresverlauf 
erhoben. Auf dieser Grundlage wurde der sogenannte 
„Residual-Supply-Index“ (RSI) ermittelt. Dieser Index 
gibt an, in welchem Ausmaß der Kraftwerkspark eines 
Unternehmens unverzichtbar ist, um die Stromnachfrage 
zu decken. Er trägt damit den Tatsachen Rechnung, dass 
zu jedem Zeitpunkt die nachgefragte und die erzeugte 
Menge Stromes übereinstimmen müssen und Speicher-
möglichkeiten nur sehr begrenzt verfügbar sind. Mit die-
sem Index kann daher auch gemessen werden, in welchem 
Umfang ein Unternehmen über Marktmacht verfügt, weil 
es über die Steuerung seiner Kraftwerke die angebotene 
Strommenge und – z.B. durch eine Strategie der Kapazi-
tätszurückhaltung – auch den Strompreis maßgeblich be-

der Kraftwerkspark von RWE zwar derzeit bereits in einer 
nicht unerheblichen Zahl von Stunden pivotal, also für die 
Deckung der Stromnachfrage in Deutschland unverzicht-
bar. Die Zahl pivotaler Stunden erreicht jedoch noch nicht 
das für die Annahme einer marktbeherrschenden Stellung 
erforderliche Niveau. Bis zum Abschluss und infolge des 
Atomausstiegs Ende 2022 könnte die Marktmacht von 
RWE nach der RSI-Analyse des Bundeskartellamtes und 
in Übereinstimmung mit den im Rahmen des Verfahrens 
eingereichten ökonomischen Gutachten unabhängig von 
der geprüften Transaktion zwar möglicherweise deutlich 
zunehmen. Im Zuge des Atomausstiegs verliert E.ON je-
doch zugleich alle seine verbliebenen drei Kernkraftwer-
ke, sodass der wesentliche Teil des denkbaren Zuwachses 
aus der geprüften Minderheitsbeteiligung von RWE an 
E.ON entfällt. Selbst bei einer gestiegenen Marktmacht 
von RWE aufgrund der zu prognostizierenden allgemei-
nen Marktentwicklung wird diese durch die Minderheits-
beteiligung von RWE an E.ON daher nicht verstärkt. Eine 
durch den Erwerb der Minderheitsbeteiligung bewirkte er-
hebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs war daher 
auszuschließen (s. Pressemitteilung vom 26. Februar 2019 
nebst Hintergrundinformationen).

EnBW/MVV

Nach Durchführung eines Hauptprüfverfahrens freigeben 
konnte das Bundeskartellamt die Aufstockung der Betei-
ligung der EnBW AG (EnBW) an der MVV Energie AG 
(MVV) um 6,28 Prozent auf 28,76 Prozent (s. Beschluss vom 
13. Dezember 2017, B4-80/17; Fallbericht vom 16. Februar 
2018, B4-80/17 sowie S. 84f.). Im Bereich der Energiever-
sorgung lagen die Schwerpunkte der Prüfung dabei auf dem 
Erstabsatzmarkt für Strom, der Bereitstellung von Regelener-
gie sowie dem Bereich des Redispatch.
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Im Markt für den Erstabsatz von nicht nach dem EEG ver-
gütetem Strom führte der Zusammenschluss nicht zu kri-
tischen Marktanteilen. Auch im Bereich der Regelenergie, 
die zur Vermeidung unvorhergesehener Schwankungen 
von Angebot und Nachfrage in Stromübertragungsnetzen 
benötigt wird, lag kein Untersagungsgrund vor. Im Rah-
men der Prüfung des Vorhabens hat sich das Bundeskar-
tellamt ferner erstmals ausführlich mit dem Bereich des 

die Beseitigung von Engpässen im Übertragungsnetz 
-

ken. Betreiber von Kraftwerken in Deutschland müssen 
ab einer Nennleistung von 10 MW auf Anforderung der 
Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) ihre Kraftwerke vor 
dem Engpass drosseln (negativer Redispatch) bzw. hinter 
dem Engpass hochfahren (positiver Redispatch). Ob der 
hinsichtlich der in Deutschland gelegenen Kraftwerke 
weitgehend regulierte Bereich der Redispatch-Leistungen 
eine Markteigenschaft für die Zwecke des Kartellrechts 

 Ermittlungen haben insbesondere gezeigt, dass die von 
der Entgeltregulierung nicht erfassten (positiven) Redis-
patch-Leistungen, die von den ÜNB aus Kraftwerken im 
Ausland kontrahiert werden, in die Betrachtung einzube-
ziehen sind. Im betrachteten Zeitraum erreichten diese 
ein erhebliches Ausmaß. In räumlicher Hinsicht sprach 
aufgrund der geographischen Verteilung der Erzeugungs-
kapazitäten, der Netztopographie sowie des daraus tat-
sächlich resultierenden Redispatch-Bedarfs ferner vieles 
dafür, einen denkbaren Markt für positiven Redispatch auf 
eine „Südzone“ zu begrenzen. Auch die konkrete sachli-
che und räumliche Marktabgrenzung konnte im Ergebnis 

das Vorliegen der materiellen Untersagungsvoraussetzun-
gen ausgeschlossen werden konnte. 

Die Freigabeentscheidung ist noch nicht rechtskräftig. 
Gegen den Freigabebeschluss wurde Beschwerde einge-
legt, über die das Oberlandesgericht Düsseldorf zu ent-
scheiden hat.

EPH/Kraftwerk Mehrum GmbH

Ohne eine vertiefte Prüfung freigegeben werden konnte 
der Erwerb sämtlicher Anteile an der Kraftwerk  Mehrum 
GmbH (KWM) durch eine Tochtergesellschaft der 

KWM betreibt in Mehrum ein Steinkohlekraftwerk mit 
einer Nettoleistung von 690 MW. Der Zusammenschluss 
führte zwar zu horizontalen Überschneidungen, da EPH 
nach der Übernahme der Braunkohlesparte von Vattenfall 
(s. Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 107) in Deutschland in 
der Stromerzeugung tätig ist. Weder beim Erstabsatz von 
Strom noch bei jeder denkbaren Marktabgrenzung im Be-
reich der Regelenergie wurden jedoch kritische Marktan-
teile erreicht. Auch im Bereich des Redispatch konnten 
wettbewerbsschädliche Verstärkungswirkungen ausge-
schlossen werden.

bb) Missbrauchsaufsicht

Leitfaden Preisspitzen

Im Bereich der Missbrauchsaufsicht lag der Schwerpunkt 
im Berichtszeitraum auf der Erarbeitung eines Leitfadens 
zur Zulässigkeit von Preisspitzen und den Grundsätzen 
der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht im Bereich der 
Stromerzeugung. Auf Vorschlag des Bundeskartellamtes 
im Zuge der Vorbereitung des Gesetzgebungsverfahrens 
zum Strommarktgesetz 2016 sah das Weißbuch des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie dessen Erar-
beitung vor. Das Bundeskartellamt hat hierzu zunächst 
die relevanten Marktakteure zu den aus ihrer Sicht klä-
rungsbedürftigen Fragen konsultiert (s. Tätigkeitsbericht 
2015/2016, S. 107). Da sich im Bereich des Marktmanipu-
lationsverbots der Verordnung (EU) 1227/2011 (REMIT) 
gleichartige Fragen stellen, haben das Bundeskartellamt 
und die BNetzA ferner einen gemeinsamen Leitfaden ent-

-
de am 20. März 2019 gestartet (s. Pressemitteilung vom 
20. März 2019). Stellungnahmen insbesondere von Un-
ternehmen, Verbänden, Behörden oder wissenschaftlichen 
Instituten zum Entwurf des Leitfadens konnten bis zum 
20. Mai 2019 bei beiden Behörden eingereicht werden. 
Nach Auswertung der Stellungnahmen wird der Leitfaden 

Missbrauchsverfahren der Europäischen  
Kommission gegen Tennet

Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum ferner ein 
Missbrauchsverfahren der Europäischen Kommission 
kritisch begleitet. Das Verfahren richtete sich gegen den 
Übertragungsnetzbetreiber Tennet TSO GmbH (Tennet), 
der das in der Mitte Deutschlands von der deutsch-däni-
schen bis zu der deutsch-österreichischen Grenze reichen-
de Übertragungsnetz betreibt. Die Europäische Kommis-
sion sah in der von Tennet vorgenommenen faktischen 
Beschränkung der Stromübertragungskapazität zwischen 
Deutschland und dem Marktgebiet Dänemark West den 
Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung. Tennet 
hat daraufhin im Wege einer Zusage u.a. angeboten, ohne 
Begrenzung der damit möglicherweise verbundenen Kos-
ten für Netzstabilisierungsmaßnahmen (Redispatch und 
Countertrading) die dem Handel zur Verfügung gestellte 
Kapazität der Grenzkuppelstellen auf 75 Prozent der phy-
sischen Kapazität zu erhöhen. Das Bundeskartellamt hat 
im Rahmen des Markttests zu diesen Zusagen schriftlich 
Stellung genommen. Dabei hat das Bundeskartellamt ins-

gleichzeitige (Wind-)Einspeisung im Inland und aus Dä-
nemark nicht aufnehmen kann – aus den Zusagen keine 
Erhöhung des gehandelten Stroms folgt, sondern lediglich 
eine Erhöhung der über die Netzentgelte auf die Endver-
braucher in Deutschland gewälzten Kosten für Netzsta-
bilisierungsmaßnahmen. Der explizite Ausschluss einer 

-
rungsmaßnahmen könne zu einer aus kartellrechtlicher 
Sicht problematischen zusätzlichen Belastung der inlän-
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dischen Verbraucher führen. Die Europäische Kommissi-
on hat jedoch mit Entscheidung vom 7. Dezember 2018 
die teilweise sogar noch weiter verschärften Zusagen für 
verbindlich erklärt (Aktenzeichen: AT.40461). Aufgrund 
seiner vorgetragenen Bedenken hat das Bundeskartellamt 
im Rahmen des Beratenden Ausschusses dem Entschei-
dungsentwurf der Kommission nicht zugestimmt.

c)  Zusammenarbeit mit der 
 Bundesnetzagentur

Wie bereits in den vergangenen Berichtszeiträumen hat 
das Bundeskartellamt erneut in zahlreichen Festlegungs-
verfahren eng mit der BNetzA zusammengearbeitet. 
Wichtige inhaltliche Schwerpunkte bildeten dabei Vergü-
tungsregelungen für Maßnahmen der Netzstabilisierung 
sowie die Reform des Zuschlagsmechanismus bei der Be-

Vergütung von Redispatch-Leistungen

Das Bundeskartellamt hat aktiv an der Ausgestaltung der 
Grundsätze für die angemessene Vergütung von Redis-
patch-Maßnahmen mitgewirkt. Die ursprüngliche Festle-
gung der BNetzA vom 30. Oktober 2012 war im vergange-
nen Berichtszeitraum vom Oberlandesgericht Düsseldorf 
aufgehoben worden und musste daher neu gestaltet wer-
den. Ein parallel in enger Abstimmung mit der BNetzA 
vom Bundeskartellamt gegen eine konkrete bilaterale 
Vergütungsvereinbarung zwischen E.ON und dem Über-
tragungsnetzbetreiber Tennet („Irsching-Verträge“) ein-
geleitetes Kartellverwaltungsverfahren konnte aufgrund 
der in diesem Beschluss enthaltenden kartellrechtlichen 
Ausführungen eingestellt werden (s. Tätigkeitsbericht 
2015/16, S. 109f.). Die neue Festlegung der BNetzA vom 
10. Oktober 2018 sieht nunmehr vor, dass die Redispatch-

(FSV) der vier deutschen Übertragungsnetzbetreiber ge-
regelt wird. Dieser wiederum liegt ein Branchenleitfaden 
zugrunde, den die BNetzA mit dem Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW) und weiteren 
Vertretern der Energiewirtschaft erarbeitet hat. Der Fokus 
des Bundeskartellamtes bei der Begleitung dieses Prozes-
ses auch im Rahmen von Gesprächen mit dem BDEW 
und Marktteilnehmern lag wie bereits bei der kartellrecht-
lichen Bewertung der „Irsching-Verträge“ auf der Ver-
meidung von Anreizen der Kraftwerksbetreiber, aufgrund 
einer überhöhten Redispatch-Vergütung auf eine wettbe-
werbliche Vermarktung von Erzeugungskapazitäten auf 
dem Strom-Erstabsatzmarkt zu verzichten. In diesem 
Zusammenhang hat das Bundeskartellamt insbesondere 
die Diskussionen über eine sachgerechte Ermittlung des 
anteiligen Werteverbrauchs von Kraftwerken sowie über 
die Berechnung von entgangenen Erlösmöglichkeiten 
im Falle eines Redispatch-Abrufs (Opportunitätskosten), 
die nach einer entsprechenden Gesetzesänderung gemäß 
§ 13a EnWG für eine angemessene Redispatch-Vergü-
tung zu berücksichtigen sind, eng begleitet. Aufgrund der 
Beschwerde eines Marktteilnehmers wird auch die neue 

Festlegung derzeit ebenfalls einer gerichtlichen Überprü-
fung unterzogen.

Ausländische Netzreserve und Sicherheitsbereitschaft

Eng begleitet hat das Bundeskartellamt ferner die Fest-
legung der BNetzA zur Anerkennung der Kosten für die 
Kontrahierung von ausländischen Anlagen für die Netz-
reserve nach § 13d EnWG i.V.m. § 6 Abs. 2 NetzResV. 
In seiner Stellungnahme hat das Bundeskartellamt darauf 
hingewiesen, dass die Gewichtung von Bewertungskrite-
rien zur Auswahl von ausländischen Anlagen möglicher-
weise eine Ausnutzung von Marktmachtpotenzialen durch 
Anlagenbetreiber ermöglichen könnte. Aus diesem Grund 
hat es sich für ein enges Monitoring der Auswahlprozesse 
ausgesprochen und den in der Festlegung enthaltenen Wi-
derrufsvorbehalt ausdrücklich begrüßt. 

Eingebunden war das Bundeskartellamt zudem in die 
Festsetzung der Vergütung für die Sicherheitsbereitschaft 
und die Stilllegung des Braunkohlekraftwerks Buschhaus 
nach § 13g EnWG. Das Kraftwerk Buschhaus ist das ers-
te Braunkohlekraftwerk, welches gemäß § 13g EnWG 
schrittweise in die Sicherheitsbereitschaft überführt wur-
de. Nach Einschätzung des Bundeskartellamtes konnten 
mit der Festlegung der BNetzA kartellrechtlich relevante 

oder systematisch überhöhte Vergütungen durch eine Re-
ferenzierung aller relevanten Kennzahlen auf die Jahre 
2014/15 vermieden werden.

Zuschlagsmechanismus Regelenergie

Die BNetzA hat im Berichtzeitraum ferner die Zuschlags-
mechanismen für Sekundärregelenergie und Minuten-
reserveenergie reformiert. Den Anlass hierzu boten nicht 
zuletzt ausgesprochen hohe Preise für Minutenreserve-
arbeit am 17. Oktober 2017. Bisher erfolgte der Zuschlag 
für die Regelleistungsvorhaltung ausschließlich auf Ba-
sis des gebotenen Leistungspreises. Lediglich der Abruf 
von Regelarbeit aus dem Kreis der ausgewählten Gebote 
erfolgte nach dem jeweils gebotenen Regelarbeitspreis. 
Zukünftig wird die Entscheidung über Zuschläge für Se-
kundärregel- bzw. für Minutenreserveenergie nach einem 
Zuschlagswert aus Leistungspreis und dem nach je einem 

-
ner Stellungnahme gemäß § 58 Abs. 1 S. 2 EnWG hat das 
Bundeskartellamt diesen Grundansatz, der entsprechende 
frühere Anregungen des Bundeskartellamtes aufgreift, 
begrüßt. Es hat zudem darauf hingewiesen, dass die über 
die Merit-Order der verschiedenen Kraftwerkstypen hin-
weg stark degressive Wahrscheinlichkeit des Abrufs der 
Regelarbeit ggf. besser durch einen gleitenden als durch 
einen festen Faktor berücksichtigt werden könnte. Wegen 
dessen kurzfristiger Implementierbarkeit durch die Über-
tragungsnetzbetreiber hat die BNetzA jedoch an dem An-
satz eines festen Faktors festgehalten. Das Oberlandesge-
richt Düsseldorf hat mit Beschluss vom 11. Juli 2018 die 
aufschiebende Wirkung der von einem Marktteilnehmer 
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gegen die Festlegung eingelegten Beschwerde befristet 
bis zum 15. Oktober 2018 angeordnet, die Beschwerde im 
Übrigen jedoch zurückgewiesen. 

2. Gas

a)  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Die Entwicklung des deutschen Gasmarkts wird wie in 
den vergangenen Jahren auch durch die Energiewende 

zunehmende Verwendung von Wärmepumpen können zu 
geringeren Gasverbräuchen im Haushaltsbereich führen. 
Allerdings führen der Atomausstieg und die Stilllegung 
von Kohlekraftwerken auch zu einem erhöhten Bedarf 
nach anderen konventionellen Stromerzeugungsquellen. 
Die hierfür prädestinierten, derzeit oft unterausgelasteten 
Gaskraftwerke könnten den Gasbedarf in Deutschland 
daher ansteigen lassen. Die deutsche Erdgasproduktion 
ging jedoch im Jahr 2017 um 0,6 Mrd. m³ auf nunmehr 
7,2 Mrd. m³ zurück und wird in einigen Jahren erschöpft 

werden muss. Die deutsche und die europäische Gaswirt-
schaft tragen dem u.a. durch den Bau neuer Gaspipelines 
bzw. durch die Ertüchtigung bestehender Leitungen und 
auch durch den Bau oder die Erweiterung von LNG-Ter-

In wettbewerblicher Hinsicht gab es im Bereich der 
Gaswirtschaft im Berichtszeitraum keine erkennbar be-
denklichen Entwicklungen. Nach dem gemeinsam von 
Bundeskartellamt und BNetzA durchgeführten Energie-
Monitoring war der Berichtszeitraum jedoch von zum Teil 
deutlich gestiegenen Gasgroßhandelspreisen geprägt. Auf 
der obersten Marktstufe ist ferner die Marktkonzentration, 
exemplarisch abgebildet durch den Markt für den Betrieb 
von Untertageerdgasspeichern, nach wie vor relativ hoch. 
Allerdings ist die Konzentration über die letzten Jahre hin-
weg zurückgegangen. Der aggregierte Marktanteil der drei 
Unternehmen mit den größten Speicherkapazitäten betrug 
zum Ende des Jahres 2017 rund 68,2 Prozent und ist damit 
im Vergleich zum Vorjahr konstant geblieben. Der im Jahr 
2016 noch zu verzeichnende deutliche Rückgang war im 
Wesentlichen auf die dekonzentrative Wirkung der Über-
nahme der Verbundnetz Gas AG durch die EnBW AG zu-
rückzuführen (s. Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 112).

Trotz der im Vergleich zum Strommarkt relativ begrenzten 
Auswahl an Transportwegen und Lieferländern hat sich 
ein liquider Großhandelsmarkt für Gas entwickelt. Dazu 

Laufzeiten beigetragen. Auf den beiden wichtigsten Gas-
Einzelhandelsmärkten (Großkundenverträge, Sonderver-
träge mit Haushaltskunden) ist ferner das Konzentrations-
niveau nach wie vor gering. Der kumulierte Marktanteil 
der vier absatzstärksten Gasanbieter liegt nach wie vor 
deutlich unter den Vermutungsschwellen einer marktbe-
herrschenden Stellung. Zudem hat sich seit der Markt-

entwickelt. Auch die mengenbezogene Lieferantenwech-
selquote bei den Haushaltskunden ist über die vergange-
nen Jahre hinweg gestiegen. Im Bereich der Nicht-Haus-
haltskunden hat die Wechselquote nach einem deutlichen 
Wachstum in den Jahren 2006 bis 2010 und etwa konstan-
ten Quoten für die Jahre 2010 bis 2016 im Berichtszeit-
raum allerdings abgenommen.

b)  Schwerpunkt der Wettbewerbsaufsicht – 
Fusionskontrolle

Das Bundeskartellamt hat die Gründung eines Gemein-
schaftsunternehmens durch Fluxys und PAO Novatek für 
die Konstruktion, den Bau, die Finanzierung, den Betrieb 
und die Wartung einer Kopfstation zur Speicherung von 

hafen Rostock geprüft. Hier stellte sich insbesondere die 
Frage, wie der sachlich relevante Markt abzugrenzen ist. 
Ein solcher Markt könnte, weit gefasst, sämtliche Anlagen 
einschließen, die für die Speicherung, Umladung und eine 

Gas (LPG) geeignet sind. Hingegen wären bei einer enge-
ren Marktabgrenzung nur solche Kopfstationen einzube-
ziehen, die ausschließlich der Speicherung und Umladung 
von LNG dienen. In räumlicher Hinsicht muss berücksich-
tigt werden, dass insbesondere die Speicherdienstleistun-
gen einer Kopfstation für LNG-Mengen nur von Kunden 
nachgefragt werden, die eine bestimmte räumliche Nähe 
aufweisen; hier könnte der räumliche relevante Markt 
Nord- und Mitteleuropa umfassen, da der Transport der 
LNG-Mengen für die Nachfrager der Speicherdienstleis-

und wirtschaftlich rentabel ist. Mangels Entscheidungs-
relevanz konnte die Frage der Marktabgrenzung letzt-

engen noch bei einer weiteren sachlichen und räumlichen 
Marktabgrenzung negative wettbewerbliche Auswirkun-
gen des Vorhabens zu erwarten waren.

Biogas

Aufgrund des beabsichtigten Erwerbs der entsprechen-
den Handelsaktivitäten der BayWa durch die EnBW AG 
hat sich das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum ferner 
erstmals vertiefter mit den Wettbewerbsbedingungen im 
Bereich Biogas befasst. Biogas ist ein brennbares Gas, 
welches durch die Vergärung von Biomasse hergestellt 
wird. Zum einen kann es unmittelbar nach der Erzeu-
gung in Strom und Wärme umgewandelt werden, zum 
anderen kann es in das Erdgasnetz eingespeist werden. 
Für die letztere Verwendung ist allerdings eine Erhöhung 
des Methangehaltes des Biogases erforderlich, was durch 
Reinigung und Aufbereitung des Biorohgases geschieht. 

lassen, ob ein separater Markt für Biomethanhandel vom 
Erdgasliefermarkt abzugrenzen ist. Allerdings könnten 
Besonderheiten des Biomethanhandels für eine Abgren-
zung vom Erdgasliefermarkt sprechen. So erfolgt etwa 
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fossilem Erdgas. Gegen einen einheitlichen Markt könnte 
auch sprechen, dass aus Nachfragersicht Biomethan mit 
besonderen ökologischen Eigenschaften assoziiert ist, 

– für Nachfrager abgesichert werden. Der gemeinsame 
Marktanteil der Beteiligten würde aber selbst auf einem 
separaten Biomethanhandelsmarkt nach den durchgeführ-
ten Ermittlungen unter 20 Prozent liegen. Eine erhebliche 
Behinderung wirksamen Wettbewerbs aufgrund des Zu-
sammenschlusses konnte daher ausgeschlossen werden 
(s. Fallbericht vom 6. März 2019, B8-22/19). 

Auf den Gasbereich ausgewirkt hat sich ferner der bereits 
oben (s. S. 105f.) ausführlich beschriebene Tausch von 
Geschäftsaktivitäten zwischen den vormals vertikal inte-
grierten Energieanbietern E.ON SE (E.ON) und RWE AG 
(RWE). Der vom Bundeskartellamt geprüfte und freige-
gebene Erwerb einer Minderheitsbeteiligung in Höhe von 
16.67 Prozent an E.ON durch RWE gab jedoch keinen 
Anlass für kartellrechtliche Bedenken. Beide Unterneh-
men sind zwar im Bereich des Betriebs von Gasspeichern 
und der Belieferung großindustrieller Abnehmer tätig. 
Aufgrund der hier realisierten vergleichsweise geringen 
Marktanteile ergaben sich jedoch keine Hinweise auf 
wettbewerbsschädliche Auswirkungen dieses Teils der 
geplanten Gesamttransaktion. Die Prüfung der Auswir-
kungen des Erwerbs der Mehrheitsbeteiligung an innogy 
durch E.ON im Gasbereich durch die Europäische Kom-
mission war zum Ende des Berichtszeitraums hingegen 
noch nicht abgeschlossen.

c)  Zusammenarbeit mit der 
 Bundesnetzagentur

Breiten Raum nahm im Berichtszeitraum die Umsetzung 
der Verordnung (EU) Nr. 2017/460 zur Festlegung eines 
Netzkodex über harmonisierte Fernleitungsnetzentgelte 
(VO NC-TAR) und der Verordnung (EU) Nr. 2017/459 
zur Festlegung eines Netzkodex für Kapazitätszuweisung 
(VO NC-CAM) ein. Diese europarechtlichen Vorgaben 
wirken auf eine Harmonisierung der Geschäftsbedingun-
gen auf dem Gasmarkt und die verbesserte Verbindung 
von Marktgebieten in der Europäischen Union hin. Dieses 
Ziel soll durch die Errichtung virtueller Handelspunkte in 
den jeweiligen Marktgebieten erreicht werden. An diesen 

sein, ihre Transportkapazitäten in Form einer einheitli-
chen Kapazitätsdienstleistung zu einheitlich berechneten 
Entgelten anzubieten. 

Das Bundeskartellamt hat den Festlegungsprozess zur 
Umsetzung dieser Vorgaben begleitet, die vorgesehenen 
Regelungen auf ihre wettbewerblichen Auswirkungen 
geprüft und im Bedarfsfall Stellungnahmen nach § 58 
Abs. 1 Satz 2 EnWG abgegeben. Schriftlich Stellung 
genommen hat das Bundeskartellamt unter anderem zu 
der Festlegung „REGENT“, die als alleinige Referenz-
preismethode für die im Ein-und Ausspeisesystem der 
beiden Marktgebiete NetConnect Germany (NCG) und 

 GASPOOL (GP) tätigen FNB distanzunabhängige Ein-
und Ausspeiseentgelte („Briefmarken“) festlegt. Da die 
durch das einheitlich berechnete Entgelt erzielten Erlöse 

der Anreizregulierung zulässigen Erlöse des jeweiligen 
FNB abbilden, sieht die Festlegung „AMELIE“ ergän-
zend die Einführung eines wirksamen Ausgleichsmecha-
nismus zwischen den FNB eines Marktgebietes vor. Nach 
Einschätzung des Bundeskartellamtes ist nicht vollständig 
auszuschließen, dass durch diese Regelungen der noch 
vorhandene Restwettbewerb zwischen den FNB spürbar 
beschränkt wird. In seiner Stellungnahme hat das Bundes-
kartellamt jedoch gleichfalls darauf hingewiesen, dass als 

vorgesehenen Regelungen unter anderem deren positive 
-

ten. Eine Legalfreistellung der möglichen spürbaren Wett-
bewerbsbeschränkung vor dem Hintergrund des im Ver-
gleich zu den maßgeblichen Netzkodizes höherrangigen 
Gemeinschaftsrechts des Art. 101 AEUV erscheint daher 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen.

3.  Markttransparenzstelle für den 
 Großhandel mit Strom und Gas

Die Markttransparenzstelle für den Großhandel mit Strom 
und Gas (MTS-Strom/Gas) wird bei der BNetzA einge-
richtet. Ihre Aufgaben nehmen BNetzA und Bundeskar-
tellamt einvernehmlich wahr. Hier werden die für die 
Überwachung des Energiegroßhandels erforderlichen 
Daten eingesammelt und ausgewertet. So sollen Hinweise 
auf rechtswidriges Verhalten von Marktteilnehmern er-
mittelt und die Verfolgungsbehörden informiert werden 
(s. Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 112).

Herausragender Arbeitsschwerpunkt der MTS-Strom/
Gas im Berichtszeitraum war der weitere Aufbau des IT-
Systems. So konnte der Import der von der europäischen 
Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungs-
behörden (ACER) zu liefernden Daten für den deutschen 
Markt erfolgreich aufgenommen werden.

Die MTS-Strom/Gas ist befugt, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben benötigten Daten und Informationen zu sam-
meln (zu Einzelheiten s. Tätigkeitsbericht 2015/2016, S. 
112). Über die von ACER gelieferten Daten hinaus kann 
dies für einzelne Datenlieferungen durch Auskunftsbe-
schlüsse und könnte für periodische Datenlieferungen 
durch Festlegungen geschehen. Festlegungen setzen aller-
dings eine Verordnung nach § 47f GWB voraus, die un-
verändert aussteht. 

4. Strom- und Gaskonzessionen

a) Missbrauchsaufsicht

Das Bundeskartellamt hat in den vergangenen Berichts-
zeiträumen durch verschiedene, teilweise einer umfassen-
den gerichtlichen Überprüfung unterzogenen Missbrauchs-
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entscheidungen sowie einen gemeinsam mit der BNetzA 
erstellten und überarbeiteten Leitfaden die Bedingungen 
für eine diskriminierungsfreie und mithin auch kartell-
rechtskonforme Vergabe von Wegenutzungsrechten zur 
leitungsgebundenen Energieversorgung maßgeblich mit 
geprägt (s. ausführlich Tätigkeitsbericht 2013/14, S. 106 

-
liche energierechtliche Rahmen hat am Beginn des Be-
richtszeitraums durch die am 3. Februar 2017 in Kraft 
getretene Novellierung von § 46 EnWG (Gesetz zur Än-
derung der Vorschriften zur Vergabe von Wegenutzungs-
rechten zur leitungsgebundenen Energieversorgung v. 
27. Januar 2017) dahingehend eine Änderung erfahren, 
dass bei der Auswahlentscheidung zwischen Bietern auch 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft berücksich-
tigt werden können. Hiermit war nach Einschätzung des 
Bundeskartellamtes zumindest das Risiko verbunden, 
das neue Rechtsunsicherheit in den Bereich der Konzes-
sionsvergabe hineingetragen wird (s. Tätigkeitsbericht 
2015/16, S. 113). 

Aus Sicht des Bundeskartellamtes ist es daher zu begrü-
ßen, dass das Oberlandesgericht Düsseldorf insoweit 
zeitnah im Rahmen der Überprüfung einer Missbrauchs-
verfügung des Bundeskartellamtes wichtige Klarstellun-

14. Juni 2017 (Aktenzeichen: VI-2 Kart 1/15 (V)) den 
am 29. Januar 2015 ergangenen Beschluss des Bundes-
kartellamtes gegen die Stadt Titisee-Neustadt umfassend 
bestätigt. Mit dem Beschluss hatte das Bundeskartell-
amt festgestellt, dass die Stadt Titisee-Neustadt bei der 
Vergabe ihrer Wegenutzungsrechte für Stromleitungen 
missbräuchlich gehandelt hat, und ihr aufgegeben, das 
Auswahlverfahren transparent und diskriminierungsfrei 
zu wiederholen (s. Beschluss vom 28. Januar 2015, B8-
175/11 und Presse mitteilung vom 29. Januar 2015 sowie 
Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 113 f.). Im Rahmen der 
Begründung hat das Oberlandesgericht Düsseldorf un-
ter ausdrücklichem Verweis auf die Gesetzesbegründung 
klargestellt, dass mit der Novelle des § 46 EnWG keine 
entscheidungsrelevante Stärkung der Position der die 
Konzession vergebenden Kommunen verbunden ist. Die 
neue Vorschrift solle vielmehr ausschließlich die Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs abbilden, wonach sich 
die Vergabe von Wegenutzungsrechten maßgeblich an 
den Zielen des § 1 EnWG – sichere, preisgünstige, ver-

Energieversorgung – orientieren muss, hierbei aber Ange-
legenheiten der örtlichen Gemeinschaft ebenfalls Berück-

Der Bereich der Vergabe von Strom- und Gaskonzessio-
nen war ferner im Berichtszeitraum weiterhin durch eine 
hohe Anzahl zivilgerichtlicher Streitigkeiten über das dis-
kriminierungsfreie Auswahlverfahren geprägt. Das Bun-
deskartellamt ist an diesen Verfahren in der Regel gemäß 
§ 90 Abs. 1 GWB beteiligt. Es begleitet diese Verfahren 
und wird in Zukunft erforderlichenfalls von seinem Recht 
auf Stellungnahme Gebrauch machen.

b) Fusionskontrolle

Wie im letzten Berichtszeitraum (s. Tätigkeitsbericht 
2015/16, S. 108) wurden ferner erneut vor dem Hinter-
grund bevorstehender oder abgeschlossener Neuvergaben 
von Wegenutzungsrechten zahlreiche Anmeldungen ge-
prüft, die die Gründung von gemeinsamen Netzbetriebs- 
oder Netzeigentumsgesellschaften sowie Pachtmodelle 
betrafen. Fusionskontrollrechtlich kritisch zu bewertende 
Vorhaben ergaben sich hierbei nicht. Das Ergebnis der 
fusionskontrollrechtlichen Prüfungen durch das Bundes-

-
ne Aussage darüber, ob das Auswahlverfahren der Kom-
mune unter Beachtung der kartellrechtlichen Vorschriften 
erfolgt ist. Das Bundeskartellamt setzt daher auch seine 
bisherige Praxis fort, in den Freigabeschreiben auf diese 
begrenzte Reichweite der Prüfung hinzuweisen.

5. Wasser

Im Wasserbereich bildete wie bereits in den vergangenen 
Berichtszeiträumen (s. zuletzt Tätigkeitsbericht 2015/16, 

überhöhter Wasserentgelte den Schwerpunkt der Wettbe-
werbsaufsicht. Die kritisch zu bewertende Möglichkeit der 
Versorger, durch einen Wechsel in die gebührenrechtliche 
Kommunalaufsicht die tendenziell strengeren Maßstäbe 
der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht zu umgehen 
(s. Tätigkeitsbericht 2013/14; S. 111), begrenzt hierbei 
nach wie vor das Tätigkeitsfeld des Bundeskartellamtes 
und der in zahlreichen Einzelfällen örtlich zuständigen 
Landeskartellbehörden.

Wasserpreise Bremen

In seinem Zuständigkeitsbereich hat das Bundeskartell-
amt zu Beginn des Jahres 2017 die Ermittlungen gegen 
den Bremer Wasserversorger swb AG wieder aufgenom-
men, nachdem das Verfahren im vergangenen Berichts-
zeitraum ruhte (s. Tätigkeitsbericht 2015/2016, S. 121). 
Um die Frage eines hinreichenden Anfangsverdachts für 
möglicherweise missbräuchlich überhöhte Preise auf ei-
ner hinreichend aktuellen Datengrundlage zu klären, wur-
den aktualisierte Vergleichsdaten für die Wasserversorger 
der 39 größten Städte erhoben. Zusätzlich wurden zwei 
kleinere Wasserversorger im Bremer Umland befragt, die 
deutlich günstigere Wasserpreise fordern. Die detaillierte 
Auswertung der erhobenen Daten hat ergeben, dass einige 
der zum Vergleich befragten Trinkwasserversorger in dem 
untersuchten Zeitraum (die Jahre 2014, 2015 und 2016) 
und auch danach ihre Trinkwasserpreise ebenfalls angeho-
ben haben. Zudem wiesen mehrere Trinkwasserversorger, 
die in ihren strukturellen Versorgungsbedingungen mit der 
swb AG vergleichbar sind, ein ähnliches oder nur leicht 
günstigeres Erlösniveau als die swb AG auf. Nach Ein-
schätzung des Bundeskartellamts wären für die gerichts-
feste Feststellung eines Preishöhenmissbrauchs daher 
weitere Ermittlungen in größerem Umfang erforderlich 
gewesen. Unter Berücksichtigung der von der Rechtspre-
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chung geforderten Korrekturzuschläge stand der hiermit 
verbundene Aufwand jedoch außer Verhältnis zum Aus-
maß einer denkbaren missbräuchlichen Preisüberhöhung. 
Das Bundeskartellamt hat daher im Rahmen seines ihm 
zustehenden Ermessens entschieden, dieses Verfahren 
nicht weiter zu betreiben. 

Überwachung von Preissenkungen

In zurückliegenden Preismissbrauchsverfahren gegen die 
Wasserversorger in Berlin und Mainz hat das Bundes-
kartellamt hingegen in der Vergangenheit Wasserpreis-
senkungen gerichtlich durchgesetzt bzw. mit den Versor-
gern vertraglich vereinbart (s. Tätigkeitsbericht 2013/2014, 
S. 111 f., Tätigkeitsbericht 2011/2012, S. 108). Die jähr-

-
tung seitens der Unternehmen eingehalten wurde, ergaben 
im Berichtszeitraum keinen Anlass zu Beanstandungen.

Zivilrechtlicher Schadensersatzanspruch

Unter Bezugnahme auf Ermittlungsergebnisse des Bun-
deskartellamtes konnte im Berichtszeitraum zudem erst-
mals auf dem Zivilrechtsweg ein Schadensersatzanspruch 
wegen überhöhter Wasserpreise durchgesetzt werden. 
Das Bundeskartellamt hatte Ende des Jahres 2011 ein 
Verfahren gegen die Stadtwerke Mainz wegen des Ver-
dachts missbräuchlich überhöhter Wasserpreise eingelei-

-
kung der Wasserpreise für den Zeitraum vom 1. Januar 
2013 bis zum 31. Dezember 2019 bewirkt (s. Tätigkeits-
bericht 2011/12, S. 108). Das Oberlandesgericht Koblenz 
hat nunmehr mit Urteil vom 23. August 2018 (Akten-
zeichen: U 311/17 Kart) entschieden, dass die Mainzer 
Wasserpreise in den Jahren 2010 bis 2012 missbräuchlich 
überhöht waren und dem Kläger, einem Mainzer Bürger, 
einen Schadensersatzanspruch gemäß § 33 Abs. 3 Satz 1 
sowie § 19 Abs. 4 Nr. 2 GWB a. F. zugesprochen. Das 
zuständige Landgericht hatte hingegen die Klage noch 
mit der Begründung abgewiesen, dass der Kläger eine 
missbräuchliche Preisgestaltung nicht hinreichend darge-
legt habe. Nach Ansicht des Oberlandesgerichts Koblenz 
ergibt sich die missbräuchliche Überhöhung aus der im 
Rahmen des Missbrauchsverfahrens vom Bundeskartell-
amt durchgeführten Vergleichsbetrachtung anhand des 
Durchschnitts der 38 größten Städte Deutschlands. Die 
beklagten Stadtwerke Mainz hätten hingegen nicht hin-
reichend dargelegt, dass ihre höheren Wasserpreise sach-
lich gerechtfertigt seien. Das Oberlandesgericht Koblenz 
hat jedoch in Übereinstimmung mit dem Landgericht eine 
alternative, vom Kläger angestellte Berechnung anhand 
bestimmter Städte nicht als hinreichend aussagekräftig 
angesehen. Ohne entsprechende kartellbehördliche Er-
mittlungsergebnisse erscheint daher auch in Zukunft der 
Nachweis missbräuchlich überhöhter Wasserentgelte auf 
dem Zivilrechtsweg vergleichsweise schwierig zu blei-
ben.

6. Fernwärme

Vor dem Hintergrund der allgemeinen wettbewerblichen 
Situation im Bereich der Belieferung mit Fernwärme 
(s. Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 115) lag der Schwer-
punkt der Wettbewerbsaufsicht in diesem Bereich in den 
letzten Jahren ebenfalls auf der Preismissbrauchsaufsicht 
(§ 19 GWB). Anfang des Jahres 2017 wurden die letzten 

-
gen des Verdachts missbräuchlich überhöhter Fernwär-
mepreise abgeschlossen. Mit Entscheidungen nach § 32b 
GWB gegenüber der innogy SE (als Rechtsnachfolgerin 
der RWE Energiedienstleistungen GmbH) sowie meh-
reren zur Danpower-Gruppe gehörenden Unternehmen 
wurden Zusagen dieser Fernwärmeanbieter für verbind-
lich erklärt. Danach kommen den Kunden in über zwan-
zig Fernwärmenetzen Rückerstattungen mit einem Volu-
men von 12,3 Mio. Euro (innogy SE) bzw. gut zwei Mio. 
Euro (Danpower-Gruppe) zu gute (s. bereits Tätigkeits-
bericht 2015/16, S. 115 f. sowie Beschlüsse vom 13. Fe-
bruar 2017, B8-30/13, B8-31/13 und Pressemitteilung 
vom 14. Februar 2017). Im Berichtszeitraum erfolgte im 
Rahmen der planmäßigen Zusagenumsetzung bereits ein 
Großteil der Rückerstattungen. Auch die Stadtwerke Leip-
zig GmbH hat ihre Zusage über eine mehrjährige Preishe-
rabsetzung aus dem bereits im Jahr 2015 abgeschlossenen 
Verfahren (s. Beschluss vom 15. Oktober 2015, B8-34/13 
und Presse mitteilung vom 16. Oktober 2015) weiter um-
gesetzt und gegenüber dem Bundeskartellamt belegt. 

Soweit im Berichtszeitraum erneute Beschwerden von 

in die Zuständigkeit einer der Landeskartellbehörden, mit 
denen das Bundeskartellamt im Rahmen des Arbeitsaus-
schusses Versorgungswirtschaft in einem regelmäßigen 
Austausch über die Erfahrungen im Bereich der Über-
prüfung der Fernwärmepreise steht. Das Bundeskartell-
amt hat ferner durch die Teilnahme an den Befragungen 
anderer Behörden deren jeweilige Tätigkeit im Bereich 
der Fernwärmeversorgung unterstützt: Mit der briti-
schen Competition and Markets Authority fand anlässlich 
der von dieser durchgeführten „Heat networks market 
 study“ ein Erfahrungsaustausch statt. Ferner wurde der 
bei der Verbraucherzentrale Bundesverband eingerichtete 
„Marktwächter Energie“ im Rahmen einer mittels Befra-
gungen erstellten Studie unterstützt.

7. Submetering

Nach Abschluss der Sektoruntersuchung im Bereich Sub-
metering hat das Bundeskartellamt zu Beginn des Bericht-
zeitraums in seinem Abschlussbericht für den Bereich 
der verbrauchsabhängigen Messung und Abrechnung 
von Heiz- und Warmwasser- sowie Kaltwasserkosten 
in Gebäuden Wettbewerbshindernisse festgestellt. Um 
den Wettbewerb in diesem Bereich zu beleben und ins-
besondere Anbieterwechsel zu erleichtern, hat das Bun-
deskartellamt eine Reihe von gesetzlichen Maßnahmen 
wie die Angleichung von Eichfristen, die Förderung der 
Interoperabilität von Zählern und eine höhere Transpa-
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renz für Wohnungsmieter durch Informationsrechte und 
-

bericht 2015/16, S. 116f.). Zudem behält das Bundeskar-
tellamt die in dem Bericht aufgezeigte Problematik weiter 
im Blick und wird Beschwerden, die einen hinreichenden 
Anfangsverdacht für potentiell missbräuchliche Behinde-
rungspraktiken begründen, aufgreifen. 

XI. Mineralöl

1.   Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Der Schwerpunkt der wettbewerblichen Entwicklungen 
in den verschiedenen Produktbereichen und Wertschöp-
fungsstufen im Mineralölsektor hat sich im Berichtszeit-
raum verlagert. Während sich im vergangenen Berichts-

-
tigkeitsbericht 2015/2016, S. 117 f.), lag der Fokus der 
wettbewerblich bedeutsamen Entwicklungen in den ver-
gangenen zwei Jahren auf der Ebene des Vertriebs und 
Einzelhandels von Mineralölprodukten.

Auf Tankstellenebene ergaben sich leichte Veränderun-
gen der Geschäftsmodelle der in Deutschland führenden 
vertikal integrierten Mineralölunternehmen. So hat die 
Esso Deutschland GmbH im Verlauf des Jahres 2018 im 
Rahmen eines sog. „Branded-Wholesaler-Modells“ den 
Betrieb ihres deutschen Tankstellennetzes, das weiter-
hin unter der Marke Esso betrieben werden wird, in die 
Echo Tankstellen GmbH ausgegliedert und auf die briti-
sche EG Group übertragen. Dieser von der Europäischen 
Kommission geprüfte und freigegebene Vorgang (Europä-
ische Kommission, Entscheidung vom 29. Januar 2018, 
Aktenzeichen: M.8746) warf jedoch keine wettbewerbli-
chen Probleme auf. Anlass für eine kritische Bewertung 
durch das Bundeskartellamt gab hingegen der beabsich-
tige Erwerb eines mittelständischen Tankstellennetzes 
im Großraum Trier durch die Total Deutschland GmbH. 
Im Rahmen der Prüfung wurde der zuletzt in der 2011 

-

Stellung der führenden Anbieter BP/Aral, Shell, Total, 
 ExxonMobil/Esso und ConocoPhillips/Jet (heute Phil-
lips66/Jet) (s. Endbericht der Sektoruntersuchung Kraft-

Entscheidung kam es wegen der Rücknahme der Anmel-
dung jedoch nicht (s. ausführlich S. 114f.).

Im Rahmen der in diesem Fall erforderlichen Ermittlun-
gen hat das Bundeskartellamt erstmals auch im Rahmen 
eines Hauptprüfverfahrens umfangreich auf die Daten der 

-
ten im Berichtszeitraum zudem eine zeitnahe Analyse der 
im zweiten Halbjahr 2018 zu beobachtenden besonderen 
Preisentwicklung. Diese dürfte in einem Zusammenhang 
mit Versorgungsengpässen in Folge des hitzebedingten 

-
ausfalls in Süddeutschland gestanden haben. Im Süden 
Deutschlands waren die Preise anders als davor beobach-
tet teilweise deutlich höher als im Norden. Mit den stei-
genden Pegelständen und einer schrittweisen Normalisie-
rung der Lieferströme hat sich jedoch inzwischen auch die 
Preisentwicklung wieder deutlich normalisiert.

Im Berichtszeitraum standen neben der Tankstellen ebene 
noch weitere Bereiche des Handels mit Mineralölproduk-
ten im Fokus. So wurde ein von den Beteiligten nach der 

-
lich aufgegebenes Zusammenschlussvorhaben im Be-

vom Bundeskartellamt wettbewerblich kritisch bewertet 
(s. ausführlich S. 114). Ferner haben sich auch die im 
vergangenen Berichtszeitraum bereits zu beobachten-
den Konsolidierungstendenzen im Bereich des Handels 

-

S. 118) weiter fortgesetzt. Die insoweit vom Bundeskar-
tellamt geprüften Zusammenschlüsse ließen angesichts 
von weiterhin vorhandenen Wettbewerbern in den jeweili-

-
liche Behinderung wirksamen Wettbewerbs in den jeweils 
regional abzugrenzenden Märkten erwarten. 

2.  Markttransparenzstelle für Kraftstoffe

-
ierlich weiterentwickelt. Aufbauend auf den eingespielten 
Abläufen konnten nicht nur weiterhin den Verbrauchern 
über private Dienstleister zuverlässige Informationen über 

-
fügung gestellt werden. Vielmehr konnte ihnen v.a. über 

umfassenderer Überblick und tiefer gehender Einblick 
hinsichtlich der Preissetzung und Preisentwicklung an den 
Tankstellen gegeben werden (s. zuletzt Pressemitteilung 
vom 12. April 2019 zum Jahresbericht für 2018). Dane-
ben haben die gesammelten Daten einen wertvollen Bei-
trag zur „klassischen“ Arbeit des Bundeskartellamtes im 
Mineralölbereich, insbesondere im Bereich der Fusions-
kontrolle (s. S. 114) geleistet. Auf Grundlage der von ihr 

wie vom Gesetz vorgesehen dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie von diesem benötigte Informa-
tionen zur Verfügung stellen (vgl. Bekanntmachung zur 
Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung vom 
19. Juni 2018, BAnz AT 29.06.2018 B1).

Die wichtigsten Erkenntnisse aus den letzten beiden Jah-
resberichten lassen sich knapp wie folgt zusammenfassen:

• 

zu beobachten. Nach der Entstehung einer Mittagsan-
hebung 2015 und einer Nachmittagsanhebung 2017 
war bis Anfang 2018 weiter eine deutliche Nachtan-
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hebung zu beobachten, die sich dann vorübergehend 
eher zu einer stärkeren Anhebung am frühen Morgen 
hin verschoben hat. Ab Ende März/Anfang April 2019 
war sie jedoch wieder erkennbar. Gleichzeitig hat sich 
auch eine Anhebung bereits im Laufe des Vormittags 
herausgebildet und die Mittagsanhebung etwas nach 
hinten, die Nachmittagsanhebung etwas nach vorne 
verschoben. Prinzipiell bleibt der frühe Morgen der re-
lativ teuerste, der spätere Abend der relativ günstigste 
Tankzeitpunkt. Dies gilt für alle Wochentage in etwa in 
gleicher Weise.

• Im Durchschnitt lagen die Preise für die betrachteten 
-

schend erheblich über denen an Tankstellen anders-
wo. Der durchschnittliche Preisunterschied betrug ca. 
15 Cent/Liter. Die Betrachtung der Durchschnittspreis-
verläufe hat gezeigt, dass der Preiszyklus dort tenden-
ziell auch „träger“ war als an anderen Tankstellen. 
Autohöfe waren im Schnitt deutlich mehr als 10 Cent/
Liter günstiger als Autobahntankstellen und nur weni-
ge Cent/Liter teurer als andere Straßentankstellen. Das 
durchschnittliche Preisniveau von ländlichen und städ-
tischen Straßentankstellen war sehr ähnlich. 

• Der Umfang der Preisschwankungen an ein und der-
selben Tankstelle innerhalb eines Tages war in den be-
trachteten Städten mit ca. 10 Cent/Liter vergleichbar 
mit den Vorjahren ab 2015. Entsprechendes gilt für die 
Preisspannen zwischen dem in einer Stadt insgesamt 
beobachteten durchschnittlichen Tageshöchst- und 
niedrigstpreis. Sie betrugen bei Außerachtlassung von 
Extremwerten weiter ca. 20 Cent/Liter. Für die betrach-
teten Landkreise waren generell etwas niedrigere Preis-
unterschiede im jeweiligen Gebiet zu beobachten als in 
den Städten. Dabei bestanden aber größere Unterschie-
de zwischen den Landkreisen. 

• Das Preisgefüge der verschiedenen Tankstellen in ei-
nem bestimmen Gebiet erscheint einigermaßen stabil. 
Insbesondere war erkennbar, dass an einem Tag güns-

-
tag teuer waren. Dies war sowohl für die ausgewähl-
ten Städte als auch Landkreise zu beobachten. In zwei 
Beispielsfällen – einer Pendelstrecke und einer Fahrt 
in den Urlaub – war erkennbar, dass für eine Erspar-
nis nicht unbedingt größere Umwege erforderlich sind. 
 
Schließlich hat das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie in Erfüllung seines Auftrags nach § 47l 

Bundestagsdrucksache 19/3693 vom 3. August 2018). 
Das Ministerium sieht danach Hinweise für eine För-
derung des Wettbewerbs bei Kosten, die sogar gerin-
ger ausgefallen sind, als im Gesetzgebungsverfahren 
erwartet. Für eine belastbare Beurteilung der wettbe-
werblichen Auswirkungen sei es aber noch zu früh und 
seien insbesondere auch Mengendaten erforderlich. 

-
terreich wird als eher kontraproduktiv angesehen. Ent-

sprechend hat das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie dem Gesetzgeber gegenüber die folgenden 
Empfehlungen ausgesprochen:

• 

• -
rer Tätigkeit und ausgewählte Analysen der ihr vorlie-

• 
fünf Jahren erneut vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie evaluiert werden.

• Diskutiert werden sollte eine Ermächtigung zur regel-

bzw. Großhandelspreisen. Dabei sind bürokratische 
Mehrbelastungen und Nutzen einer solchen Erhebung 
auch mit Blick auf eine weitere Evaluierung gegenei-
nander abzuwägen. Ein Bedarf für andere Änderungen 

derzeit nicht ersichtlich.

• Aus wettbewerbs- und verbraucherpolitischer Sicht 
sind gesetzliche Regelungen zur Preisbildung wie in 
anderen Staaten weiterhin nicht angezeigt.

3.  Schwerpunkte der Wettbewerbsaufsicht – 
Fusionskontrolle

Total/Görgen

das Bundeskartellamt das Vorhaben der Total Deutschland 
GmbH (Total), Berlin, elf Tankstellen in Rheinland-Pfalz 

KG (Görgen), Trier, zu erwerben, vertieft geprüft. Da 
Görgen insbesondere im Großraum Trier ein bedeutender 
Tankstellenbetreiber ist, bestand Anlass, den zuletzt in 

dass die Unternehmen BP/Aral, Shell, Total,  ExxonMobil/
Esso und ConocoPhillips/Jet (heute Phillips66/Jet) ge-
meinsam ein marktbeherrschendes Oligopol für den Ein-

-

Einschätzung des Bundeskartellamts zu einer erheblichen 
Behinderung wirksamen Wettbewerbs auf den Märkten 

über Tankstellen im regionalen Markt von dreißig Minuten 

in Form der Verstärkung einer bestehenden gemeinsamen 
marktbeherrschenden Stellung der bundesweit tätigen und 
auch in Trier führenden Anbieter zu erwarten gewesen. Für 
den Regionalmarkt Trier wurde insoweit ein marktbeherr-

ob die in diesem Raum kaum tätige Jet nach wie vor dem 
Oligopol angehört. In den übrigen vom Zusammenschluss 

-
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te der Zusammenschluss dagegen nicht zu Wettbewerbs-
problemen geführt. Nachdem das Bundeskartellamt den 
Beteiligten schriftlich seine wettbewerblichen Bedenken 
mitgeteilt und eine Untersagung in Aussicht gestellt hatte 
(„Abmahnung“), nahmen die Beteiligten die Anmeldung 
zurück (s. Pressemitteilung und Fallbericht vom 9. April 
2019, B8-65/18).

Reinplus/NWB

Ebenfalls im Rahmen eines Hauptprüfverfahrens vertieft 
geprüft wurde das Vorhaben der Reinplus VanWoerden 
Bunker GmbH die NWB Nord- und Westdeutsche Bunker 
GmbH (NWB) zu übernehmen. Beide Unternehmen sind 
als sog. Bunkerdienste tätig. Als Bunkerdienstleistung 

-
trieb bezeichnet. Der geplante Zusammenschluss betraf 

bzw. Bunkerboote der beiden Unternehmen ergaben sich 
Überschneidungen insbesondere am deutschen Teil des 

-
tellamtes hätte der Zusammenschluss zu einer erheblichen 
Behinderung wirksamen Wettbewerbs auf dem Markt für 

am deutschen Rhein geführt. Durch den Zusammen-
schluss wäre mit dem drittgrößten Anbieter eine bislang 
bedeutsame Wettbewerbskraft entfallen und neben dem 
fusionierten, mit weitem Abstand im relevanten Markt 
führenden Unternehmen nur ein wesentlicher Wettbe-
werber verblieben. Nachdem das Bundeskartellamt den 
Beteiligten schriftlich seine wettbewerblichen Bedenken 
mitgeteilt und eine Untersagung in Aussicht gestellt hatte 
(„Abmahnung“), haben die Unternehmen die Anmeldung 
zurückgenommen (s. Pressemitteilung vom 20. Juni 2018 
sowie Fallbericht vom 3. Juli 2018, B8-34/18). 

Hoyer/NWB

Im November 2018 wurde die Übernahme der NWB 
durch einen anderen Erwerber neu angemeldet. Der be-
absichtigte Erwerb durch die Hoyer Asset Management 

abschließend geprüft und freigegeben werden.

Konzentrationstendenzen Heizöl- und Dieselhandel

-
sondere Heizöl und Diesel-Direktgeschäft) hat sich im 
Berichtszeitraum weiter fortgesetzt. Die Entwicklung be-

den im Rahmen der Fusionskontrolle zu prüfenden Fällen 
wurden meist kleinere, regional begrenzt tätige Händler 
bzw. deren entsprechende Geschäftsbereiche von größe-
ren, auch überregional (z.T. über verschiedene Tochter-
gesellschaften) tätigen Händlern übernommen. Die zu 
betrachtenden Zusammenschlüsse ließen angesichts von 

weiterhin vorhandenen Wettbewerbern in den jeweiligen 
-

samen Wettbewerbs erwarten. Bei der Bewertung war zu 
berücksichtigen, dass auch in diesem Bereich des Handels 
Endverbraucher über entsprechende Online-Plattformen 
nach PLZ-Gebieten Heizöl-Händler suchen und aktuelle 
Preise vergleichen können. Gemessen am Handelsvolu-
men kommt diesem Vertriebsweg im Heizölhandel derzeit 
aber wohl noch eine eher untergeordnete Bedeutung im 
Vergleich zur telefonischen Bestellung bei einem vor Ort 
bekannten Händler zu. Die weitere Entwicklung dieses 
Vertriebsweges und ihre möglichen Auswirkungen auf 
das Wettbewerbsumfeld werden aber weiter zu beobach-
ten sein. 

XII. Post

1.  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

auch in diesem Berichtszeitraum keine wesentliche Ver-
änderung der Wettbewerbsverhältnisse stattgefunden. Die 
Deutsche Post AG (DPAG) ist weiterhin keinem wesentli-
chen Wettbewerb ausgesetzt.

Beachtlich ist, dass das Marktvolumen im Bereich der 
-

stiegen ist und im Jahr 2016 bei rd. 9,3 Mrd. Euro lag 
(s. Jahresbericht 2017 der Bundesnetzagentur, S. 92). 
Die Sendungsmengen blieben konstant bei rd. 15,7 Mrd. 
Sendungen. Die Bundesnetzagentur (BNetzA) führt den 
Umsatzzuwachs u.a. auf eine Zunahme großformatiger 
Sendungen zurück, welche vermehrt dem vom Online-
Handel generierten Versand von Waren über das Briefnetz 
dienen. Wie im vorangegangenen Berichtszeitraum ist der 
Marktanteil der DPAG leicht gesunken und wird von der 
 BNetzA für das Jahr 2017 auf umsatzbezogen 83,5 Pro-
zent geschätzt. Weiterhin gilt jedoch, dass die DPAG als 

-
netz verfügt und damit in der Lage ist, bundesweit eine 
Zustellung am Tag nach der Einlieferung des Briefes zu 
garantieren. Viele Wettbewerber der DPAG, welche ins-
gesamt gesehen stetig, jedoch langsam Marktanteile hin-
zugewinnen, sind zudem nicht auf allen Wertschöpfungs-
stufen der Briefbeförderungskette tätig, sondern nehmen 
Teilleistungen der DPAG in Anspruch.

Im Hinblick auf diesen Teilleistungszugang hat die DPAG 
im Jahr 2017 einen sogenannten „Infrastrukturrabatt“ 
eingeführt, mit welchem einliefernde Unternehmen eine 
Erhöhung der Entgelte für den Teilleistungszugang ver-
meiden konnten. Als Voraussetzung für die Gewährung 
des Rabatts mussten die Unternehmen binnen kurzer Frist 
umfassende Anforderungen an die Digitalisierung des 
Einlieferungsprozesses erfüllen. Nach einem Eingreifen 
der BNetzA gewährte die DPAG den Einlieferern eine 
längere Übergangsphase, bis sie die technischen Voraus-
setzungen erfüllen mussten. Nach dieser Maßgabe hatte 
die BNetzA keine Bedenken mehr gegen die Einführung 
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des Infrastrukturrabatts, da die Digitalisierung der Brief-

(s. Jahresbericht 2017 der Bundesnetzagentur, S. 94).

Im Oktober 2018 hat die BNetzA mitgeteilt, dass auf-
grund unzureichender Nachweise der DPAG im Laufe des 
Jahres 2018 keine neue Entscheidung über die Höhe des 
Briefportos ergehen kann. Sie hat daher zunächst die Fort-
geltung der derzeitigen Entgeltgenehmigungsentschei-

bis 31. Dezember 2018 befristet ist, angeordnet (s. hierzu 
Tätigkeitsbericht 2015/2016, S. 122 und Pressemitteilung 
der BNetzA vom 31. Oktober 2018). Im März 2019 wur-
de die Post-Entgeltregulierungsverordnung (PEntGV) im 
Hinblick auf den Vergleichsmaßstab für die Ermittlung 
des angemessenen Gewinnzuschlags während des laufen-
den Entgeltgenehmigungsverfahrens geändert. Seit Mitte 

-
scheidung, die der DPAG weiteren Preiserhöhungsspiel-

-
tigten Entscheidung auf der Homepage der BNetzA vom 
18. April 2019).

Der Bereich der Paketmärkte ist wie in den vergangenen 
Jahren weiterhin von Wachstum geprägt, welches in erster 
Linie durch den Online-Handel getrieben ist. Zu beobach-
ten sind insbesondere auch qualitative Veränderungen im 
Hinblick auf kürzere Lieferzeiten, Empfängerbedürfnisse 
und individuelle Liefermodelle (s. Jahresbericht 2017 der 
Bundesnetzagentur, S. 96 f.).

2. Schwerpunkte der Wettbewerbsaufsicht

a) Fusionskontrolle

Im Berichtszeitraum wurden im Postbereich nur wenige 
Zusammenschlüsse beim Bundeskartellamt angemeldet. 
Diese warfen keine wettbewerblichen Bedenken auf und 
konnten jeweils im Vorprüfverfahren freigegeben werden.

Unproblematisch war beispielsweise der Rückzug des 
Paketdienstleisters GLS aus dem Gemeinschaftsunter-
nehmen ParcelLock GmbH (s. zur Gründung dieses Ge-
meinschaftsunternehmens Tätigkeitsbericht 2015/2016, 
S. 123). Hierbei geht es um die Entwicklung und den Ver-
trieb eines Paketkastens. Das Gemeinschaftsunternehmen 
wird nunmehr nur noch von Hermes und DPD fortgeführt.

b) Missbrauchsaufsicht

Im Berichtszeitraum hat das Bundeskartellamt gegen 
die DPAG ein Verfahren wegen des Verdachts des Miss-
brauchs einer marktbeherrschenden Stellung gemäß § 19 
GWB und Art. 102 AEUV im Bereich der Zustellung ad-

der Verdacht, dass die DPAG durch unzulässige Gestal-
tung ihrer Rabatte Kunden so an sich bindet, dass ihre 
Wettbewerber beim Zugang zu den Versandmengen dieser 

Kunden unrechtmäßig behindert werden (sog. Treuerabat-
te). Dieses Verfahren ist noch nicht abgeschlossen.

3.  Zusammenarbeit mit der 
 Bundesnetzagentur

Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum entspre-
chend § 48 PostG zu beabsichtigten Regulierungsent-
scheidungen sowie zu Feststellungen der BNetzA zur 
Marktabgrenzung und zur marktbeherrschenden Stellung 
der DPAG Stellung genommen.

Abgesehen von den oben bereits beschriebenen Ver-
fahren ist insoweit das Verfahren der BNetzA wegen 
des Missbrauchs durch Einbehalt von Teilleistungs-
rabatten zu erwähnen (s. BNetzA, Tätigkeitsbericht Post 
2016/2017, S. 59 f.). Die DPAG verweigerte der Postcon 
Konsolidierungs GmbH (Postcon) die Auszahlung von 
Teilleistungsrabatten für den Monat April 2017 mit der 
Begründung, ihr stünden zivilrechtliche Gegenforderun-
gen aus Bereicherungsrecht zu. Die BNetzA wertete die 
Zahlungsverweigerung als missbräuchlich und forder-
te die DPAG mit Beschluss vom 15. August 2017 auf, 
das beanstandete Verhalten abzustellen. Mit Beschluss 
vom 25. September 2017 ordnete sie die Auszahlung des 
einbehaltenen Betrags an. Die BNetzA begründete die 
Missbräuchlichkeit des Zurückbehaltens von Teilleis-
tungsrabatten u.a. mit dem grundsätzlichen Modell der 
Zahlungsströme beim Teilleistungszugang. Durch den 
Einbehalt wird der beteiligte Konsolidierer (Postcon) in 

das Abrechnungsmodell bei Teilleistungen gerade aus-

noch in der gerichtlichen Klärung.

XIII. Verkehrswirtschaft

1. Landverkehr

a)  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Im Bereich des schienengebundenen Landverkehrs 
(Schienenpersonennah- und -fernverkehr, Schienengü-
terverkehr) ist die Deutsche Bahn AG (DBAG) nach wie 
vor mit deutlichem Abstand zu ihren Wettbewerbern das 
marktstärkste Unternehmen.  

Der nationale Schienengüterverkehr hat sich im Jahr 
2017 auf ein Leistungsvolumen von 116,2 Mrd. Tonnen-
kilometer stabilisiert. Die DBAG-Tochter DB Cargo AG 
verfügte 2017 nach eigenen Angaben über einen Anteil 
am Transportvolumen in Höhe von 58,2 Prozent gegen-
über 60,9 Prozent im Jahr 2015 (Wettbewerbsbericht der 
Deutschen Bahn 2017, S. 20). Größter Wettbewerber der 
DBAG sind die französische Captrain (SNCF), die tsche-
chische Metrans, die schweizerische SBB Cargo Internati-
onal und die italienische TX Logistik (Trenitalia). 
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Im Schienenpersonenfernverkehr bleibt die überragende 
Marktstellung der DBAG weiterhin nahezu unverändert. 
Zwar hatten in der Vergangenheit mehrere Wettbewerber 
versucht, im Bereich des Schienenpersonenfernverkehrs 
Fuß zu fassen, mussten ihre Angebote jedoch teilweise 
wieder einstellen. Im Mai 2017, rund ein halbes Jahr nach 

den Betrieb der Strecke Stuttgart-Berlin auf. Das Unter-
nehmen wurde von dem tschechischen Verkehrsanbieter 
Leo Express a.s. übernommen, der diese Strecke seit Au-
gust 2017 bedient. Leo Express kooperiert dabei mit dem 
Fernbusanbieter FlixMobility GmbH (FlixBus). Die Züge 
fahren mittlerweile unter der Marke FlixTrain. FlixTrain-
Züge sind seit März 2018 auch auf der Strecke Köln-Ham-
burg unterwegs, die von der BahnTouristikExpress GmbH 
betrieben wird. Der Wettbewerber Railroad Development 
Corporation Deutschland (RDC) bietet Autozugverbin-
dungen über den Hindenburgdamm von und nach Sylt an. 
Ausländische Staatsbahnen fahren einzelne grenzüber-
schreitende Verbindungen in europäische Nachbarstaaten. 

Im Gegensatz dazu hat sich die Wettbewerbssituation im 
Schienenpersonennahverkehr in den letzten Jahren deut-
lich verbessert. Auch im Berichtszeitraum konnten die 
Wettbewerber der DBAG ihren gemeinsamen Marktanteil 
weiter ausbauen. Er lag im Jahr 2017 bei 32,2 Prozent ge-
genüber 29,2 Prozent im Jahr 2015 (s. Wettbewerbsbericht 
der Deutschen Bahn 2017, S. 13). Gleichwohl verfügt auch 
hier die DBAG mit 447 Mio. erbrachten Zugkilometern 
weiterhin über einen erheblichen Vorsprung gegenüber ih-
ren Wettbewerbern. Die bedeutendsten Wettbewerbsbah-
nen im SPNV sind die französische Transdev,  Netinera 
(italienische Staatsbahn) und Abellio (niederländische 
Staatsbahn). Mittlerweile bedienen sie jeweils verschiede-
ne Strecken in mehreren Bundesländern (s. Wettbewerber-

Im Fernbuslinienverkehr bleibt die FlixMobility GmbH, 
die in diesem Bereich unter der Marke FlixBus tätig ist, 
mit einem Anteil von über 90 Prozent an den 2017 im 
nationalen Fernbusliniennetz erbrachten Fahrten einzi-
ger großer Anbieter mit einem breiten, überregionalen 
 Streckennetz (Simplex Fernbus-Report 52/2017). Der 
größte Wettbewerber der FlixMobility, die Deutsche Tou-
ring, meldete im März 2017 Insolvenz an und wurde von 
der CroatiaBus/Globtour-Gruppe übernommen. Weitere, 
zumeist kleinere (lokale) Fernbusunternehmen, operieren 
nur auf einzelnen Linien.

b) Schwerpunkte der Wettbewerbsaufsicht

aa) Fusionskontrolle

Rethmann/Transdev

Der Zusammenschluss der Rethmann-Gruppe und der 
Transdev Group S.A. konnte im Vorprüfverfahren freige-
geben werden. Im November 2018 hatte die Rethmann-
Gruppe angemeldet, die bisher von Veolia gehaltene 
30 Prozent-Beteiligung an der Transdev-Gruppe erwerben 

und die eigenen Aktivitäten im Schienenpersonennahver-

(ÖSPV), gebündelt in der  Rhenus Veniro, in die Transdev-
Gruppe einbringen zu wollen. Transdev und Rhenus Veni-
ro sind im SPNV und ÖSPV in verschiedenen Regionen 
Deutschlands tätig. Vor dem Hintergrund der nach wie 
vor starken Präsenz der DBAG in diesen Bereichen und 
weiterer größerer Wettbewerber insbes. im SPNV gab das 

Märkte Anlass für wettbewerbliche Bedenken.  

VTG Rail/CIT Rail

Eine vertiefte fusionskontrollrechtliche Prüfung im Rah-
men eines Hauptprüfverfahrens erforderte die Übernahme 
der CIT Rail Holdings (Europe) S.A.S. durch die VTG 
Rail Assets GmbH. VTG ist, ebenso wie CIT, europaweit 
u.a. im Bereich der Vermietung von Eisenbahngüter-
wagen tätig. Das Zielunternehmen war unter der Marke 
„Nacco“ bekannt. Das Zusammenschlussvorhaben betraf 
in sachlicher Hinsicht den Markt für die Vermietung von 
Kesselwaggons sowie den Markt für die Vermietung von 
Trockengüterwaggons. Beide Märkte waren in räumli-
cher Hinsicht EWR-weit abzugrenzen. Im Rahmen der 
Marktabgrenzung war insbesondere zu entscheiden, in 
welchem Verhältnis die isolierte Anmietung von Wag-
gons zum Einkauf einer integrierten Transportleistung aus 
Kundensicht steht. Die Ermittlungen haben ergeben, dass 
dabei von getrennten Märkten auszugehen ist. Das Bun-
deskartellamt hat den Zusammenschluss nur unter einer 
aufschiebenden Bedingung freigeben können (s. Presse-
mitteilung und Beschluss vom 21. März 2018, Aktenzei-
chen: B9-124/17). VTG war bereits vor dem Zusammen-

in Europa. Mit dem Zielunternehmen Nacco wäre einer 
der letzten verbleibenden mittelgroßen Anbieter wegge-

Marktsegmenten aktiver und für Nachfrager attraktiver 
Wettbewerber zu VTG war. Die beteiligten Unternehmen 

-
nen bestimmten Güterwagenbestand sowie das gesamte 
Geschäft der deutschen und luxemburgischen Tochter von 
Nacco abzuspalten, bei dem es sich um einen wesentlichen 
Teil des Kerngeschäfts von Nacco mit bedeutsamen Kun-
den und einem hohen wettbewerblichen Potenzial han-
delte. Mit der Übernahme des Veräußerungsgegenstandes 
durch die schweizerische Waggonvermieterin Wascosa 
AG ist die Veräußerungszusage umgesetzt worden.

bb) Missbrauchsaufsicht

Die DBAG setzt derzeit die Zusagen aus dem gegen sie 
geführten Missbrauchsverfahren im Bereich Fahrkar-
tenvertrieb (s. Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 125f.) um. 
Die Provisionen, die sich die DBAG und Wettbewerber 
wechselseitig für den Verkauf ihrer Nahverkehrsfahr-
scheine zahlen, sind vereinheitlicht und überwiegend 
gesenkt worden. Wettbewerber erhalten nun leichter Zu-
gang zum Verkauf von Fahrkarten in Bahnhofsläden. Sie 
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können zudem über ihre eigenen Fahrkartenautomaten 
auch Fernverkehrsfahrscheine der DBAG anbieten. Das 
Bundeskartellamt hatte das im Januar 2014 eingeleitete 
Missbrauchsverfahren „Fahrkartenvertrieb“ im Mai 2016 

GWB beendet.

2. Sonstiger Landverkehr

Angesichts der stark mittelständischen Prägung der 
Logistik märkte wurden im Berichtszeitraum zahlreiche 

-
reiche der Logistik, sowohl was die transportierten Güter 

-
geht. Im Berichtszeitraum konnten alle Verfahren in der 
ersten Phase freigegeben werden.

Hervorzuheben sind drei Fälle aus dem Bereich der Maut-
erhebung. In wettbewerblicher Hinsicht gaben diese Ver-
fahren jedoch keinen Anlass zu einer vertieften Prüfung. 
Im Bereich der Erhebung der LKW-Maut auf deutschen 
Fernstraßen hat die Bundesrepublik die Anteile am Betrei-
ber, der Toll Collect GmbH, von den bisherigen Eigentü-

-
erworben. Der Bund wollte den Betrieb des Mautsystems 
zunächst neu ausschreiben und an private Betreiber ver-
geben. Das schon fortgeschrittene Vergabeverfahren wur-
de jedoch aufgehoben. Der Bund will die Anteile an Toll 
Collect nun langfristig selbst halten. 

Die geplante Einführung einer PKW-Maut („Infrastruk-
turabgabe“) hat zu zwei Fusionsanmeldungen zur Grün-
dung von Bietergemeinschaften für die erwartete Aus-
schreibung des Bundes für den Betrieb des Mautsystems 
geführt. In einem Fall ging es um die Gründung eines 
Gemeinschaftsunternehmens zwischen der österreichi-

CTS EVENTIM. Dieses Konsortium hat zwischenzeitlich 
den Zuschlag erhalten. Ein weiteres Fusionskontrollver-
fahren bezog sich auf eine Bietergemeinschaft zwischen 
der  T-Systems International GmbH und der AGES Maut 

3. Schifffahrt 

a)  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Der von sinkenden Frachtraten begleitete Konsolidie-
-

bericht 2015/16 S. 127 sowie Tätigkeitsbericht 2013/14, 
S. 117) hat sich auch im Berichtszeitraum fortgesetzt. Im 
Jahre 2017 hat Hapag-Lloyd die Übernahme der United 
Arab Shipping Co. abgeschlossen und nach dem Verkauf 
der Reederei Hamburg Süd an den dänischen Marktfüh-
rer Maersk hat sich die Oetker-Gruppe nach mehr als 80 

drei japanischen Reedereien Kawasaki Kisen Kaisha, Ltd. 
(K-Line), Mitsui O.S.K. Lines Ltd. (MOL) und Nippon 

Containeraktivitäten im Rahmen des Joint Ventures Ocean 
Network Express (ONE) gebündelt. Zudem hat die chine-
sische Reederei COSCO die Orient Overseas International 
aus Hongkong übernommen.

Ob dieser Konzentrationsprozess den lang andauernden 
Rückgang der Frachtraten nachhaltig stoppen kann, bleibt 
nach wie vor ungewiss. Zumindest haben sich die Fracht-
raten gegen Ende des Jahres 2018 von ihren Tiefstständen, 
die gegen Ende 2017 erreicht worden waren, mittlerweile 
wieder erholt. So liegt etwa der World Container Index 
(WCI), der die Preise auf acht wichtigen Routen von/nach 
Nordamerika, Europa und Asien misst, derzeit wieder auf 
dem Niveau, das zu Beginn des Berichtszeitraums (Januar 
2017) herrschte. 

b) Schwerpunkte der Wettbewerbsaufsicht

aa) Fusionskontrolle

Auch mit Blick auf Deutschland führte der andauernde 
Konzentrationsprozess bei den Vercharterern zu mehreren 

-
nannt seien etwa die Integration der Reederei Rickmers 

-

Zeaborn. Die Zusammenführung der Breakbulk- und 
Schwergutaktivitäten mit der US-Reederei Intermarine 
wurde von der Europäischen Kommission geprüft. Wett-
bewerblich problematisch waren die Zusammenschlüsse 

bb) Kartellverfolgung – Hafendienstleister

Das Bundeskartellamt hat in 2018 ein Ordnungswidrig-
keitenverfahren gegen verschiedene Hafendienstleister 
abgeschlossen (s. Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 128). Im 
Zeitraum von Oktober 2017 bis Februar 2018 wurden 
Geldbußen in Höhe von rund 17,5 Mio. Euro gegen vier 
Anbieter von Hafenschleppleistungen sowie deren ver-
antwortliche Mitarbeiter wegen der Vereinbarung von 
Quoten kartellen für verschiedene deutsche Häfen ver-
hängt. Bei den bebußten Unternehmen handelt es sich 

 Borchard GmbH, die Bugsier-, Reederei- und Bergungs 

KG, sowie die Schlepp reederei Kotug GmbH. Das Ver-
fahren war im Jahr 2014 infolge des Kronzeugenantrags 
der ebenfalls an den Absprachen und abgestimmten Ver-
haltensweisen beteiligten Unternehmen Unterweser Ree-

Markt für Schleppleistungen in verschiedenen deutschen 
Häfen. Hafen-, Assistenz- oder Bugsierschlepper sind 

Liegeplatz hin und aus dem Hafen wieder hinaus bugsie-
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ren. Nachfrager nach dieser Leistung sind die den jewei-
ligen Hafen anlaufenden Reedereien – vor allem auch die 
regelmäßig verkehrenden Linienreedereien (s. Presse-
mitteilung vom 18. Dezember 2017 und Fallbericht vom 
26. Februar 2018, B9-44/14).

4. Luftverkehr 

a)  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Die Luftverkehrsbranche in Europa stand in den ver-
gangenen beiden Jahren stark unter dem Eindruck des 
Marktaustritts von Air Berlin. Im August 2017 meldete 
die bis dato zweitgrößte deutsche Fluggesellschaft Insol-
venz an. Die endgültige Einstellung des Flugbetriebs er-
folgte mit der Abwicklung des letzten Air Berlin-Flugs am 
27. Oktober 2017. Bis dahin wurde der Flugbetrieb durch 
einen Überbrückungskredit der KfW über 150 Millionen 
Euro fortgeführt. 

Infolge der Insolvenz gingen jeweils Teile von Air Ber-
lin auf verschiedene Fluggesellschaften über. So erwarb 
die britische Fluggesellschaft easyJet wesentliche Teile 
Air Berlins mit innerdeutschem Bezug. Die Lufthansa 
beabsichtigte zunächst den Erwerb wesentlicher Unter-
nehmensteile der Air Berlin. Sie gab allerdings das Vor-
haben in Bezug auf die Air Berlin-Tochtergesellschaft 
NIKI angesichts der mangelnden Erfolgsaussichten im 
Fusionsverfahren vor der Europäischen Kommission 
Mitte Dezember 2017 auf. Aus dem sich anschließenden 
Insolvenzverfahren über die NIKI ging der österreichi-
sche Unternehmer Niki Lauda als Meistbietender hervor 
und erwarb das einst von ihm gegründete Unternehmen. 
Nur kurze Zeit später veräußerte er jedoch die Mehrheit 

-

Kommission den Erwerb der Air Berlin-Tochter LGW 
durch die Lufthansa.   

b)  Preishöhenmissbrauch der Lufthansa – 
Vorprüfung 

Infolge des Marktaustritts Air Berlins wurden zunächst 
erhebliche Kapazitäten aus dem Markt genommen. Auf 
einer Reihe volumenstarker innerdeutscher Strecken ent-

fehlte vorübergehend auf innerdeutschen Verbindungen 
40 Prozent der Sitzplatzkapazität. Unmittelbar nach dem 
Grounding von Air Berlin im November 2017 häuften sich 
die beim Bundeskartellamt eingehenden Beschwerden. 
Moniert wurden regelmäßig erhebliche Preissteigerungen 
durch die Lufthansa, die auf einer Reihe von Strecken 
durch den Ausfall von Air Berlin zum monopolistischen 
Anbieter geworden war. Das Bundeskartellamt führte da-
raufhin im Rahmen einer stichprobenartigen Überprüfung 
der Preisentwicklung Vorermittlungen durch; im Ergebnis 
wurde jedoch kein Verfahren gegen die Lufthansa wegen 
Preishöhenmissbrauchs auf innerdeutschen Strecken ein-

geleitet. Zwar hatte die Analyse der Preisdaten ergeben, 
dass die Flugpreise im November und Dezember 2017 im 
Durchschnitt rund 25 bis 30 Prozent über dem Vorjahres-
niveau lagen. Infolge des Markteintritts von easyJet in den 
innerdeutschen Flugverkehr waren diese Preiserhöhungen 
auf der Mehrzahl der Verbindungen jedoch nicht von Dau-
er. Das Preisniveau hatte sich dort rasch wieder auf das 
Niveau von vor dem Marktaustritt Air Berlins eingepen-
delt. Zudem war zu berücksichtigen, dass die untersuch-
ten innerdeutschen Verbindungen durch die Air Berlin-
Insolvenz unter einem erheblichen Kapazitätsrückgang zu 
leiden hatten, welcher sich auch in einer intakten Konkur-
renzsituation in steigenden Preisen niedergeschlagen hät-
te (s. Pressemitteilung vom 29. Mai 2018 und Fallbericht 
vom 15. Mai 2018, B9-175/17). 

c) Auswirkungen

Die Entwicklung macht den Wert stringenter Fusionskont-
rolle für Märkte und Verbraucher deutlich. So hatte die Eu-
ropäische Kommission zum einen (in enger Abstimmung 
mit dem Bundeskartellamt) sowohl die Teilübernahme Air 
Berlins durch easyJet sehr zügig freigegeben (Beschluss 
vom 21. Dezember 2017, Aktenzeichen: M 8633). Zum 
anderen hat sie durch ihr entschiedenes Einschreiten im 
Fall der NIKI-Übernahme verhindert, dass sich die Luft-
hansa wichtige Teile von Air Berlin sichern konnte und so 
ihre ohnehin starke Stellung auf zahlreichen europäischen 
Routen weiter ausbauen konnte (Beschluss vom 12. De-
zember 2017, Aktenzeichen: M 8672). 

Dass eine konsequente Fusionskontrolle angezeigt ist, 
zeigt sich am Konzentrations- und Margenvergleich zwi-
schen Europa auf der einen und Nordamerika auf der an-
deren Seite. Während in den USA 85 Prozent des Mark-
tes auf nur fünf Fluggesellschaften entfallen und dort im 
Durchschnitt eine EBIT-Marge oberhalb von 10 Prozent 
erwirtschaftet wird, so teilen in Europa die fünf führenden 
Gesellschaften nur etwa zwei Drittel des Marktes unter 
sich auf. Die entsprechende EBIT-Marge liegt in Europa 
deutlich unterhalb von 5 Prozent.

XIV. Touristik und Gastgewerbe

1.   Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Die Touristik sowie das Gast- und Beherbergungsgewerbe 
konnten im Berichtszeitraum erneut Zuwächse verzeich-
nen. Dabei stieg die Anzahl der Übernachtungen in der 
klassischen Hotellerie stärker als die Übernachtungszah-
len im gesamten Beherbergungsgewerbe (etwa 460 Mio.). 
Der weitaus größte Anteil mit ca. 380 Mio. Übernachtun-

-

durchschnittliche Zimmerauslastung erreichte 2017 über 
70 Prozent; damit setzte sich der positive Trend der letzten 
Jahre fort. 
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Touristik und Gastgewerbe sind zunehmend von der di-
gitalen Transformation geprägt. Bei der Internetrecherche 
nach Angeboten für Reise- und Touristikprodukte stehen 
vor allem die Buchung von Hotels und Urlaubsreisen, 
gefolgt vom Ticketkauf für Flüge und für Bahnreisen im 
Fokus. Online-Buchungen in der Hotellerie in Deutsch-
land haben im Jahr 2017 ein Volumen von etwa fünf Mrd. 
Euro erreicht; dies entspricht einem Anteil von über einem 
Drittel der gesamten Hotelumsätze. Im Vergleich der Dis-
tributionskanäle für Hotels stehen die Online-Buchungs-
portale (OTAs) inzwischen an erster Stelle, gefolgt von 
Buchungen über Telefon und E-Mails sowie der zuneh-
menden Zahl der Buchungen über die eigenen Webseiten 
der Hotels. Mit einem Marktanteil von über 50 Prozent 
ist Booking.com in Deutschland eindeutige Marktführerin 
bei der Online-Vermittlung von Hotelzimmern; das Por-
tal konnte seinen Vorsprung vor HRS und Expedia weiter 
ausbauen. Reiseleistungen werden zwar immer noch über-

-
gen auf Webseiten der Veranstalter und der OTAs gene-
rierten Umsätze erheblich wachsen. Zu den größten OTAs 
im Reisevertrieb gehören Expedia und die zu  Booking 
Holdings gehörende Priceline.com. 

2. Schwerpunkt der Wettbewerbsaufsicht

Im Berichtszeitraum stand weiterhin das von Booking.com 
angestrengte Beschwerdeverfahren gegen die Untersa-
gungsverfügung des Bundeskartellamts im Fokus.

Bereits im vorangegangenen Berichtszeitraum hat das 
Bundeskartellamt – im Anschluss an die gerichtlich be-

stätigte Verbotsverfügung gegen HRS – auch Booking.
com die Durchführung ihrer Bestpreisklauseln untersagt 
(s. Beschluss vom 22. Dezember 2015, B9-121/13, s.a. 
Tätigkeitsbericht 2015/16, S. 129). Gegen den Beschluss 
hat Booking.com am 22. Januar 2016 Beschwerde einge-
legt. Einen ersten Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung der Beschwerde hat das Oberlandesgericht 
Düsseldorf am 4. Mai 2016, einen zweiten am 31. Mai 
2017 abgelehnt.

In der Hauptsache hat das Oberlandesgericht Düsseldorf 
im vorliegenden Berichtszeitraum am 17. März 2017 ei-
nen Hinweisbeschluss erlassen und damit weitere Ermitt-
lungen des Bundeskartellamts zur Sachverhaltsaufklärung 
angeregt. Entsprechend hat das Amt bei den auf dem 
deutschlandweiten Hotelportalmarkt relevanten Portal-
betreibern – insbesondere Booking.com, HRS und Expe-
dia – Informationen eingeholt. Auch kleinere Portalbetrei-
ber wurden befragt. Darüber hinaus hat das Amt mehrere 
hundert Unterkünfte in einer aufwändigen Online-Befra-
gung zur Bedeutung der verschiedenen Online-Vertriebs-
kanäle und zu den Wettbewerbsverhältnissen auf dem 
deutschlandweiten Hotelportalmarkt befragt. Schließlich 
wurde – über ein Marktforschungsinstitut – auch eine re-
präsentative Verbraucherbefragung zum Online-Hotelbu-
chungsverhalten durchgeführt, für die etwa 10.000 Ver-
braucher in Deutschland telefonisch interviewt wurden. 
Die umfangreichen Ermittlungen erstreckten sich nahezu 
über den gesamten Berichtszeitraum. Die Ermittlungser-
gebnisse sind mittlerweile ausgewertet und ins Gerichts-
verfahren eingeführt worden. Die mündliche Verhandlung 
ist terminiert.
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Dritter Abschnitt

Tätigkeitsbericht der Beschlussabteilung  
Verbraucherschutz 

1.  Allgemeiner Überblick und 
 wettbewerbliche Situation

Die Beschlussabteilung Verbraucherschutz wurde im Juni 
2017 im Bundeskartellamt eingerichtet. Hintergrund ist 
die 9. GWB-Novelle, die Anfang Juni 2017 in Kraft getre-
ten ist, und mit der dem Bundeskartellamt in §§ 32e Abs. 5, 
90 Abs. 6 GWB erstmals Befugnisse im wirtschaftlichen 
Verbraucherschutz, zu dem insbesondere das Lauterkeits-
recht und das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen zählen, übertragen wurden (vgl. – insbesondere auch 
zu den politischen Hintergründen der Neuregelung – die 
Darstellung im Tätigkeitsbericht 2015/2016, S. 12 f., 19). 

Mit der Stärkung des behördlichen Verbraucherschutzes 
-

braucherrechten v. a. in der digitalen Wirtschaft begegnet 
werden. Das Bundeskartellamt kann nun verbraucher-
rechtliche Sektoruntersuchungen durchführen und sich 
zudem als „amicus curiae“ an verbraucherrechtlichen 

wie die Möglichkeit zu Abstellungs- oder Rückerstat-
tungsverfügungen sind der Behörde hingegen bislang in 
diesem Bereich nicht übertragen worden. Im Fokus des 
Gesetzgebers standen zunächst analysierende und bera-
tende Funktionen.

Traditionell erfolgt in Deutschland die Durchsetzung des 
wirtschaftlichen Verbraucherschutzes schwerpunktmä-
ßig auf dem Zivilrechtsweg (vgl. S. 14). Das deutsche 
Recht geht damit einen Sonderweg, denn zahlreiche aus-
ländische Rechtsordnungen greifen auf eine allgemeine 
Verbraucherschutzbehörde zurück. Oft liegen dabei Ver-
braucherschutz und Wettbewerbsschutz einheitlich in der 
Hand derselben Behörde (so z. B. in den Niederlanden, 
in Frankreich, Ungarn und Australien). In der Tat laufen 
Wettbewerbs- und Verbraucherschutz in aller Regel in 

-

des Verbraucherschutzrechtes im Interesse der sich lau-
ter verhaltenden Unternehmen ist. Der in weiten Teilen 
funktions tüchtigen privaten Verbraucherrechtsdurchset-
zung in Deutschland werden allerdings in Wissenschaft 

ein behördliches Einschreiten geschlossen werden könn-
ten, nämlich vor allem Nachweisschwierigkeiten auf-
grund fehlender Ermittlungsbefugnisse sowie die geringe 
Breitenwirkung von Gerichtsentscheidungen im Einzel-

Verbraucheralltag, wo mitunter durch einen einzelnen 
Rechtsbruch eine sehr hohe Zahl an Verbrauchern geschä-

-

von einer Geltendmachung ihrer Rechte absehen. Das 

deutsche System der vornehmlich privaten Verbraucher-
rechtsdurchsetzung führt in der Praxis auch dazu, dass 
Maßnahmen und Befugnisse innerhalb des  europäischen 
Netzwerks der Verbraucherschutzbehörden im Inland 
nicht vollständig genutzt werden können.

2. Schwerpunkte der Wettbewerbsaufsicht

Im Berichtszeitraum hat das Bundeskartellamt den neuen 
Verbraucherschutzbereich aufgebaut und bereits erste ver-
braucherrechtsrelevante Themen im Rahmen der neuen 
Befugnisse behandelt.

a) „amicus curiae“-Stellungnahmen

Dem Bundeskartellamt wurden durch § 90 Abs. 6 GWB 
„amicus curiae“-Rechte vor Gericht übertragen, d. h. die 
Behörde kann sich – wie bereits zuvor im Kartellrecht – 
nun auch an bestimmten verbraucherrechtlichen Verfahren 
beteiligen, Einsicht in die Gerichtsakten nehmen und aus 
objektiver Warte eine Stellungnahme abgeben. Diese Rol-
le erleichtert der Behörde zugleich den Überblick darüber, 
welche Rechtsfragen sich bei den Gerichten stellen und 

Bundeskartellamt verfolgt hier – anders als im Kartell-
rechtsbereich mit seiner konzentrierten Gerichtszustän-
digkeit – keine vollständige Erfassung aller Zivilrechts-
streitigkeiten. Vielmehr beschränkt sich seine Beteiligung 

Interesse, wie etwa der vom Bundesgerichtshof entschie-
denen Sache Verbraucherzentrale NRW/CTS EVENTIM 
wegen umstrittener Entgeltklauseln des Unternehmens für 
postalischen Versand und Selbstausdruck beim Online-
Ticketing (Urteil vom 23.08.2018, Aktenzeichen: III ZR 
192/17).

b) Sektoruntersuchungen

Das Bundeskartellamt kann bei begründetem Verdacht 
auf gravierende Verstöße gegen verbraucherrechtliche 
Vorschriften, wie bspw. das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG) oder das Recht der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen, Sektoruntersuchungen durchführen. 
Solche – seit einigen Jahren bereits im Kartellbereich 
durchgeführten – Untersuchungen können gem. § 32e 
Abs. 5 GWB nunmehr auch im Bereich des Verbraucher-
schutzes eingeleitet werden, wenn die Vermutung besteht, 
dass erhebliche, dauerhafte oder wiederholte Verstöße 
vorliegen, die eine Vielzahl von Verbrauchern beeinträch-
tigen. Es handelt sich dabei um eine Branchenuntersu-
chung, ausdrücklich aber nicht um ein Verfahren gegen 
bestimmte Unternehmen. Im Fokus der verbraucherrecht-
lichen Sektoruntersuchungen des Bundeskartellamts ste-
hen Sachverhalte, die den digitalen Alltag der Verbraucher 

-
nissen Probleme aufzeigen und Handlungsempfehlungen 
geben.
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Im Berichtszeitraum ist das Bundeskartellamt mit zwei 
verbraucherrechtlichen Sektoruntersuchungen befasst ge-
wesen, die Vergleichsportale bzw. Smart-TVs zum Gegen-
stand haben.

aa)  Sektoruntersuchung bei 
 Vergleichsportalen

Zwischen Oktober 2017 und April 2019 wurde eine Sektor-
untersuchung im Bereich von Online-Vergleichsportalen 
durchgeführt.

Vergleichsportale gewinnen in den letzten Jahren kon-
tinuierlich an wirtschaftlicher Bedeutung. Immer mehr 
Verbraucher nutzen sie, um unterschiedliche Angebote 
zu vergleichen. Die Nutzung solcher Vergleichsportale 
birgt jedoch auch eine Reihe von Risiken. Im Rahmen der 
Sektoruntersuchung wurden zahlreiche Portal-Betreiber 

Marktabdeckung, Vorauswahl und Ranking, sonstige Be-

um mögliche Verstöße gegen verbraucherrechtliche Vor-
schriften aufklären und konkretisieren zu können.

In einer ersten Befragungsrunde wurden bei rund 150 
Portalen aus den Branchen Reisen, Telekommunikation, 
Energie, Bankdienstleistungen und Versicherungen grund-
legende Informationen zur jeweiligen Größe und Funktion 
abgefragt. Die Auswertung dieser Informationen führte zu 
ersten Erkenntnissen über Marktstrukturen sowie das Aus-

einzelnen Vergleichsportalen. Auf Grundlage der ersten 
Befragung konnten außerdem die 36 wichtigsten eigen-
ständigen Portale aus den Bereichen Flüge, Hotels, Versi-
cherungen, Kredite, Telekommunikation und Energie für 

-
gung zu den genannten Themen ausgewählt werden.

rechtliche Einordnung hat das Bundeskartellamt im De-
zember 2018 in einem Konsultationspapier dargestellt 

12. Dezember 2018). 

-
te Kreise konnten zu dem Konsultationspapier Stellung 
nehmen und haben von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht. Das Bundeskartellamt hat rund 30 Stellungnahmen 
von Vergleichsportalen, Anbietern (Hotel, Versicherung 
etc.), Verbänden, Behörden und Verbrauchern erhalten 
und ausgewertet. Sämtliche Branchen und Problemfelder 
wurden in den Stellungnahmen thematisiert, ein Schwer-

Ranking von Hotels. Die grundsätzlichen Feststellungen 
und Bewertungen, die das Bundeskartellamt in seinem 

unbestritten geblieben. Viele Portale haben allerdings die 
Besonderheiten und Vorteile der eigenen Seite herausge-
stellt und betont, dass der Verbraucher über die Funktions-
weise des Portals bereits hinreichend informiert werde. 

Einzelne Portale haben auch bereits Änderungen auf ihren 
Seiten vorgenommen, die den Kritikpunkten des Bundes-
kartellamtes Rechnung tragen. Seitens der Portale wurde 
zudem davor gewarnt, Online-Vertriebskanäle strengeren 

Vertrieb. Vertreter der Anbieterseite haben hingegen kriti-
siert, dass die Objektivität und die Transparenz der Portale 
unzureichend seien und der Verbraucher zu Fehlentschei-
dungen verleitet werde. Von verschiedenen Anbietern 
sowie Verbrauchern wurden zudem weitere Probleme be-
nannt, die seitens des Bundeskartellamtes untersucht wer-
den sollten. Sofern diese Probleme eher kartellrechtlicher 
Natur waren, konnten sie unmittelbar hausintern an den 
Kartellrechtsbereich weitergeleitet werden.

Nach Auswertung der Stellungnahmen hat das Bundes-
kartellamt den Abschlussbericht zur Sektoruntersuchung 

die Pressemitteilung vom 11. April 2019). 

Die Sektoruntersuchung hat insgesamt sieben verschiede-
ne Problemfelder aufgezeigt. Je nach Branche und Portal 
unterscheiden sich die Ergebnisse:

• Während in einigen Bereichen der Marktabdeckungs-
grad der Portale sehr hoch ist, werden insbesondere in 
den Bereichen Versicherungen und Hotels teilweise 
wichtige Anbieter nicht in den Vergleich einbezogen. 
Diese wesentliche Information wird nur von einigen 
Portalen – z. B. mit einer Negativliste – für den Ver-
braucher hinreichend transparent gemacht.

• Die Reihenfolge des Rankings wird bei Hotels auch 
von der Höhe der von den verschiedenen Anbietern 

-
le den Empfehlungscharakter eines solchen Rankings 
heraus, kann dies den Verbraucher in die Irre führen. 
Daran ändern auch die oftmals sehr allgemeinen oder 
versteckten Hinweise auf die Berücksichtigung der 
Provisionshöhe nichts.

• Vor allem im Bereich Energie blenden einige Portale 
beim Erstranking bestimmte Angebote aus, weil diese 
für den Verbraucher nachteilig sein könnten oder aber 
– ohne dass dies für den Verbraucher deutlich wird – 
weil das Portal hierfür keine Provision erhält.

• Beim Vergleich von Energie- und Telekommunikati-
onstarifen stellen viele Portale einzelne Angebote vor 
dem eigentlichen Ranking dar („Position 0“) und er-
halten hierfür teilweise Zahlungen von den Anbietern, 
ohne dass der Verbraucher darüber informiert wird, 
dass es sich hierbei um Werbung bzw. eine Anzeige 
handelt.

• Hinweise der Portale auf Knappheiten, Vorteile oder 
Exklusivangebote sind teilweise missverständlich for-
muliert und können Verbraucher v. a. im Reisebereich 
aber auch in anderen Branchen unter Druck setzen bzw. 
falsche Erwartungen wecken.

Drucksache 1 / Deutscher Bundestag – 1 . Wahlperiode– 122 –



• Bewertungen stammen in den untersuchten Branchen 
in der Regel nur von Nutzern, die erfolgreich über 
das Portal einen Abschluss getätigt haben, sodass Fäl-
schungen erschwert werden, aber gleichzeitig die Be-
wertungsbreite eingeschränkt ist.

• In sämtlichen Branchen existieren Kooperationen zwi-
schen verschiedenen Vergleichsportalen bei Datenbasis 
und Tarifrechner. Diese können zwar zur Verbreitung 
von Vergleichsmöglichkeiten beitragen, aber auch dazu 
führen, dass gleiche Suchergebnisse bei vermeintlich 
eigenständigen Portalen vom Verbraucher irrig als Be-
stätigung der Empfehlungen interpretiert werden.

Zum Teil kommt es hier zu verbraucherschädigenden Irre-
führungen, Transparenzverstößen oder Schleichwerbung, 
die im Einzelfall Verstöße gegen die verbraucherrecht-
lichen Vorgaben des UWG – Irreführungsverbot des § 5 
Abs. 1 UWG, Transparenzgebot des § 5a Abs. 2 UWG, 
Verbot verdeckter Werbung nach § 5a Abs. 6 UWG – dar-
stellen können.

bb) Sektoruntersuchung bei Smart-TVs

Im Dezember 2017 wurde eine Sektoruntersuchung im 
Bereich Smart-TVs eingeleitet. Beleuchtet werden soll 
insbesondere der Umgang der Hersteller von Smart-TVs 
mit den Nutzerdaten von der Datenerhebung bis hin zu 
einer möglichen kommerziellen Verwertung. Smart-TVs 
zählen mittlerweile zu den meistverkauften Fernsehgerä-
ten; allein in Deutschland wurden im Jahr 2017 rund fünf 
Millionen derartige Geräte abgesetzt. Sie verfügen im 
Unterschied zu herkömmlichen Fernsehgeräten über eine 
Internetanbindung, mittels derer nicht nur die Zuschauer 
Daten und Programme empfangen, sondern umgekehrt 
auch ihre Nutzerdaten gesendet werden. Die Sektor-
untersuchung soll klären, ob und in welchem Umfang per-
sonenbezogene Daten von den Anbietern solcher Geräte 
erhoben, weitergegeben und kommerziell verwertet wer-

mit u. a. dem Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen informiert werden. Hierbei sollen insbesondere die 
verwendeten Nutzungs- bzw. Datenschutzbedingungen 
überprüft und nicht zuletzt im Lichte der am 25. Mai 2018 
in Kraft getretenen Datenschutz-Grundverordnung (EU-
DSGVO) analysiert werden.

Im Mai 2018 wurde eine erste Befragung bei rund 30 
Anbietern von Fernsehgeräten durchgeführt. Nach Aus-
wertung der Unternehmensantworten wird seit Novem-
ber 2018 im Rahmen einer zweiten Befragungsrunde das 
Verhalten der wichtigsten 20 Smart-TV-Anbieter genauer 
untersucht.

3. Auswirkungen

Auch die Ergebnisse der Sektoruntersuchung Smart-TVs 
-

falls sollen darauf basierende Handlungsempfehlungen 
-

befugnissen im Verbraucherschutz können etwaige im 
Rahmen einer Sektoruntersuchung festgestellte Verbrau-
cherschutzverstöße derzeit nicht unmittelbar durch das 
Bundeskartellamt abgestellt werden. Die Darstellung und 
die Bewertung der Ermittlungsergebnisse ermöglichen 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern jedoch ein bes-
seres Verständnis der Funktionsweise von Vergleichspor-
talen bzw. Smart-TVs und damit einen bewussteren Um-
gang mit ihnen. Gleichzeitig erhalten die Unternehmen 
selbst Hinweise und Ansätze zur Verbesserung bestimmter 
Praktiken oder Klauseln. Schließlich können die Sektor-

-
rechtsdurchsetzung in den untersuchten Bereichen identi-

die Diskussion um die Stärkung der behördlichen Rechts-
durchsetzung und die Erweiterung der bereits bestehenden 
verbraucherrechtlichen Befugnisse des Bundeskartellamts 
weiter befördern wird (vgl. hierzu S. 14 sowie Tätigkeits-
bericht 2015/2016, S. 12 f.).
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Vierter Abschnitt

Tätigkeitsbericht der Vergabekammern

Teil I: Vergaberechtsentwicklung 

Durch das 2016 in Kraft getretene Gesetz zur Moderni-
sierung des Vergaberechts (Vergaberechtsmodernisie-
rungsgesetz - VergRModG) ist die elektronische Vergabe 
für Vergabeverfahren oberhalb der europäischen Schwel-
lenwerte seit dem 18. Oktober 2018 für alle Auftraggeber 

Nach dieser Reform hat das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie Anfang 2017 die Verfahrensordnung 

-
aufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte (Unterschwel-

Regelwerk ersetzt die bisher geltende Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Leistungen (VOL/A Abschnitt 1). In-

Aufträge oberhalb der EU-Schwellenwerte geltenden Ver-
gabeverordnung von 2016. Ein Nachprüfungsverfahren 
vor den Vergabekammern ist im Unterschwellenbereich 
nicht vorgesehen.

Im Oktober 2017 legte die Europäische Kommission ein 

vor. Das Paket enthält überwiegend nicht-legislative Vor-
haben und ist auf die Stärkung der strategischen Auftrags-
vergabe sowie die Professionalisierung der Vergabestellen 
angelegt.

Im November 2017 wurde von der Europäischen Kom-
mission zudem der Entwurf einer novellierten Richtlinie 

allgemeine Ziel dieser Initiative ist es, die Marktakzep-
tanz von emissionsarmen Fahrzeugen im Rahmen der 

Verringerung der verkehrsbedingten Emissionen, zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und zum Wachstum 
im Verkehrssektor beizutragen. Der Richtlinienentwurf 

für saubere Fahrzeuge.

Teil II:  Entscheidungspraxis der  
Vergabekammern des Bundes

A.  Entwicklung und Schwerpunkte  
der Tätigkeit der Vergabekammern

Der bereits in den Jahren 2015/16 erkennbare Aufwärts-
trend bei der Anzahl der eingehenden Nachprüfungsan-
träge setzte sich auch im Berichtsjahr 2017 fort. Lag die 
Summe der Nachprüfungsverfahren in 2016 noch bei 145, 
konnte im Berichtsjahr 2017 eine Steigerung der Nach-
prüfungsverfahren auf 165 verzeichnet werden. Diese 
Entwicklung setzte sich im Berichtsjahr 2018 nicht fort. 
Hier gingen 118 Nachprüfungsanträge bei den Vergabe-
kammern des Bundes ein.

Bei den Vergabekammern des Bundes eingegangene Nachprüfungsanträge 2006 bis 2018
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Wie auch in den Vorjahren betraf der überwiegende Teil 
der Nachprüfungsverfahren die Vergabe von Lieferungen 
und Dienstleistungen nach der Verordnung über die Ver-

114 Fälle im Jahr 2017, also 69 Prozent aller Fälle; im Jahr 
2018 waren es 78 Fälle, mithin 66 Prozent. Die unter die 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A 
(VOB/A) fallenden Nachprüfungsverfahren haben in den 
Berichtsjahren 2017 und 2018 einen deutlichen Zuwachs 
erfahren. Befassten sich die Vergabekammern in 2015 und 
2016 noch mit 13 bzw. 19 VOB/A-Verfahren, waren im 
Berichtsjahr 2017 bereits 30 und in 2018 29 Nachprü-
fungsanträge zu verzeichnen. 

Unter die Vergabeverordnung für die Bereiche Verteidi-

15 Fälle und in 2018 acht Fälle Im Vergleich zu 2016 kann 
festgestellt werden, dass im Jahr 2017 ein leichter Anstieg 
von sieben auf neun Prozent zu verzeichnen war. Im Jahr 
2018 hat sich die Zahl dieser Fälle im Vergleich zu 2017 
fast halbiert.

Die Anzahl der Nachprüfungsverfahren nach der Sektoren-
verordnung (SektVO) gingen auch in den Berichtsjahren 
2017/18 weiter zurück. Waren es in 2015 noch 14 und in 
2016 noch zehn Nachprüfungsanträge, ging deren Anzahl 
im Berichtsjahr 2017 auf 6 und in 2018 auf lediglich drei 
zurück. 

In den 165 Nachprüfungsverfahren des Berichtsjah-
res 2017 erließen die Vergabekammern des Bundes 87 
Sachentscheidungen, darunter 56 (64 Prozent) zuguns-

31 (36 Prozent) zugunsten des Auftragsnehmers, also des 
Antragstellers. In 30 Fällen wurde sofortige Beschwerde 
gegen die Entscheidung eingelegt. Darüber hinaus führten 
53 Rücknahme- und 25 sonstige Erledigungserklärungen 
zur Beendigung der Nachprüfungsverfahren.

Im Berichtsjahr 2018 ergingen 62 Beschlüsse, dabei han-
delte es sich in 40 Fällen um Entscheidungen zugunsten 
der Vergabestelle (65 Prozent) und 22 zugunsten des an-
tragstellenden Auftragnehmers (35 Prozent). Die übrigen 
Nachprüfungsanträge wurden in 34 Fällen durch Rück-
nahme und in 18 Fällen in sonstiger Weise erledigt. 24 
Beschlüsse der Vergabekammern wurden mit der soforti-
gen Beschwerde angefochten.

Von den Beschwerdeverfahren gegen Entscheidungen aus 
dem Jahr 2017 sind bereits 26 abgeschlossen. In 17 Fällen 
wurden die Beschlüsse der Vergabekammern des Bundes 
bestätigt; in weiteren sechs Fällen nahmen die Beschwer-
deführer den Nachprüfungsantrag, bzw. die Beschwerde 
wieder zurück.

Von den im Berichtsjahr 2018 in die Beschwerde gegan-
genen Nachprüfungsverfahren wurden bislang acht durch 
das Oberlandesgericht in Düsseldorf entschieden, davon 
wurden fünf Beschwerden zurückgewiesen.

Wie in den zurückliegenden Jahren zeichneten sich die 
Berichtsjahre 2017 und 2018 erneut durch eine bemer-
kenswerte Themenvielfalt aus. 

Das Spektrum der Nachprüfungsanträge erstreckte sich 
von den Ausschreibungen der Rabattverträge durch die 

-
neimitteln und der Versorgung der Versicherten mit Hilfs-
mitteln über Vergabeverfahren hinsichtlich juristischer 
Beratungsleistungen und Vergaben der Bundesagentur für 
Arbeit bezüglich Maßnahmen der Berufseinstiegsbeglei-
tung bis zur Ausschreibung der E-Akte für die Bundesver-
waltung. Des Weiteren waren Vergaben zu Bewachungs- 
und Reinigungsdienstleistungen sowie der nach VSVgV 
auszuschreibende Einkauf von fünf Korvetten und der 
beabsichtigte Erwerb von Mehrzweckhubschraubern von 
den Vergabekammern des Bundes zu überprüfen. 

B.  Rechtsfragen aus der Nachprüfungs-
tätigkeit der Vergabekammern des Bundes 

I. Elektronische Vergabe

Im Zusammenhang mit der elektronischen Vergabe gab 

außen kommuniziert, grundlegende Vergabefehler. Dies 
hat schwerwiegende Folgen, denn eine Heilung ist in ei-
nem solchen Fall nur mittels einer erneuten Bekanntma-

der 2. Vergabekammer des Bundes die Vorgabe des § 41 
Abs. 1 VgV, wonach der Auftraggeber in der Auftrags-
bekanntmachung eine elektronische Adresse anzugeben 
hat, „unter der die Vergabeunterlagen unentgeltlich, un-
eingeschränkt, vollständig, und direkt abgerufen werden 
können“. In einem Nachprüfungsverfahren (Beschluss 
vom 19. Juli 2018, VK2-58/18) hat der Auftraggeber zwar 
in der Bekanntmachung angegeben, dass die Auftrags-
unterlagen unter www.evergabe-online.de vollständig 
zur Verfügung stünden. Diese Aussage war in der Sache 

Bieter eignung bezogenen – und damit sachlich nicht ein-
schlägigen – Rubrik der Bekanntmachung fand sich ein 
weiterer Link auf die Homepage eines anderen Auftrag-
gebers, wo auf dort abzurufende „Technische Lieferbe-
dingungen“ verwiesen wurde, in denen die zu liefernden 
Produkte exakt beschrieben wurden. Auf der Homepage 
dieses anderen Auftraggebers wurde sodann eine Recher-
che erforderlich, um die technischen Lieferbedingungen 

-

Plattform www.evergabe-online.de zeitlich früher als die 
europaweite Vergabebekanntmachung erfolgte, was einen 
Verstoß gegen § 40 Abs. 3 S. 1 VgV darstellte. Die Verga-
bekammer hat in der Entscheidung, gegen die Beschwerde 
beim Oberlandesgericht Düsseldorf anhängig ist (Akten-
zeichen: VII-Verg 47/18), die Bedeutung der verletzten 
Vorschriften gerade für den europaweiten Wettbewerb 
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und damit für das Grundanliegen der Europäischen Ver-
gabekoordinierungsrichtlinie RL 2014/24/EU betont. 

aller Unterlagen dienen, die für eine erfolgreiche Wettbe-
werbsteilnahme nötig sind, nicht eingehalten, so wird ge-

-

der europaweiten Bekanntmachung  statt, so kommt den 
nationalen Bietern ein unzulässiger Wettbewerbsvorteil 
zu. Da die Antragstellerin ein ausländischer Bieter war, 
haben sich diese Gefahren auch tatsächlich realisiert. 

Ähnlich war der Fall im Verfahren VK2-128/17 gelagert. 
Hier hat der Auftraggeber zwingende Kalkulationsvorga-
ben gemacht, indem er in einem Merkblatt, das Teil der 
Vergabeunterlagen war, auf ein Handbuch eines Bundes-
innungsverbandes verwies. Die Angebotskalkulation hat-
te nach einem Muster zu erfolgen, das in diesem Hand-
buch vorgegeben war. Hier hat die 2. Vergabekammer des 
Bundes mit Beschluss vom 11. November 2017 ebenfalls 
einen Verstoß gegen § 41 Abs. 1 VgV erkannt, denn ein 
bloßer Verweis auf externe Quellen sei mit der rechtlichen 
Vorgabe, alle Vergabeunterlagen komplett elektronisch 
über die einheitliche Adresse zur Verfügung zu stellen, 
nicht vereinbar. 

Mit dem einmal vom Auftraggeber vorgegebenen Kom-
munikationsweg für den Austausch mit den Bietern be-
schäftigt sich die Entscheidung der 2. Vergabekammer 
des Bundes vom 20. Dezember 2017 (VK2-142/17). In 
der Auftragsbekanntmachung war als Form der Kommu-
nikation ausschließlich die Nutzung einer elektronischen 
Plattform vorgegeben worden. Der Auftraggeber hat die 
Antragstellerin in der Folge jedoch per Telefax zu einer 
Preisaufklärung nach § 60 VgV aufgefordert. Die Tat-
sache, dass die Antragstellerin daraufhin nicht geantwor-
tet hat, rechtfertigt keinen Angebotsausschluss, denn die 
Antragstellerin musste nicht mit der Änderung des Kom-
munikationswegs rechnen. Auch hier kam der Aspekt des 
europaweiten Wettbewerbs zum Tragen, denn bei der An-
tragstellerin handelte es sich um ein ausländisches Unter-
nehmen. Das in deutscher Sprache verfasste Telefax war 
den für das Vergabeverfahren unternehmensintern zustän-
digen Bearbeitern gar nicht vorgelegt worden, da es nicht 
zugeordnet werden konnte.

Die elektronische Vergabe stellt aber nicht nur die Auf-
traggeber, sondern auch die Bieter vor neue Herausforde-
rungen. So wurde der Ausschluss eines Angebots durch 
den Auftraggeber nach § 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV wegen 
Abweichens von den Vorgaben seitens der Vergabekam-
mer bestätigt. Der Bieter hatte sein Angebot hier auf der 
Basis einer veralteten elektronischen Version des Leis-
tungsverzeichnisses abgegeben, obwohl der Auftraggeber 
hinreichend transparent gemacht hatte, dass die aktuellste 
Version der Vergabeunterlagen zu verwenden sei (2. Ver-
gabekammer des Bundes, Beschluss vom 17. Juli 2018, 
VK2-54/18). Im Verfahren VK2-28/18, Beschluss vom 
18. April 2018, wurde der Ausschluss eines Angebots we-
gen fehlender elektronischer Signatur, die der Auftragge-
ber hier gefordert hatte, bestätigt. Die Antragstellerin hatte 

zwar vorgetragen, die elektronische Signatur eingefügt zu 
haben, diese sei dann aber beim Hochladen auf die Ver-
gabeplattform verloren gegangen. Die Vergabekammer ist 
diesem Vorbringen nicht gefolgt, denn die Antragstellerin 
hatte gleichzeitig eingeräumt, dass auf ihrer lokalen, auf 

keine Signatur vorhanden war. Da die lokale Kopie tech-
nisch direkt und zeitgleich mit dem Absenden des Ange-
bots erzeugt wurde, war die These eines Verlorengehens 
infolge eines vermeintlichen Hin- und Hersendens zwi-
schen Bieter und Plattform nicht haltbar. 

II.  Schnittstelle zwischen Vergabe-  
und Sozialrecht 

Das Zusammenspiel zwischen Vergabe- und Sozialrecht 
beschäftigt die Vergabekammern des Bundes in unter-
schiedlichen Facetten bereits seit vielen Jahren, konkret 
seit die gesetzlichen Krankenkassen durch die Oymanns-
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes (Urteil vom 

-
-

raum dominierten die von den jeweiligen Antragstellern 
aufgeworfenen, konträren Fragestellungen, ob in Fällen, 
in denen kein Vergabeverfahren durchgeführt wurde, ein 

– ob ein tatsächlich von einer gesetzlichen Krankenkasse 
durchgeführtes Vergabeverfahren richtigerweise hätte un-
terbleiben müssen. 

-
langt, so wurde die Fragestellung relevant in Bezug auf 
sog. „Open-house“-Modelle, die nach der Dr. Falk Phar-
ma-Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (Urteil 
vom 2. Juni 2016, Aktenzeichen: Rs. C-410/14) als ver-
gaberechtfreie Zulassungsverfahren und damit nicht als 

sind. Hier hat die 2. Vergabekammer des Bundes entschie-
den, dass die Frage, ob es sich bei dem von der Kranken-
kasse gewählten Modell wirklich um ein vergaberechts-
freies Zulassungssystem handelt, der Überprüfung durch 
die Vergabekammer unterliegt, so dass ein Nachprüfungs-
antrag, der das Vorliegen der Open-house-Voraussetzun-
gen in Abrede stellt, statthaft ist. Nur wenn die vom Euro-
päischen Gerichtshof aufgestellten Voraussetzungen auch 
tatsächlich vorliegen, ist die Freistellung vom Vergabe-
recht zu bejahen. In den Verfahren war dies nicht der Fall, 
denn der Antragstellerin war eine Teilnahme an diesem 
Modell aufgrund eines partiellen Patentschutzes für ih-

Marktteilnehmern möglich (Beschluss vom 14. Februar 
2017, VK2-4/17, sowie vom 6. Februar 2017, VK2-6/17). 

-
trägen zur Hilfsmittellieferung, die nicht ausgeschrieben 
wurden, sondern bei denen entsprechend dem in § 127 
Abs. 2, 2 a SGB V vorgesehenen Beitrittsmodell zunächst 
ein Vertrag mit einem Unternehmen abgeschlossen wur-
de, dem andere interessierte Lieferanten beitreten konnten 
(2. Vergabekammer des Bundes, Beschluss vom 25. Ok-
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tober 2018, VK2-92/18). Ebenso bejaht wurde ein regi-
onales Modell von Krankenkassen zur Versorgung ihrer 

Bundes, Beschluss vom 15. Mai 2018, VK2-30/18; hier-
gegen wurde unter dem Aktenzeichen VII-Verg 40/18 Be-
schwerde beim Oberlandesgericht Düsseldorf eingelegt).

Die 1. Vergabekammer des Bundes hat in einem weiteren 
Verfahren die Unstatthaftigkeit eines Nachprüfungsan-

103 Abs. 1 GWB festgestellt, in dem die von der Recht-
sprechung aufgestellten Voraussetzungen für ein verga-
berechtsfreies, transparentes und nicht diskriminierendes 
Open-house-Zulassungsverfahren erfüllt waren und es 
mithin an einer Auswahlentscheidung zwischen mehreren 
Bietern fehlte (Beschluss vom 7. Mai 2018, VK1-31/18). 
Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat im Beschwerde-
verfahren die Feststellungen der 1. Vergabekammer des 
Bundes zur Unstatthaftigkeit des Nachprüfungsantrags 
bestätigt und das Verfahren hinsichtlich der weitergehen-
den Fragen zur Vereinbarkeit des Zulassungsverfahrens 
mit sozialrechtlichen Vorschriften an das zuständige So-
zialgericht verwiesen (Beschluss vom 31. Oktober 2018, 
Aktenzeichen: VII-Verg 37/18).

Die Fälle, in denen eine gesetzliche Krankenkasse tat-
sächlich eine Ausschreibung durchgeführt hat, welche 
aber von den jeweiligen Antragstellern als unzulässig 
angesehen wurde, betrafen im Berichtszeitraum weit 
überwiegend Hilfsmittelausschreibungen nach § 127 
Abs. 1 SGB V. In diesen Nachprüfungsverfahren wurde 
die „Zweckmäßigkeit“, die in der genannten Vorschrift 
als Tatbestandsmerkmal für die Durchführung eines Ver-
gabeverfahrens vorgesehen ist, bestritten. Die Vergabe-

Tatbestandsvoraussetzung der „Zweckmäßigkeit“ für 

Vergabe recht nicht, so dass die durch diese zusätzliche na-
tionale Voraussetzung bedingte Einengung der Ausschrei-

kammer des Bundes, Beschluss vom 7. Dezember 2017, 
VK1-131/17, insoweit nicht bestandskräftig, siehe dazu 
unten; Beschluss vom 15. Februar 2018, VK1-161/17; 
Beschluss vom 2. März 2018, VK1-165/17; Beschluss 
vom 5. April 2018, VK1-17/18, sofortige Beschwerde 
anhängig beim Oberlandesgericht Düsseldorf unter dem 
Aktenzeichen VII-Verg 30/18; Beschluss vom 15. Mai 
2018, VK1-41/18 sowie 2. Vergabekammer des Bundes, 
Beschluss vom 3. April 2018, VK2-24/18). Das Oberlan-

-
gabekammern zugrundeliegende Rechtsprechung inzwi-
schen geändert und entschieden, dass die sozialrechtliche 
Vorfrage, ob ausgeschrieben werden darf, nicht von den 
Vergabenachprüfungsinstanzen, sondern von den Sozial-
gerichten zu entscheiden ist. Zudem sei das Rechtschutz-
ziel, die Durchführung eines Vergabeverfahrens zu ver-
hindern und Vergaberecht nicht anzuwenden, nicht vom 
Vergaberechtsschutz umfasst (Beschluss vom 27. Juni 
2018, Aktenzeichen: VII-Verg 59/17). Dem hat sich die 
1. Vergabekammer des Bundes angeschlossen (Beschluss 
vom 15. August 2018, VK1-69/18 (sofortige Beschwerde 

anhängig beim Oberlandesgericht Düsseldorf unter dem 
Aktenzeichen VII-Verg 50/18) sowie Beschluss vom 21. 
September 2018, VK1-83/18). 

Zuletzt gab es auch Verfahren im Hilfsmittelbereich, in de-
nen das „Wie“ der Ausschreibung, also die konkreten Vor-

die Fragestellung, ob die Wertungskriterien des jeweiligen 
Auftraggebers entgegen der Vorgabe des § 127 Abs. 1 b 
SGB V, wonach qualitative Aspekte zu mindestens 50 Pro-

Preis über Gebühr in den Vordergrund stellten. Diesen 
Nachprüfungsanträgen wurde im Wesentlichen deswegen 
nicht stattgegeben, weil der Auftraggeber bereits in der 
Leistungsbeschreibung dezidierte Vorgaben aufgestellt 
hatte, welche ein hohes Qualitätsniveau sicherstellten. Im 
Vergleich zu Wertungskriterien stellt eine Anforderung in 
der Leistungsbeschreibung eine zwingende Vorgabe dar, 
deren Nichterfüllung zum Angebotsausschluss wegen Ab-
weichens von den Vorgaben führt; anders als bei einem 
Wertungskriterium ist eine Kompensation einer schlechte-
ren Qualität über einen geringen Preis nicht möglich. Da-
her stellt eine Anforderung aus der Leistungsbeschreibung 
ein „Plus“ im Vergleich zu einem Wertungskriterium dar, 
das noch mehr geeignet ist, ein hohes Qualitätsniveau si-
cherzustellen (2. Vergabekammer des Bundes, Beschluss 
vom 13. Februar 2018, VK2-5/18 (Beschwerde anhängig 
beim Oberlandesgericht Düsseldorf unter dem Aktenzei-
chen VII-Verg 16/18) und Beschluss vom 14. März 2018, 
VK2-14/18; 1. Vergabekammer des Bundes, Beschluss 
vom 7. Dezember 2017, VK1-131/17 (bestätigt vom 
Oberlandesgericht Düsseldorf im Beschluss vom 27. Juni 
2018, Aktenzeichen: VII-Verg 59/17) sowie Beschluss 
vom 15. Februar 2018, VK1-161/17).

Des Weiteren erachtete die 1. Vergabekammer des Bun-
des es für zulässig, dass eine gesetzliche Krankenkasse im 
Interesse einer qualitativ hochwertigen Versorgung ihrer 

des eingesetzten Personals stellt, die über die gesetzlich 

im Hilfsmittelbereich (§ 126 SGB V) hinausgehen. Denn 
-

der Auftragsausführung tatsächlich auch einsetzt. Hierzu 
sind vielmehr bereits bei der Zuschlagserteilung zu be-
rücksichtigende und vertraglich verbindliche Vorgaben 
erforderlich, deren Erfüllung der Aufraggeber bei der Ver-
tragsdurchführung ggf. durchsetzen kann. Dem entspricht 
gerade im Hilfsmittelbereich auch das Sozialrecht. Denn 
der durch das Heil- und Hilfsmittelversorgungsgesetzes 

V würde leerlaufen, wenn eine gesetzliche Krankenkasse 
nicht mehr als die in § 126 SGB V gesetzlich vorgeschrie-

-
kation eines Unternehmens i.S.d. § 126 SGB V ist mit-
hin nur noch als eine gesetzliche Mindestanforderung an 
dessen Eignung bzw. allgemein gesprochen an dessen 
Recht zu verstehen, an der Versorgung gesetzlich Versi-
cherter grundsätzlich teilnehmen zu dürfen, über die eine 

Deutscher Bundestag – 1 . Wahlperiode Drucksache 1 /– 127 –



gesetzliche Krankenkasse aber hinausgehen darf. Die bei 
solchen Zuschlagskriterien oder Ausführungsbedingungen 
zu beachtenden gesetzlichen Voraussetzungen der § 127, 

-
kammer des Bundes erfüllt (Beschluss vom 14. März 2018, 
VK1-11/18 ( bestätigt vom Oberlandesgericht Düsseldorf, 
Beschluss vom 3. August 2018, VII-Verg 29/18), Beschluss 
vom 5. April 2018, VK1-17/18 (sofortige Beschwerde an-
hängig beim Oberlandesgericht Düsseldorf unter dem Ak-
tenzeichen VII-Verg 30/18); vgl. auch 1. Vergabekammer 
des Bundes, Beschluss vom 19. Februar 2018, VK1-167/17 
(bestätigt durch das Oberlandesgericht Düsseldorf unter 
dem Aktenzeichen VII-Verg 17/18)).

-
kammer des Bundes vergaberechtskonform, dass und 

Hilfsmitteln Kriterien wie die Vielfalt der angebotenen 
Produkte, die telefonische Erreichbarkeit eines Callcen-
ters sowie das Vorhandensein einer Online-Beratung bei 
der Angebotswertung berücksichtigten (Beschluss vom 
15. Februar 2018, VK1-161/17, Beschluss vom 19. Febru-
ar 2018, VK1-167/17 (bestätigt durch Oberlandesgericht 
Düsseldorf unter dem Aktenzeichen VII-Verg 17/18)).

III.  Beschaffung in den Bereichen  
Verteidigung und Sicherheit 

Auch für Militärausrüstung gilt der Grundsatz, dass die-

unter besonders engen Voraussetzungen möglich, die in 
einem von der 1. Vergabekammer des Bundes entschiede-
nen Fall vom Auftraggeber nicht hinreichend belegt wer-
den konnten.

Der Auftraggeber hatte einen Auftrag zum Bau von meh-
-

mal beauftragten Auftragnehmer vergeben, ohne andere 
Unternehmen an dieser Vergabe zu beteiligen. Er mein-

modell bereits in der Vergangenheit an ihn geliefert hatte, 
aufgrund seiner besonderen Vorkenntnisse und Erfahrun-

-
blik Deutschland zwingend einzuhaltenden Zeitrahmens 
nachzubauen. Aus Sicht der Vergabekammer konnte je-
doch kein hinreichender Nachweis dafür erbracht werden, 
dass nur der bisherige Auftragnehmer den Nachbau inner-
halb der einzuhaltenden Zeit leisten kann, und gab dem 
Nachprüfungsantrag daher statt (Beschluss vom 15. Mai 

Im Beschwerdeverfahren vor dem Oberlandesgericht 
Düsseldorf schlossen die Verfahrensbeteiligten einen Ver-
gleich, wonach die Antragstellerin ihren Nachprüfungs-
antrag zurücknahm, nachdem sie in das Bieterkonsortium 
des Vorauftragnehmers aufgenommen wurde und der Auf-
traggeber dieser neu formierten Arbeitsgemeinschaft den 
Zuschlag erteilt hatte (s. Beschluss vom 27. September 
2017, Aktenzeichen: VII-Verg 25/17).

IV.  Handwerkskammern als  
öffentliche Auftraggeber

Wiederholt war durch die Vergabekammern des Bundes 
die Frage zu entscheiden, ob eine Handwerkskammer als 

-
sichtigung der Rahmenbedingungen, die die Handwerks-
ordnung sowie in den entschiedenen Fällen auch die je-
weiligen Satzungen der Handwerkskammern vorgeben, 

Auftraggeber i.S.d. § 99 Nr. 2 anzusehen. Insbesondere 
verfügten diese in Bezug auf die Beiträge ihrer Zwangs-
mitglieder über erhebliche organisatorische und haus-
halterische Autonomie, da sie ihren Wirtschaftsplan wie 
auch den Beitragsmaßstab selbst festsetzen konnten. Bei 
der entsprechenden Prüfung durch die Aufsichtsbehörde 
handelte es sich um eine reine Rechtmäßigkeitskontrol-
le. Auch fand die Rechtsaufsicht über die Handwerks-
kammern nur nachträglich statt, so dass keine staatliche 

-
maßnahmen der Handwerkskammern bestand. Die zur 
Geschäftsführung oder zur Aufsicht berufenen Organe 
der Handwerkskammern wurden nicht durch Stellen nach 
§ 99 Nr. 1 oder 3 bestimmt (s. Beschluss vom 22. Dezem-
ber 2017, VK1-114/17; Beschluss vom 22. August 2018, 
VK1-77/18; Beschluss vom 16. November 2018, VK1-
99/18.)

Ausgehend hiervon kann eine Handwerkskammer die 

Nr. 4 erlangen, wenn sie für eine der dort aufgeführten 
Baumaßnahmen bzw. damit in Zusammenhang  stehende 
Dienstleistungen und Wettbewerbe von Stellen, die unter 
§ 99 Nr. 1-3 fallen, Mittel erhält, mit denen diese Vorha-
ben zu mehr als 50 Prozent subventioniert werden (vgl. 
zu einem Sachverhalt, in dem eine Lieferleistung ausge-
schrieben war und entsprechend mangels Zuständigkeit 
der Vergabekammer der Nachprüfungsantrag zu verwer-
fen war:1. Vergabekammer der Bundes, Beschluss vom 
22. August 2018, VK1-77/18).

V.  Mindestanforderungen in  
Verhandlungsverfahren 

-
gen aufstellt, sind diese gemäß § 17 Abs. 10 S. 2 VgV 
auch in Verhandlungsverfahren verbindlich, d.h. über 
solche Anforderungen darf nicht verhandelt werden. Wie 
die 1. Vergabekammer des Bundes entschieden hat, ist ein 

nicht verhandelbaren Mindestanforderungen aufzustellen. 
§ 17 Abs. 10 S. 2 VgV konkretisiert lediglich das Gleich-
behandlungsgebot (§ 97 Abs. 2), dass einmal aufgestellte 
zwingende Vorgaben gegenüber allen Bietern gleicherma-
ßen gelten und davon nicht in diskriminierender Weise 
zugunsten einzelner Bieter abgewichen wird. Das Gleich-
behandlungsgebot wird jedoch nicht verletzt, wenn sich 
ein Auftraggeber entscheidet, zunächst überhaupt keine 
Mindestanforderungen aufzustellen. Auch Art. 29 Abs. 1 
UAbs. 2 S. 2 der Richtlinie 2014/24/EU geht darüber nicht 
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hinaus, sondern ist im Zusammenhang mit UAbs. 3 des-
selben Absatzes so zu verstehen, dass die Vergabeunterla-
gen (die „bereitgestellten Informationen“) so präzise sein 
müssen, dass ein interessiertes Unternehmen Art und Um-
fang des Auftragsgegenstandes erkennen und entscheiden 
kann, ob es einen Teilnahmeantrag stellt. Dies wurde in 
diesem Verfahren der 1. Vergabekammer des Bundes nicht 
in Zweifel gestellt.

Ohne solche Mindestanforderungen ist auch die Leistungs-
beschreibung hinreichend eindeutig und erschöpfend i.S.d. 
§ 121 Abs. 1 S. 1 GWB. Denn die Vergleichbarkeit der An-
gebote, auf die diese Vorschrift insbesondere zielt, ist erst 
dann tangiert, wenn eine Wertung der Angebote erfolgt, 

Dies war laut den Vergabeunterlagen erst bei den verbind-
lichen Angeboten der Fall, für die dann auch zwingende 
Leistungsvorgaben galten. Den Anforderungen des § 121 
Abs. 1 S. 1 GWB hatte die Auftraggeberin im Hinblick auf 
die Erst- oder indikativen Angebote dadurch genügt, dass 
sie den Bietern eine Leistungsbeschreibung einschließlich 
Vertragsentwurf an die Hand gegeben hatte, anhand derer 
sie diese Angebote zielführend erarbeiten konnten. In bei-
den Dokumenten fanden sich eine Vielzahl von Anforde-
rungen an die Leistung, die – wenn sie derzeit auch noch 
nicht verbindlich sind – den Auftragsgegenstand in seiner 
grundlegenden Konzeption deutlich beschrieben (1. Ver-
gabekammer des Bundes, Beschluss vom 13. November 
2017, VK1-117/17). Das Oberlandesgericht Düsseldorf 
hat diese Entscheidung bestätigt (Beschluss vom 28. März 
2018, Aktenzeichen: VII-Verg 54/17).

VI. Verlängerung der Angebotsfrist

mehrjährige Fernwärmelieferung einschließlich einer 
zuvor zu bauenden Fernwärmeleitung zu der zu versor-
genden Liegenschaft aus. Sie verlängerte zwei Mal auf 
Antrag eines Mitbewerbers den Angebotsschlusstermin. 
Die Antragstellerin begehrte mit ihrem Nachprüfungs-
antrag die Verlängerung der Angebotsfrist für unwirksam 
zu erklären. Die 1. Vergabekammer wies den Nachprü-
fungsantrag zurück (Beschluss vom 15. Oktober 2018, 
VK1-89/18). Der Auftraggeber durfte die ursprünglich 
gesetzte Angebotsfrist im Rahmen des ihm zustehenden 
Ermessens verlängern. Einer gesonderten gesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlage zur Verlängerung der ursprünglich 
gesetzten Angebotsfrist bedurfte es nicht. Dem stand nicht 
§ 20 VgV entgegen, der die grundlegenden Kriterien für 
eine ordnungsgemäße Fristenberechnung aufstellt. Der 
Auftraggeber hat nach § 20 Abs. 1 VgV bei der Festlegung 
der Fristen für den Eingang der Angebote und Teilnahme-
anträge die Komplexität der Leistung und die Zeit für die 
Ausarbeitung der Angebote angemessen zu berücksichti-
gen. Die zugrunde liegende EU-Richtlinie hat klargestellt, 
dass unter Umständen die ursprünglich festgelegten Fris-
ten verlängert werden müssen. Art. 47 Abs. 3 der Richt-
linie 2014/24/EU regelt insoweit zwei Fallgruppen, in 
denen eine Verlängerung zwingend zu erfolgen hat. § 20 
Abs. 3 VgV setzt dies in innerstaatliches Recht um. Aus 

dem Wortlaut der Norm allein, nämlich der zwingenden 

der Vergabekammer aber nicht auf den Ausschluss einer 
fakultativen Verlängerung in anderen Fällen geschlossen 
werden. Da der Auftraggeber die Teilnahme- bzw. Ange-
botsfrist bereits in einem frühen Stadium des Vergabe-
verfahrens festlegen und mittels Bekanntmachung publi-
zieren muss, ist es nicht unwahrscheinlich, dass während 
des Vergabeverfahrens neue Sachverhalte auftreten, die 
über § 20 Abs. 3 VgV hinausgehend eine Fristverlänge-
rung notwendig machen können. Eine nicht ausreichende 
Frist kann deshalb durch die Vergabestelle im erforderli-
chen Umfang verlängert werden. Im konkreten Fall hatten 
die Bieter für den Bau einer Fernwärmeleitung (z.T. über 
fremde Grundstücke) zu sorgen, was sowohl die Planung 
der Leistungsausführung als auch die Angebotskalkulati-
on sehr aufwändig gestaltete, so dass zur Gewährleistung 
einer ausreichenden Bieterbeteiligung die mehrfache Ver-
längerung der Angebotsfrist sachgerecht war.

VII. Leistungsbeschreibung

Die Anwendung der sog. „Schulnotenrechtsprechung“ auf 
eine funktionale IT-Ausschreibung war Gegenstand des 
Verfahrens VK2-76/18 (Beschluss vom 14. September 
2018). Aus der aktuellen obergerichtlichen Rechtspre-
chung zur Bewertung von Angeboten ergibt sich, dass 

sie in der streitgegenständlichen Ausschreibung ange-
wendet wurden (z.B. „Das Konzept des Bieters entspricht 
hinsichtlich dieses Unterkriteriums mit Einschränkungen 
den Anforderungen.“), ausreichend konkret im Sinne von 
§ 127 Abs. 4 GWB sind, wenn den fachkundigen Bietern 
aus einer Gesamtschau aller Vergabeunterlagen, insbeson-
dere aus der Leistungsbeschreibung, klar wird, worauf es 
dem Auftraggeber ankommt und was er positiv bewertet. 

-
gabekammer vorliegend nicht gegeben, denn die Leis-
tungsbeschreibung war zu allgemein gehalten, weil sie 
vornehmlich reine Zielvorgaben enthielt. Auch eine funk-
tionale Leistungsbeschreibung muss aber der Vorgabe des 
§ 121 Abs. 1 S. 1 GWB genügen, wonach der Auftrags-
gegenstand eindeutig und erschöpfend zu beschreiben ist. 
Dementsprechend konnten auch die von den Bietern auf 
Basis dieser Leistungsbeschreibung eingereichten An-
gebote nicht ausreichend konkret sein und waren nicht 
geeignet, den geschuldeten Vertragsinhalt zivilrechtlich 
festzulegen; mit Zuschlagserteilung als zivilrechtlicher 
Annahmeerklärung wird der Vertrag aber geschlossen. 
Wenn dem Auftraggeber das vorliegend angesichts der 
Komplexität der geplanten IT-Lösung nicht möglich ge-
wesen sein sollte, so hätte die Verfahrensart des wettbe-

hatte zwar nur die konkrete Bewertung ihres Angebots an-

zwischen Wertung und Vorgaben der Leistungsbeschrei-
bung konnte die Vergabekammer sich aber nicht auf eine 
isolierte Überprüfung der Wertung beschränken, denn es 
gab keine taugliche Basis für die Wertungsentscheidung. 
Dem Auftraggeber wurde also aufgegeben, eine neue Leis-
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tungsbeschreibung zu erstellen und auf dieser Basis neue 
Angebote einzuholen (Beschwerde beim Oberlandesgericht 
Düsseldorf ist anhängig, Aktenzeichen: VII-Verg 56/18).

Im Verfahren VK2-88/18 hat die 2. Vergabekammer mit 
Beschluss vom 21. Oktober 2018 über die Zulässigkeit 
von Wahl- bzw. Alternativpositionen, deren Ausführung in 
einem Alternativverhältnis zueinander steht, entschieden. 
Diese können trotz fehlender Erwähnung in den vergabe-
rechtlichen Bestimmungen durchaus in die Leistungsbe-
schreibung aufgenommen werden. So war es hier beim 
Abbruch von Gebäuden zulässig, die Größe der Körnung, 
auf die das Abbruchmaterial heruntergebrochen werden 

-
gen, da die Entscheidung über die Körnung von der sich 
anschließenden und noch im Abstimmungsprozess mit der 

Auftraggeber muss mit dem Beginn des Vergabeverfah-
rens für den Abbruch der vorhandenen Bebauung nicht 
zuwarten, bis feststeht, wie die daran anschließende Land-
schaftsplanung für das Areal aussehen soll. Erforderlich 
ist aber, dass eine Entscheidung darüber, welche der bei-
den ausgeschriebenen Varianten zum Zuge kommen soll, 

der beiden Alternativpositionen gewertet wird. Hier soll-
-

wohl die Leistung nur einmal zu erbringen war. Hieraus 
ergab sich die Gefahr, dass aufgrund dieser Wertungsvor-
gabe ein Angebot den Zuschlag erhält, welches „auf dem 
Papier“ als wirtschaftlichstes Angebot abschneidet, dann 
in der Ausführung des Auftrags tatsächlich jedoch teurer 
ist (Beschwerde beim Oberlandesgericht Düsseldorf ist 
anhängig, Aktenzeichen: VII-Verg 61/18).

Darüber hinaus hatte sich die 1. Vergabekammer des Bun-
des mit den weiteren Voraussetzungen zu befassen, die bei 
der Aufnahme von Alternativpositionen zu beachten sind. 
Alternativpositionen tangieren die Bestimmtheit und Ein-
deutigkeit der Leistungsbeschreibung (§ 121 Abs. 1 S. 1 
GWB) und die Transparenz des Vergabeverfahrens (§ 97 

in die Lage versetzen, in Ansehung der Angebote durch 
seine Entscheidung für oder gegen eine Alternativposition 

Ausschreibung von Alternativpositionen ist daher nur dann 
zulässig, wenn dem Auftraggeber ein berechtigtes Bedürf-
nis zukommt, die zu beauftragende Leistung in den be-

muss den Bietern zur Gewährleistung eines transparenten 
und diskriminierungsfreien Vergabeverfahrens vorab be-
kannt sein, welche Kriterien für die Inanspruchnahme der 
ausgeschriebenen Alternativ-/Wahlposition maßgebend 
sein sollen. Das Vorliegen eines solchen berechtigten In-
teresses hat die 1. Vergabekammer des Bundes zwar be-
jaht, denn das von den Auftraggebern geltend gemachte 
Interesse, mit Hilfe einer Ausschreibung und entspre-
chender Wahlpositionen die Kosten für verschiedene Aus-
führungsvarianten zu erfahren, ist vor dem Hintergrund, 

Haushaltsmitteln umzugehen haben, anzuerkennen. Die 
Auftraggeber hatten den Bietern jedoch vorab nicht die 

Kriterien bekannt gegeben, die für die Inanspruchnahme 
der ausgeschriebenen Wahlpositionen maßgebend sein 
sollen. Hierzu hätten sie in ihren Vergabeunterlagen auf 
das begrenzte Budget als Maßstab für die Inanspruchnah-
me einer der beiden Ausführungsalternativen hinweisen 
sowie festlegen müssen, dass sie eine bestimmte Ausfüh-
rungsalternative bevorzugen, selbst wenn diese teurer ist, 
aber innerhalb ihres Budgets liegt. Ein solcher Hinweis 
ergab sich weder aus der Leistungsbeschreibung, den 
sonstigen Vergabeunterlagen noch aus den Antworten der 
Auftraggeber auf die Bieterfragen (1. Vergabekammer des 
Bundes, Beschluss vom 23. Februar 2017, VK1-11/17).

VIII.  Bietereignung: Gesetzliche Ausschluss-
gründe nach §§ 124, 125 GWB

Im Verfahren VK2-68/17 machte die Antragstellerin gel-
tend, bei der für den Zuschlag vorgesehenen Beigeladenen 
handle es sich um eine unzulässige Bietergemeinschaft, 
die in den Anwendungsbereich von § 1 GWB falle, denn 
jedes der hieran beteiligten Bauunternehmen sei in der 
Lage, den Auftrag allein abzuarbeiten. Die Bietergemein-
schaft müsse nach § 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB wegen einer 
wettbewerbswidrigen Abrede ausgeschlossen werden. Bei 
der streitgegenständlichen Bauleistung handle es sich um 

-
meinschaftsmitglieder zu Lasten der Antragstellerin als 
Newcomer abschotten wollten. Dies belege auch der Um-
stand, dass diese Bietergemeinschaft in der Vergangenheit 
bei allen einschlägigen Ausschreibungen als eine Art in-
stitutionalisierte „Dauerbietergemeinschaft“ aufgetreten 
sei. Die 2. Vergabekammer hat den Nachprüfungsantrag 
mit Beschluss vom 31. Juli 2017 abgewiesen. Zentrale 

-
geber in mehrfacher Hinsicht überfordern würde, eine 
umfassende Kartellprüfung durchzuführen. Hier hatte der 
Auftraggeber durchaus nachgefragt und sich die Gründe 
für die Angebotsabgabe als Bietergemeinschaft darlegen 
sowie plausibilisieren lassen. Die Unternehmen hatten 
die Notwendigkeit, gemeinsam anzubieten, mit Kapazi-
tätsgründen gerechtfertigt; das für die Auftragsausfüh-
rung erforderliche Spezialgerät sei in anderen Aufträgen 
gebunden. Der Auftraggeber, so die Vergabekammer, hat 
weder die personellen und zeitlichen Ressourcen noch die 
etwa den Beschlussabteilungen zustehenden Ermittlungs-
befugnisse, um die Einlassungen überprüfen zu können. 
Der Auftraggeber durfte das Vorliegen der Voraussetzun-
gen von § 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB auf der Basis seiner 
Nachfragen verneinen. Die Entscheidung wurde bestätigt 
durch das Oberlandesgericht Düsseldorf, Beschluss vom 
17. Januar 2018, Aktenzeichen: VII-Verg 39/17.

Die fakultative Ausschlussnorm des § 124 Abs. 1 Nr. 7 
GWB war in Bezug auf die Durchführung von Winter-
dienstleistungen einschlägig im Verfahren VK2-86/17 
(Beschluss der 2. Vergabekammer des Bundes vom 
18. September 2017). Hier hatte der Auftraggeber die An-
tragstellerin zwar nach Teilnahmewettbewerb zunächst 
zur Angebotsabgabe aufgefordert, die Eignung mithin 
zunächst bejaht, sodann aber nach Angebotsabgabe die 
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Eignung abgesprochen. Die Vergabekammer hat den 
Auftraggeber trotz des widersprüchlichen Verhaltens be-
stätigt, denn andernfalls hätte entgegen § 122 GWB ein 
ungeeigneter Bieter den Zuschlag erhalten, allerdings auf 

-
sen Angebotserstellungskosten hingewiesen. In der  Sache 
war der Beurteilungsspielraum des Auftraggebers, die 
Eignung abzulehnen, nicht überschritten, denn der Win-
terdienst war im konkreten Fall eine gefahrgeneigte Tätig-
keit, für deren Ausübung das Vorhandensein einer gesund-
heitlichen Überprüfung der Mitarbeiter Voraussetzung 

kamen hinzu, wie das Nichterscheinen von Mitarbeitern 

hier auf Seiten des Auftraggebers wichtige Rechtsgüter 

Leben und erhebliche wirtschaftliche Schäden bei Nicht-
funktionieren des Winterdienstes in die Waagschale.

Auch im einem Verfahren bei der 1. Vergabekammer 
des Bundes (Beschluss vom 27. Dezember 2017, VK1-
137/17) hatte sich die Vergabekammer mit der Frage zu 
beschäftigen, unter welchen Voraussetzungen ein Auftrag-
geber ein Unternehmen nach § 124 Abs. 1 Nr. 7 vom Ver-
gabeverfahren ausschließen kann, wenn der Auftraggeber 

Auftrag aufgrund von Schlechtleistungen mangelhaft er-
füllt hat. Im konkreten Fall hatte der Aufraggeber nach der 
Ausführung einer Bodenplatte wasserführende Risse fest-

Ausführung zurückzuführen waren. Mehrere vom Auf-
traggeber eingeholte Gutachten bestätigten dies, während 
vom Auftragnehmer beigebrachte Gutachten Planungs-
fehler des Auftraggebers als Ursache der Risse ausmach-
ten und kein Verschulden des Auftragnehmers feststellen 
konnten. Als der Auftraggeber die Sanierung der Mängel 

-
sung des Auftraggebers für die Ursache der Mängel ver-
antwortliche Bieter und wurde gemäß § 124 Abs. Nr. 7 
vom Vergabeverfahren ausgeschlossen. Die Vergabe-
kammer hat die Ausschlussentscheidung bestätigt, da die 
vom Auftraggeber eingeholten Gutachten die mangelhafte 
Ausführung des Auftrags hinreichend belegen würden. 
Die gegen den Beschluss der Vergabekammer beim Ober-
landesgericht Düsseldorf eingelegte sofortige Beschwerde 
war erfolgreich, da das Gericht strengere Anforderungen 
an den Nachweis einer mangelhaften Vertragserfüllung 
gestellt hat (Oberlandesgericht Düsseldorf, Beschluss 
vom 11. Juli 2018, Aktenzeichen: VII-Verg 7/18). Danach 
muss der Auftraggeber hinsichtlich der mangelhaften 
Leistungserbringung „eine Gewissheit erlangt haben, die 
vernünftigen Zweifeln Schweigen gebietet“. Diese Vor-
aussetzung sah das Gericht aufgrund der vom Auftragneh-
mer vorgelegten Gutachten als nicht gegeben an.

IX.  Bietereignung: Vom Auftraggeber  
aufgestellte Eignungsvorgaben

Im Verfahren VK2-114/17 (2. Vergabekammer des Bun-
des, Beschluss vom 30. Oktober 2017) hat die Verga-

bekammer betont, dass es für die Vergleichbarkeit von 
Referenzaufträgen im Teilnahmewettbewerb auf eine ab-
gestufte Eignungsprüfung ankommt. Anders als bei der 

-
mewettbewerb ein „Mehr an Eignung“ nicht nur zulässig, 

-
zierung zwischen mehreren geeigneten Teilnehmern, von 
denen nur eine begrenzte Anzahl zur Angebotsabgabe auf-
gefordert werden soll, nur der Losentscheid übrig bliebe.

Zum Eignungsnachweis ungeeignet sind Aufträge, die im 
Zeitpunkt der Eignungsprüfung noch nicht abgeschlossen 
sind und zu denen der dortige Auftraggeber auf Nachfrage 
der ausschreibenden Stelle mangels Abschluss der Leis-

des Bundes, Beschluss vom 28. März 2018, VK2-20/18; 
bestätigt durch Oberlandesgericht Düsseldorf, Beschluss 
vom 26.7.2018, Aktenzeichen:  VII-Verg 28/18).

Zum Thema Referenzen im Konzern hat die 2. Vergabe-
kammer am 30. April 2018 (VK2-18/18) entschieden, 
dass es nicht ausreicht, wenn ein konzernverbundenes Un-
ternehmen über eine für ein anspruchsvolles Bauvorhaben 
vom Auftraggeber geforderte Spezialreferenz verfügt. Der 
Bieter kann sich nur auf diese Referenz im Konzern be-
rufen, wenn dieses Unternehmen auch tatsächlich in die 
Auftragsausführung eingebunden wird, sei es als Mitglied 
der Bietergemeinschaft, sei es als benannter Unterauftrag-
nehmer. Ansonsten verfehlt die Referenz ihren Sinn und 
Zweck, nämlich das dahinter stehende Knowhow auch tat-
sächlich in die Auftragsausführung einzubringen. 

In einem weiteren Verfahren bei der 1. Vergabekammer des 
Bundes (Beschluss vom 12. April 2017, VK1-25/17) ging 
es hingegen um die materielle Bewertung von Referenzen. 
Ausschreibungsgegenstand war der Abschluss eines neuen 
Betreibervertrages für das deutsche LKW-Mautsystem. Aus-
schreibende Stelle war das Bundes ministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur. An den Ausschreibungsgewinner 
sollen die Anteile an der Toll Collect GmbH übertragen wer-

ein neuer Betreibervertrag abgeschlossen. Das Ausschrei-
bungsverfahren lief in zwei Stufen ab. Dabei wurden zu-
nächst in einem Teilnahmewettbewerb vier Unternehmen 
bzw. Konsortien ausgewählt, mit denen dann anschließend 
über die von ihnen eingereichten Angebote verhandelt wer-
den sollte. Nach dem Ergebnis des Teilnahmewettbewerbs 

(AGES) nicht zu den weiteren Verhandlungen zugelassen, 
weil das Unternehmen im Vergleich zu weiteren vier Mit-

-
sung des Bundesverkehrsministeriums im Vergleich zu den 
Referenzen der Mitbewerber schlechter zu bewerten war. 
Gegen diese Bewertung wandte sich AGES mit einem Nach-
prüfungsantrag, der von der Vergabekammer des Bundes 
zurückgewiesen wurde, weil die durch das Bundesverkehrs-
ministerium vorgenommene Bewertung rechtlich nicht zu 
beanstanden war. Die gegen den Beschluss der Vergabekam-
mer beim Oberlandesgericht Düsseldorf eingelegte sofortige 
Beschwerde wurde zurückgewiesen ( Beschluss vom 13. 
Dezember 2017, Aktenzeichen: VII-Verg 19/17).
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Im Verfahren VK2-8/18 (Beschluss der 2. Vergabekammer 
des Bundes vom 1. März 2018) wurde ein Nachprüfungs-
antrag im militärischen Bereich abgewiesen, mit dem der 
Antragsteller geltend gemacht hatte, das für den Zuschlag 
vorgesehene Unternehmen sei mangels Vorhandensein 
von Spezialwerkzeug, an dem der Antragsteller das Urhe-
berrecht habe, nicht geeignet, die ausgeschriebenen Repa-
raturleistungen zu erbringen. Zwar habe der Auftraggeber 
dem Zuschlagsunternehmen einen Satz Werkzeug zur Ver-
fügung gestellt, dieses sei jedoch bereits gebunden für die 
Ausführung eines anderen Auftrags. Die Vergabekammer 
ist dieser Argumentation nicht gefolgt und hat entschie-
den, dass es der Dispositionsbefugnis des Bieters obliegt, 
den ihm zur Verfügung gestellten Satz Werkzeug auch in 
mehreren, zeitlich parallel laufenden Aufträgen zum Ein-
satz zu bringen. 

X. Ungewöhnlich niedrige Angebote

Im Nachgang zur Entscheidung des Bundesgerichts hofes 
vom 31. Januar 2017 (Az.: X ZB 10/16), mit der das Gericht 

-
lich niedrigen Angeboten umfassend bejaht hat, haben 
sich Antragsteller in einer Vielzahl von Fällen auch darauf 
berufen, das für den Zuschlag vorgesehene Angebot sei zu 
billig und dürfe nicht den Zuschlag erhalten. Hervorzuhe-
ben ist die Entscheidung der 2. Vergabekammer des Bun-
des vom 28. September 2017 (VK2-94/17), wonach das 
Zuschlagsangebot deswegen besonders niedrig erschien, 
weil der Auftraggeber dieses, von einem ausländischen 
Bieter abgegebene Angebot ohne Umsatzsteuer gewertet 
hatte. Die Umsatzsteuer, die auch bei Aufträgen, die von 
ausländischen Unternehmen ausgeführt werden, anfällt, 
allerdings im Wege des „Reverse charge Verfahrens“ nach 
§ 4 Nr. 11 b UStG nicht vom Auftragnehmer, sondern vom 
Auftraggeber selbst an die Finanzverwaltung abzuführen 
ist, muss zusätzlich zum Preis gewertet werden. 

XI.  Feststellung der Rechtswidrigkeit einer 
Aufhebung

Unabhängig davon, ob ein Aufhebungsgrund nach § 17  EU 

einem Vergabeverfahren Abstand nehmen. Er unterliegt 
keinem Kontrahierungszwang. In der Rechtsprechung 
sind wenige Ausnahmen anerkannt, unter denen eine Auf-
hebung aufzuheben und das ursprüngliche Vergabeverfah-
ren fortzuführen ist. Dies sind das Fehlen eines sachlich 
gerechtfertigten Grundes oder die Scheinaufhebung zu 
dem Zweck, einen Bieter gezielt zu diskriminieren. Die 
Voraussetzungen dieser Ausnahmetatbestände waren in 
zwei von der 1. Vergabekammer des Bundes entschiede-
nen Nachprüfungsverfahren nicht erfüllt (Beschluss vom 
14. August 2017, VK1-75/17 und Beschluss vom 15. Juni 
2018, VK1-47/18). In beiden Fällen waren allerdings die 
Hilfsanträge gerichtet auf die Feststellung der Rechtswid-
rigkeit der Aufhebung zulässig und begründet. Beide Aus-
schreibungen wurden zwar aus sachlichem Grund – also 
wirksam –, aber dennoch rechtswidrig aufgehoben. Eine 
rechtmäßige Aufhebung setzt stets voraus, dass der Auf-

-
rechnen ist. Daran fehlte es hier, denn die Kostenschät-
zungen der Vergabestellen waren nicht ordnungsgemäß 
erfolgt. Für die Schätzung muss die Vergabestelle oder der 
von ihr gegebenenfalls beauftragte Fachmann Methoden 
wählen, die ein wirklichkeitsnahes Schätzergebnis ernst-
haft erwarten lassen. Die Auftraggeber waren in beiden 
Verfahren ihrer Darlegungs- und Beweislast in Bezug auf 
die für die konkreten Leistungen geschätzten Preise nicht 
in dem erforderlichen Umfang nachgekommen, um ein 
wirklichkeitsnahes Schätzergebnis zu gewährleisten. Dies 
galt u.a. im Hinblick auf eine hinreichende Berücksich-
tigung von Preissteigerungen während der Bauzeit oder 
der Komplexität der ausgeschriebenen Generalunterneh-
merleistungen.
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Fünfter Abschnitt

Geschäftsübersicht

A. Tabellen zur Fusionskontrolle

I.  Beim Bundeskartellamt angemeldete Zusammenschlüsse 1990-2018 

Jahr Zusammenschlüsse

1990   1 445

1991   1 541

1992   1 282

1993   1 185

1994   1 254

1995   1 154

1996   1 257

1997   1 387

1998   1 667

1999   1 687

2000   1 735

2001   1 568

2002   1 584

2003   1 366

2004   1 412

2005   1 687

2006   1 829

2007   2 242

2008   1 675

2009     998

2010     987

2011   1 108

2012   1 127

2013   1 091

2014   1 188

2015   1 211

2016   1 229

2017   1 303

2018   1 383

  Gesamt   1990 – 2018  40 582
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II . Fusionskontrollverfahren 2017 und 2018

2017 2018

I. Anmeldungen

•  Erwerb alleiniger oder gemeinsamer Kontrolle bzw. Übergang von 
alleiniger zu gemeinsamer Kontrolle oder umgekehrt 1160 1250

•  Zusammenschlusstatbestände ohne Kontrolländerung 143 133

davon: 28 33

Gesamt: 1303 1383

II. Entscheidungen

•  Freigaben 1242 1313

davon: •  in der 1. Phase 1239 1309

•  in der 2. Phase ohne Nebenbestimmungen 3 3

•  in der 2. Phase mit Nebenbestimmungen 0 1

- Untersagungen 1 0

Gesamt: 1243 1313

III. Erledigung vor Abschluss des Verfahrens

•  Rücknahme 25 15

davon: •  in der 1. Phase 21 11

•  in der 2. Phase 4 4

34 36

Gesamt: 59 51

IV. Prüfung bereits vollzogener Zusammenschlüsse nach § 41(3)

14 10

V. Vorfeldfälle

•  Rücknahmen in der 2. Phase aufgrund wettbewerblicher Bedenken* 3 4

•  Rücknahmen in der 1. Phase aufgrund wettbewerblicher Bedenken 2 0

Anmeldung 3 2

Gesamt: 8 6

* Eine weitere Rücknahme in der 2. Phase erfolgte aus anderen Gründen. 

Anmerkung: 
Die Zahlen im Abschnitt „I. Anmeldungen“ beziehen sich auf die beim Bundeskartellamt in den Jahren 2017 und 2018 eingegangenen Anmeldungen. 
Die übrigen Daten der Tabelle beziehen sich auf alle in diesen beiden Jahren ergangenen Entscheidungen oder sonstigen Erledigungen von Verfahren, 
und zwar unabhängig davon, in welchem Jahr ggfs. eine Anmeldung erfolgt ist.
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II. Anerkannte und geänderte Wettbewerbsregeln 

Wirtschafts- und Berufsvereinigung Letzte Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger Geschäftszeichen

Freiwillige Selbstkontrolle für die Arzneimittel-
industrie e.V. (FSA-Kodex Fachkreise)

BAnz AT 22.02.2017 B6 
vom 22.02.2017 B3-32/17

Freiwillige Selbstkontrolle für die Arzneimittel-
industrie e.V. (FSA-Kodex Fachkreise)

BAnz AT 10.04.2017 B3 
vom 10.04.2017 B3-32/17

Freiwillige Selbstkontrolle für die Arzneimittel-
industrie e.V. (FSA-Kodex Fachkreise)

BAnz AT 13.12.2017 B4 
vom 13.12.2017 B3-168/17

Freiwillige Selbstkontrolle für die Arzneimittel-
industrie e.V. (FSA-Kodex Fachkreise)

BAnz AT 31.01.2018 B4 
vom 31.01.2018 B3-168/17

Ärztliches Qualitätslabor e.V. (Verhaltenskodex) BAnz AT 05.10.2018 B5 
vom 05.10.2018 B3-131/18

Ärztliches Qualitätslabor e.V.(Compliance Richtlinie 
für medizinische Laboratorien, früher ÄQL-Verhal-
tenskodex)

BAnz AT 14.11.2018 B6 
vom 14.11.2018 B3-131/18

Freiwillige Selbstkontrolle für die Arzneimittel-
industrie e.V. (FSA-Transparenzkodex)

BAnz AT 02.01.2019 B5 
vom 02.01.2019 B3-180/18

Freiwillige Selbstkontrolle für die Arzneimittel-
industrie e.V. (FSA-Kodex Patientenorganisationen)

BAnz AT 02.01.2019 B6 
vom 02.01.2019 B3-181/18
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Ausländische Besucher im Bundeskartellamt 2017/2018

Länder
Besucher

2017

Besucher

2018

Veranstaltungen

2017

Veranstaltungen

2018

Albanien 3 1

Armenien 4(1) 1(1)

Aserbaidschan 3(1) 1(1)

Chile 1 1

China 5 17 1 2

Georgien 4(1) + 2(2) 1(1)

Japan 1 +1(2) 1 +1(2)

Kasachstan 11 14 1 1

Korea 9 2

Moldau 3(1) 1(1)

Philippinen 1(2) 1(2)

Rumänien 2 1

Russland 1(1) 1(1)

Türkei 1(2) 1(2)

Ukraine 12 +4(1) 2 +1(1)

USA 22 1

Weißrussland 2(1) 1(1)

Total 31 92 7 9

(1) Die Besucher waren Teilnehmer der Herbstakademie, welche durch die Deutsche Stiftung für Internationale Rechtliche Zusammenarbeit e.V. (IRZ) 
organisiert wurde. Der Besuch der Teilnehmer fand an einem Termin im Bundeskartellamt statt.

(2) Die Teilnehmer des Studienaufenthaltes befanden sich im Rahmen eines Praktikums zur gleichen Zeit im Bundeskartellamt.
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Abkürzungsverzeichnis von Gesetzestexten

AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

AO Abgabenordnung

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)  Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr  
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG

DigiNetzG  Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus digitaler  
Hochgeschwindigkeitsnetze 

EEG  Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien -  
Erneuerbare-Energien-Gesetz

EnWG  Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung –  
Energiewirtschaftsgesetz

EUV  Vertrag über die Europäische Union

Fusionskontrollverordnung (EG) Nr. 139/2004 Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004  
oder FKVO  über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen 

GewAbfV  Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen  
Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen 
(Gewerbeabfallverordnung)

GWB  Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen

HHVG  Heil- und Hilfsmittelversorgungsgesetzes

 
Anlagen in der Netzreserve – Netzreserveverordnung

OWiG  Gesetz über Ordnungswidrigkeiten - Ordnungswidrigkeitengesetz

PostG  Postgesetz

 

REMIT-Verordnung (EU) Nr. 1227/2011  Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Oktober 2011 über die Integrität und Transparenz des 
Energiegroßhandelsmarkts 

Richtlinie 2004/52/EG  Richtlinie 2004/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über die Interoperabilität elektronischer  
Mautsysteme in der Gemeinschaft

Richtlinie 2014/24/EU  Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG

Richtlinie (EU) 2019/1  Richtlinie (EU) 2019/1 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 zur Stärkung der Wettbewerbsbehörden der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine wirksamere Durchsetzung der 
Wettbewerbsvorschriften und zur Gewährleistung des reibungslosen 
Funktionierens des Binnenmarkts

Schadensersatz-Richtlinie 2014/104/EU  Richtlinie 2014/104/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. November 2014 über bestimmte Vorschrif-
ten für  Schadens ersatzklagen nach nationalem Recht wegen 
 Zuwiderhandlungen gegen wettbewerbsrechtliche Bestimmungen  
der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union. 
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SektVO  Verordnung über die Vergabe von Aufträgen im Bereich des Verkehrs, 
der Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung –  
Sektorenverordnung

SGB V  Sozialgesetzbuch, Fünftes Buch

StGB  Strafgesetzbuch

StPO  Strafprozessordnung

 
und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte

UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

VergRModG Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts

VerpackG  Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die  
hochwertige Verwertung von Verpackungen – Verpackungsgesetz 

VerpackV  Verordnung über die Vermeidung und Verwertung von  
Verpackungsabfällen – Verpackungsverordnung

Versicherungs-GVO (EU) Nr. 267/2010  Verordnung (EU) Nr. 267/2010 der Kommission vom 24. März 2010  
oder Versicherungs-GVO   über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union auf Gruppen von  
Vereinbarungen, Beschlüssen und abgestimmten Verhaltensweisen  
im Versicherungssektor

Vertikal-GVO (EU) Nr. 330/2010 Verordnung (EU) Nr. 330/2010 der Kommission vom 20. April 2010 
oder Vertikal-GVO   über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union auf Gruppen von vertikalen 
Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen (ersetzt die VO 
(EG) Nr. 2790/99 der Kommission vom 22. Dezember 1999 über die 
Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von 
vertikalen Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten  
Verhaltensweisen)

 
Vergabeverordnung

Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 (GMO)  Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments  
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame  
Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur  
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007

Verordnung (EU) Nr. 2017/459  Verordnung (EU) Nr. 2017/459 zur Festlegung eines Netzkodex für 
Kapazitätszuweisung

Verordnung (EU) Nr. 2017/460  Verordnung (EU) Nr. 2017/460 zur Festlegung eines Netzkodex über 
harmonisierte Fernleitungsnetzentgelte

VOB Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen

VOL Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen

VSVgV  Vergabeverordnung für die Bereiche Verteidigung und Sicherheit zur 
Umsetzung der Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung der  
Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und  
Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit 
und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und  
2004/18/EG -Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
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WRegG  Gesetz zur Einrichtung und zum Betrieb eines Registers zum Schutz 

ZAG Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz

Zahlungsdienste-Richtlinie (EU) 2015/2366  Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des  
Rates vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, 
zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und  
2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur  
Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG

ZPO Zivilprozessordnung
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Stichwortverzeichnis
Stichwort Seite

5G 14, 96f.
50+1-Regel 90

A
Abfälle 

- Haushalt 18, 35, 84, 86f.
- Gewerbe 27, 85f.

Abgestimmte Verhaltensweise 75, 83, 118
Abhilfemaßnahmen 28, 47

17, 51, 78, 88
Absprache 

- Gebietsabsprache 34, 92
- Kartellabsprache 10, 15, 28, 32, 51, 71f., 75
- Preisabsprache 51f., 55f., 63, 68, 71f.
- Quotenabsprache 62, 118
- Submissionsabsprache 32, 86
- vertikale Absprachen 42, 55, 58f.

Abstellungsverfügung
Adblocker 94
Additive 65
Agrarhandel 52
Akteneinsicht 32f., 37, 79
Akustisch wirksame Bauteile 75
Algorithmen 10f., 13, 42, 44, 102
Alleinerwerbsverbot 93
Allgemeine Geschäftsbedingungen 95
Altholz 27, 85f.
amicus curiae 13f., 37, 21
Amtshilfe 16, 41f.,
Angebotsfrist (Vergaberecht) 129
Anhängerkupplungen 18, 20, 74
Anreizregulierung 110
Antennen (UKW) 100f.
Anzapfverbot 27f., 49, 54, 56
Anzeigenmarkt 91f.
App 72, 83, 95
Arbeitskreis Wettbewerbsökonomie 17, 22
Ausschließlichkeitsbindung 35,89
Autobahnbau 60,64
Automobil
Automobilkonzerne 75
 Automobilzulieferer 73
Autonomes Fahren 74, 101

B
Bagatellmarkt 23, 26f., 68, 70f., 85, 102
Bahn(en) 14, 26, 43, 76, 116f., 120
Banken 
Basalt 28
Batterien 30, 71
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Stichwort Seite

Bauindustrie 41, 60, 64
Baumärkte 62f.

Bekleidung 30, 35, 58f.
54, 58, 66

Beschlagnahme 37
Beschränkung 

- Beschränkung des Internetvertriebs
- Vertikale Wettbewerbsbeschränkung 22, 34, 42, 58

Bestpreisklausel 10, 13, 35, 42, 120
Bestwertabgleich 56
Bezahlverfahren 11, 33, 81, 83
Bier 56
Bietergemeinschaft (Vergaberecht) 64f., 118, 130f.
Big Data 11, 42
Bilaterale Beziehungen 46
Bildröhren 38
Bitstromzugang 100
Blutprodukte 79
Blutspende 79
Bonbons 53
Bonusantrag 28f., 37, 42
Bonusregelung 39, 62, 71, 75
Breitband 14, 98

- Breitbandausbau 15
Briefdienstleistung 115f.
Bundesliga 22, 90, 93
Bunkerdienste 115
Bußgeld
Bußgeldbescheid 33, 37, 51, 55f., 62, 68, 71
Bußgelderlass 33, 62

C
Champions League 93f.
Chemische Industrie 68

70, 118

D
Daten

- datengestützte Analyse 17, 19
- Datenerhebung 13, 96, 123
- Datenmissbrauch 10
- Datenschutzrecht 11, 95
- Datenzugang 10f.

Debitkarte 82
Deutsch-Französischer Wettbewerbstag 47
Dieselskandal 38
Digitaldruck 71
Digitalisierung 10f., 14, 34, 42, 44, 47f., 67, 69, 72, 74, 115f.
Drogerie 33, 54, 57
Druckereien 71
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Stichwort Seite

Druckmaschinen 71
Duale Systeme
Duales System Deutschland GmbH – Der Grüne Punkt 85
Durchsuchung 28, 32, 41, 52, 71f.

E
ECEMENT 11, 33, 63
„ECNplus“-Richtlinie 15
Edelstahl 31, 71f.
EEG
Eignung (Vergaberecht) 125, 127, 130f.
Eignungsprüfung 131
Einkaufskooperation 34, 54, 57, 67
Einspeiseentgelte 100
Einspeisemarkt 97
Einstweilige Anordnung 55
Eintrittskarten 67
Einvernehmliche Verfahrensbeendigung 62, 75, 103

69
Einzelhandel 22, 28, 30, 33, 38, 43, 49, 51f.,  

Einzelmarktbeherrschung 53, 65, 68f., 87
Eisenbahn 14, 26, 43, 76, 117
Elektrofahrzeuge 74
Elektronische Vergabe
Endgeräte 18, 97
Energie-Monitoring 103f., 109
Energiewende 109
Energiewirtschaft
Enterprise Application Software 101

60, 64, 78f.
Entgeltregulierung 107, 116
Entsorgung 22, 40, 84, 86f.
Erdgas 109f.
Erneuerbare Energien 103, 105
Ersatzteile 52, 74
Exklusivität 44, 88
Exklusivitätsvereinbarung 22, 28, 34, 88

F
Fähre 70
Fahrkartenvertrieb 117f.
Fahrzeug
Fahrzeugvermietung 75
Fairtrade 11, 52
Farben 65, 85
Fernbus 117
Fernsehbiere 56
Fernsehen 94
Fernwärme 27f., 112, 129
Festnetzanschluss 99
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Stichwort Seite

Feuerleitradar 73
Fleisch 
Fluggesellschaft 119
Forstwirtschaft 65f.
Fortsetzungsfeststellungsinteresse 36, 54
Freistellungsvoraussetzungen 63, 86
Frequenz
Funktionale Ausschreibung (Vergaberecht) 129
Fusionskontrollverordnung (FKVO) 36, 75f., 97, 100
Fußball 22, 28, 90, 93

G
Gas
Gastgewerbe 119f.
Gartenbau 18, 20, 50

33, 50f., 52
Geldautomaten 43, 81f.
Geldbote 83
Gemeinsame Marktordnung (GMO) 43, 49, 51
Gemeinsamer Rechteerwerb 93
Gemeinschaftsunternehmen

118
Generalstaatsanwaltschaft 37, 56
Geschäftsgeheimnis 14, 25, 37
Gesetzliche Krankenkassen 128
Gesetzliche Krankenversicherung 76, 79
Gesundheitswesen 76, 102
Glas 18, 21, 26, 65, 85, 87
Glasfasernetz
Gleichbehandlungsgebot 128
Gleitlager 70
Glücksspiel 90f.
Großhandel

- Energie 43, 104, 109f.
- Pharma 79
- Sanitär 31

Gruppenfreistellungsverordnung (GVO) 12, 83

H
Hafenschlepper 30, 118
Handwerkskammer 128
Hefe 53
Heizöl 113, 115
Heizstrom 104
Hinweispapier 22, 56
Hochzeitsrabatte 27f., 38, 49, 54, 56, 67
Holz 27
Holzgewerbe 65f.
Hörbücher 34
Hörgeräte 71, 79
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Stichwort Seite

Horizontale Kooperationen
Hotelportal 20, 120

I
Industrial Internet of Things (IIot) 69
Industrie 4.0 10
Informationsaustausch 32, 41, 56, 64, 72, 82
Initiative Tierwohl 11, 33, 52
Interbankenentgelte 82
Internationale Beratung 46
Internationale Kartellkonferenz 47
Internationale Rechtshilfe 45
Internet 

- Internetanbieter 59
- Internetbeschränkungen 59
- Internet of Things (IoT) 69, 98
- Internetökonomie 47
- Internetplattform 47
- Internetvertrieb 57

Irsching-Verträge 108

K
Kabelnetzbetreiber 100

55
Kalkulationsfaktoren 68

31, 51
- 53

Ketchup 53f.
58, 67

Kollusion 44, 63f.
Kommission Wettbewerbsrecht 4.0 10
Konsortien 60, 64f., 76, 103, 118, 128, 131
Konsumgüter 49, 55
Kontoinformationsdienste 80
Konzertproduktion 26, 87
Konzession 16, 91, 102f., 110f.

- Konzessionsvergabe 111
17f., 114

Kosmetikartikel 12, 57
Kostenerstattung 37

16, 113f.
Krankenhaus/-häuser
Krankenhausträger 77f.
Krankenkassen
Kredit 81, 119, 122

40, 70, 76
Kronzeugen 16, 41, 44f., 47, 62, 71, 75, 118
Küchen 34, 66f.
KI Künstliche Intelligenz 42
Kupfergießwalzdraht 27, 69f.
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Stichwort Seite

L
Landwirtschaft
Laufschuhe 59
Lesermärkte 91f.
Lieferstromanalyse 21, 85
Live-Rechte 93
LKW 38, 75
LKW-Mautsystem 118, 131

19
Logistik 33, 38, 60, 67, 116, 118
Lotterien 90f.
LTE 14, 99
Luftverkehr 119

M
Markenprodukte 12
Markt

- Marktanteilsaddition 50 ,67, 70f.
- Marktbeherrschende Stellung 17f., 26, 57, 60, 77, 88, 103
- Marktinformationssystem 51, 63
- Marktmacht
- Marktplatzverbot 59
- Marktzutrittsschranken 11, 63, 65, 70, 96

Markttransparenzstelle 
- für den Großhandel mit Strom und Gas  

(MTS-Strom/Gas)
16, 111

- 16, 20, 113f.
Meca-Medina-Test 89
Medien
Mehl 38
Mengenclearing 84, 86
Merger Working Group 39
Metallindustrie 69
Milch 35, 50f.
Militärische Fahrzeuge 73
Mineralöl 113
Ministererlaubnis 70
Missbrauch

- Behinderungsmissbrauch 13, 27
- Konditionenmissbrauch 42, 95
- Preishöhenmissbrauch 20, 28, 42f., 111, 119
- Preismissbrauch 27

Möbel 28, 34, 66f.
Mobilfunk

- Mobilfunkausbau 14f.
- Mobilfunknetzbetreiber

Monopol 18, 44, 46, 48, 70, 91f., 95, 119
Mörtel
Müll
Multihoming 10
Multi-Sourcing 65, 69
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Stichwort Seite

N
Nachfragemacht 18, 53, 58, 63
Nachprüfungsantrag (Vergaberecht)
Nahverkehr 117
Netzausbau 98, 105
Netzwerke

10, 17, 19, 26, 28, 88, 95
New Deal for Consumers 13
Nichtzulassungsbeschwerde 54, 56, 59, 62, 81
No-Single-Buyer-Rule 22, 90

46

O
60, 64f.
87
125, 128f., 132

Öko-Fonds-Modell 84
Ökonomische Gutachten 21, 22, 38
Oligopol 53, 61, 68, 114
Olympische Charta 28, 89
Olympische Spiele 89f.
Omnibus-Richtlinie 13
Online

- Online-Banking 81
- Online-Buchungsportale 120
- Online-Handel 57, 59f., 115f.
- Online-Werbung 35, 42, 94, 96

Open-House-Modell (Vergaberecht) 126f.

P
P2P-Zahlungen 33, 83
Papier

- Thermopapier 67f.
- Tippingpapier 67

Parfümerie 12, 57
Parteigutachten 21f.
Pay-TV 93
Payment Services Directive (PSD2) 43, 80, 82f.
PET-Flaschen 69

52
Pharma 25, 43, 79, 126
Pipeline 79, 109
PKW
PKW-Maut 102, 118, 131
Plattform

- Handelsplattform 33f., 63, 73,
- Plattformverbote 11f.
- Plattformmärkte 10, 47, 88
- Vergleichsplattform

Polster 56
Post 115f.
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Stichwort Seite

Preis
- Preisbindungsverbot 56
- Preisparitätsklausel 12f.
- Preissuchmaschine 12, 59

Presse-Grosso 92
Pressemärkte 91f.
Private Kartellrechtsdurchsetzung 38f.
Provision 13, 38, 60, 117, 122

R
Rad- und Kettenfahrzeug 73

113f.
Räumliche Marktabgrenzung 17, 21f., 102, 107
Rechtsnachfolge 62, 112
Recycling 21, 23, 26f., 65, 85
Redispatch
Referenzen 108, 110, 131
Regulierung 13f., 16, 43, 55, 90f., 98, 100f., 105, 107, 110, 114, 116
REMIT 16, 107
RLM-Kunden 104
Rohmilch 35, 50f.
Rundfunkdienstleistungen 100f.
Rundholzvermarktung 37, 75f.

S
Saatgut 68
Sachstandpapier 51
SAKRET 62f.
Sanitär-Heizung-Klima (SHK) 68
Sauermilchkäse 50
Schadenmanagement 83
Schadensersatz-Richtlinie 38
Schienengüterverkehr 116
Schienenpersonenfernverkehr 117

45, 115, 118
70
27, 70

Schuhe 12, 58f.
Schulnotensystem (Vergaberecht) 129
Schweine 51f.
Sektoruntersuchung 

- Haushaltsabfälle 87
- Krankenhäuser/Krankenhauswesen 78
- Online-Werbung 96
- Smart-TVs 13f., 123
- Submetering/Ablesedienste von Heiz- und 

Wasserkosten
112f.

- Vergleichsportale 13f., 122f.
- Walzasphalt 64
- Zement und Transportbeton 63f.

Selektive Vertriebssysteme 12
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Stichwort Seite

Service Provider 15, 98, 100
Settlement 59
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie 73
SIEC-Test
SLP-Kunden 104
Software
Sonderkonditionen 28, 54
Soziale Netzwerke
Spanplatten 38
Spielwaren 58
Sport
SSL Technologie 102
Stahlräder 75
Steine 31, 65
Straßenbau 64
Strom 
Suchmaschine 12f., 59, 93
Süßwaren 38, 53

T
Tageszeitungen 31, 34, 91f.
Tankstellen 16, 113f.
Tapete 68
Telefon 59, 92, 97, 99
Telekommunikation
Textilien 30, 58
Ticketing 28, 87, 121
Ticketsystem 10, 17, 19, 22, 88
Ticketsystemdienstleistungen 17, 19, 22, 26, 28, 87f.
Tiefkühlpizza 53
Touristik 117, 119f.
Transaktionswert-Schwelle 23, 25, 46, 79f.
Transportbeton 35, 60f., 63f.
Treuerabatte 42, 116
Trinkwasser 111
TV-Kabelmarkt 100

U
UEFA 93
UKW 100f.

60, 64, 84
UTP-Richtlinie 49, 57

V
Verbraucherschutz
Verfahrenseinstellung 62
Vergabeunterlagen (Vergaberecht)
Verhandlungsverfahren (Vergaberecht) 128
Verkehrswirtschaft 116
Verlag
Vermutungsschwelle 65, 68, 87, 109
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Stichwort Seite

Verpackungsgesetz 84, 86
36, 44, 63, 65, 82, 89, 93, 100, 118

Versand 11, 59f., 80, 115f., 121
Versorgungsvertrag 79
Versteigerung 96
Vertikale Integration 19, 60, 63, 88
Vertikal-GVO 12, 59
Verweisung
Verwertung 18, 20, 26, 84f.
Verzeichnis 16, 92f., 126
Video on Demand 34, 93
Vlies 58
Vollzugsanzeige 62
Vollzugsverbot (Verstoß gegen das) 36, 39, 44, 54f.
Voranfragen 25, 68, 78

W
Wald 65f.
Waggonvermietung 117
Walzasphalt
Warenhäuser 57f.
Wärmeabschirmbleche 31, 75
Wasser 

- Wasserpreis 111f.
- Wasserversorgung 111f.

Werbebeschränkung 28, 89
Werbewirtschaft 91f.
Werbung 12, 19, 28, 42, 59, 89, 92, 94, 96, 122f.
Werften 40, 70, 76
Werktrockenmörtel 62
Wettbewerbsbeschränkende Abrede (Vergaberecht) 126, 130
Wettbewerbsregister 16
Whitelisting-Vertrag 94
Wurst

- Wurstkartell 51f.
- Wurstlücke 15, 51f., 62

Z
Zahlungsdienst 80f., 83
Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD II) 43, 80
Zahlungssysteme 43
Zeitschriften 30f., 71, 91f., 116
Zeitungen 31, 34, 91f., 116
Zement 11, 21f., 33, 35, 60f., 63f.
Zentralvermarktung 93

52
Zivilklage 12, 14
Zucker 38, 53
Zusage

117f. 
Zuschlag (Vergaberecht)
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Stichwort Seite

Zuständigkeit 15, 32, 35, 41, 44, 105, 111f., 121, 128
Zwiebeln 51
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Verzeichnis der Unternehmen, Behörden, Verbände und sonstiger Institutionen

Das Bundeskartellamt, die Europäische Kommission und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie werden 
aufgrund der Vielzahl an Nennungen nicht aufgeführt.

Unternehmen, Behörde, Verband oder sonstige Institution Seite

99f.

A
A.S. Création Tapeten AG 68
Abellio 117
ABF/Uniferm 53
ACS Armoured Car Systems GmbH 73
ADAMOS 11, 34, 72
Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (ACER) 16, 110

118
131

AGS Verlag AG 68
Alstom 76
Air Berlin 20, 119
Air Products and Chemicals, Inc. (PMD) 68
ALDI Nord 53
ALDI Süd 53
Alno AG 66
Amazon 10f., 13, 27f., 57, 59f.
AMEOS Psychiatrie Holding GmbH 77
American Industrial Partners-Gruppe 71
Appvion 68
Aral AG 113f., 
ArcelorMittal Commercial Long Deutschland GmbH 71f.
ARGE K130 76
Armstrong 40f.
ASICS Deutschland GmbH 12, 59 

72
August Koehler SE 68
AUDI AG 101
Audible GmbH 34
Aurubis AG 18, 20, 27, 69

114
Autorité de la concurrence
AVEVA 101
Aviagen EPI 50
Axxès SAS 102

B
BahnTouristikExpress GmbH 117
Bain Capital Investors, L.L.C. 69
Bartels-Langness 33, 57
BASF 68
Bauer Media Group 92
Bitburger Braugruppe KG 56
Blutspendedienst Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Oldenburg, Bremen 79
Blutspendedienst Mecklenburg-Vorpommern 79
BMW AG 74, 101
Bosch 101
Booking.com 13, 20f., 35, 120
Bosal Automotive Carrier and Protection Systems GmbH 74
BP p.l.c. 113, 115
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Unternehmen, Behörde, Verband oder sonstige Institution Seite

Brink International B.V. 74
BS Card 81
BS Payone GmbH 81
Buchbinder Gruppe 75

118
Budnikowsky 33, 57f. 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 14, 80
Bundesamt für Güterverkehr (BAG) 102
Bundesinnung der Hörgeräteakustiker (BIHA) 79
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) 15
Bundesnetzagentur

Bundessteuerberaterkammer 102f.
Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 108
Bundeswettbewerbsbehörde 23, 46f., 94
Bünting 33, 55, 57
Buzzi Unicem S.p.A. 61

C
56

Callidus Software 102
Captrain (SNCF) 116
Carcoustics International GmbH 75
CardProcess GmbH 81
Cargotec Oyj 23, 27, 70
Carl Zeiss AG 72
Carlsberg Deutschland Holding GmbH 56

53
Chantiers de l`Antique (STX France) 40f., 76

92
CIT Rail Holdings (Europe) S.A.S. 26, 117
Codelco Kupferhandel GmbH 69
Cölner Hofbräu P. Josef Früh KG 56
Competition and Markets Authority 74, 112
ConocoPhillips 113f.
Constantia Forst GmbH 28
Continental 101
COSCO Container Lines Europe GmbH 118
Coty 12, 57, 59
CroatiaBus/Globtour-Gruppe 117
CTS EVENTIM 10f., 17, 19

D
Daimler AG 74, 101f., 118
Danpower Energie Service GmbH 28, 112
DATEV 102f.
DAZN 34, 93
DB Cargo AG 116

68
Delfortgroup AG 67
Delta Lloyd 40
Der Grüne Punkt – Duales System Deutschland GmbH 85
DeTeMedien/ Deutsche Tele Medien 92f.
Deutsche Bahn AG (DBAG) 116f.

67
Deutsche Gießdraht GmbH 18, 20, 69
Deutscher Fußball-Bund e.V. (DFB) 28, 90
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Unternehmen, Behörde, Verband oder sonstige Institution Seite

DFL Deutsche Fußball Liga e.V. (DFL) 90, 93
Deutsche Kreditwirtschaft (DK) 81
Deutsche Post AG (DPAG) 47, 88, 115f.
Deutsche Telekom AG 93, 98, 118
Deutscher Olympischen Sportbund (DOSB) 89
Deutsche Milchkontor eG (DMK) 35, 50f.
Deutsche Touring 117
Digicert 102
Dirk Rossmann GmbH 55, 57f.
Discovery Communications 34, 40

57f.
DMG Mori AG 72
Dörrenberg Edelstahl GmbH 71, 157
Douglas 11, 57
DPD 116
DRK- Blutspendedienst Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Oldenburg, Bremen 79
DRK-Blutspendedienst Mecklenburg-Vorpommern 79
Drogeriemarkt Müller 57
Duales System Deutschland GmbH 85
DuMont Mediengruppe 34, 92
Dürr Technologies GmbH 72

61
DZ Bank 81

E
E.ON SE
easyJet 20, 119
eBay 11, 59f., 
ECEMENT 11, 33, 63
Echo Tankstellen GmbH 113
EDEKA Handelsgesellschaft Hessenring mbH 56
EDEKA Handelsgesellschaft Nord mbH 56
EDEKA 
Edelstahl-Vereinigung e.V. 71f.
Egger 86

68
ElringKlinger Abschirmtechnik (Schweiz) AG 75
EnBW AG 18, 22, 26, 84, 106, 109

107
Energizer 71

118
Estamp S.A.U. 75
Europcar S.A. 75
European Competition Authorities (ECA) 44
European Competition Network (ECN)
European Free Trade Association (EFTA) 39, 44
European Network of Rail Regulatory Bodies 43
European Turkey Distribution Holding GmbH 50
euroShell Cards 102

56
Esso Deutschland GmbH 113f.
Eurasia Invest Holding AG 67
Eurowings 20
Evonik Industries AG 68
EWE AG 98
EW Group 50
Expedia 120
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Unternehmen, Behörde, Verband oder sonstige Institution Seite

ExxonMobil 113f.
Eyeo 94

F
Facebook 
Fachklinik 360° GmbH 78

118
Federal Trade Commission 47
Ferrero 53

81
Fincantieri 40f., 76
Finke-Gruppe 66
FKP Scorpio Konzertproduktionen GmbH 19, 26, 87f.
Flaconi 57
FlixBus GmbH 117
Flixtrain 117
Fluxys 109
Fortum Oyj 103, 105
Four Artists Booking Agentur GmbH 17, 26, 87f.
Four Artists Events GmbH 87f.

76
51
53
50

Funke Mediengruppe 92
FWW Fahrzeugwerk GmbH 73

G
Galeria Kaufhof 11, 22, 57f. 
GASPOOL 110
Gaul GmbH 62
General Dynamics European Land Systems-Deutschland GmbH 73
General Electric 72, 76
German Cold Forging Group 73
Georg Jos. Kaes GmbH 33

58
Georgsmarienhütte GmbH 71f.
German Card Switch GmbH 81

76
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 46
Gianetti Ruote 75
GitHub 25
Glatfelter 58
GLS 116
Google 59, 94f., 102
G.R.I.-Glasrecycling NV 85
Gruppe Bonner General-Anzeiger 92
Günther Holding SE 91
GWA Unna 85

H
92
118

Hansol Paper 68
51

Hapag-Lloyd 118
118
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Unternehmen, Behörde, Verband oder sonstige Institution Seite

HASA GmbH 53
Hawker GmbH 71

51
68

Hendrix 50
Hensoldt Sensors GmbH 73
HERE 101

68
Hermes 116
HOCHTIEF PPP Solutions GmbH 62
Holzkontor Bergkamen 86

71
Horizon Global Corporation 74
Hotel Reservation Service – HRS 120

115
Hudson Bay Company 58
Hytera Communications Corporation Limited 18, 97

I
idealo.de 11
IKEA 66
Indawisa Holding AG 53
Industrieverband Massivumformung 73
Ingenico Group S.A. 81
innogy SE
Instagram 94f.
Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK) 78
Intel 34, 42, 44, 88, 101
International Competition Network (ICN) 44f., 
Internationales Olympisches Komitee (IOC) 28, 89
Intersnack-Gruppe 53
Impex 53
Ippen-Gruppe 92

J
68

K
Kaiser´s Tengelmann 36, 54

102, 118
Karstadt Warenhaus 11, 22, 57f.

51
Katjes 53
Kawasaki Kisen Kaisha, Ltd. (K-Line) 118

71
Kirson Industrial Reinforcements GmbH 58

69
33, 57

Klambt 92
73

Knauf Gruppe 40f, 62f.
Kraft Foods 53
Kraftwerk Mehrum GmbH 107

73
Krieger-Gruppe 66

56
68
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L
Lallemand Inc. 53

20f, 50
53

Leo Express a.s. 117
Leonardo S.p.A. 73
LGW 119
Liberty Global Assets 40, 97

117
Lookheed Martin 73
Lorenz Bahlsen 53
Lotto24 AG 91
Lufthansa 20, 119

118
75

M
Maersk 118
Malteser Deutschland gGmbH 78
Malteser MVZ Duisburg-Süd gGmbH 78

68
Mass Response 100
MasterCard 43
Mayr-Melnhof AG, Wien 67
Med 360° AG 78
Media Broadcast GmbH 100f.
Mediengruppe Frankfurt 92

92
mefro wheels GmbH 40f., 75

55
Metrans 116
Metro AG 51
Meyer Werft 76
MHK 67
Miba AG 26, 70
Microsoft 25
Mitteldeutsche Hartstein-Industrie AG 62
Mitsubishi Paper Mills Ltd. 67
Mitsui O.S.K. Lines 118
Möbel Buhl 66f.
Möbel Brügge 66
Möbel Müllerland 66
Mondelez International 53
Monopolkommission 46, 48, 70

50
68

Motorola 18
Mozilla 201
Müller Verlagsgruppe 92f.
Multiconnect 100
Müntefering-Gockeln-Gruppe 27, 85f.
MVV Energie AG 18, 22, 26, 84, 106
MVV Verkehr GmbH 84
myLotto24 Ltd. 91
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N
Nacco 18, 117
NetConnect Germany 110
Netinera 117
NIKI 119
Nippon Paper 68

118
NN Group 40
Notino 57
NWB Nord- und Westdeutsche Bunker GmbH 115

O
Ocean Network Express 118
Oji Holdings Corp. 67
OPTERRA GmbH 18, 21, 61
Organisation for Economic Co-Operation and Development (OECD)
Orient Overseas International 118

68

P
PAO Novatek 109
ParcelLock GmbH 116
Parfümerie Akzente GmbH 11f., 57
paydirekt GmbH 11, 33
Payone 81

35, 59
Petainer UK Holdings Limited 69

118
PepsiCo 53
Perfetti van Melle 53
Perform-Gruppe 34, 93f.
Phillips66/Jet 113f.
Pino Küchen GmbH 66

86
Plus 56f.
POCO 66
Poelmeyer-Gruppe 50
Porta-Gruppe 66

61
Possehl-Unternehmensgruppe 71
Postcon Konsolidierungs GmbH 116
Potters Industries LLC 20, 22, 65

56
ProSiebenSat.1 Media SE 34

R
Radeberger Gruppe KG 56

50, 
Railroad Development Corporation Deutschland (RDC) 117
Raytheon 73
Real 33, 57
Reederei Intermarine 118
Reederei Rickmers 118
Reederei Zeaborn 118
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Reinplus VanWoerden Bunker GmbH 115
68

REMONDIS
Resilux NV 69

85, 117
REWE 55
Rheinisch-Bergische Verlagsgesellschaft 92
Rheinische Post Mediengruppe 92
Rheinmetall 73
Rhenus Recycling 21, 23, 26, 117
Ricola AG 53

51
RWE AG 103
RWE Energiedienstleistungen GmbH 112
Ryanair 119

S
Saarstahl AG 71f.

62
62

Sana Kliniken Duisburg 78
Sana Kliniken Ostholstein GmbH 77
Sana Krankenhaus Radevormwald 78
Sana Klinikum Remscheid 78
SAP 102
SB Möbel Boss 66
SBB Cargo International 116
Schleppreederei Kotug GmbH 118
Schneider Electric 101
Schön Klinik SE 77
Schmidt + Clemens GmbH + Co. KG 71

61
SCHWENK Zement KG 18, 21, 61
Scripps Networks Interactive 40

61
Sepura plc 18, 97
Servodata GmbH 81
Shell 113
Siemens 47, 72, 76
SIGNA Retail 58
SIX Group AG 81
SIX Payment Services 81
Sky 34, 93f.
Software AG 72
Sovitec Mondial S.A. 65
Spectrum Brands 71

66
Stadtwerke Leipzig GmbH 112
Star Pump Alliance GmbH 72
„Stiftung der Cellitinnen“ gemeinnütziger eingetragener Verein (Cellitinnen Süd) 17f., 21, 77
Stiftung der Cellitinnen zur heiligen Maria (Cellitinnen Nord) 17f., 21, 77
Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister (ZSVR) 84, 86
Storck 53
Ströer 93

62
SUEZ Süd GmbH 86
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swb AG 111
Symantec Corporation 102
Syway 101

T
Tatravagonka 76
tegut 57
Tele Columbus 100
Telefónica Germany GmbH
Tennet TSO GmbH 107f.
Thales 73
Thann-Gruppe 67
The Carlyle Group 77
The Kraft Heinz Company 53f.
Thoma Bravo, LLC 102
thomas beteiligungen GmbH 61

61
61

Thyssen Krupp Marine Systems GmbH 76
Tipp24 Services Ltd. 91
Toll4Europe 102
Toll Collect GmbH 118, 131
Tollense Fahrzeugwerk und Umwelttechnik 73
tolltickets 102
Total Deutschland GmbH 113f.
Transdev Group S.A 117
T-Systems International GmbH 102, 118
TTS Group ASA 23, 27, 70
TX Logistik 116
Tyrells Group 53

U
UAM Media Group 93
UEFA 93
Uniper SE 103, 105f.
United Arab Shipping Company (UASC) 118
United Military Services A/S 73
United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD) 44f.
Unitymedia GmbH 40, 97, 100
Unternehmensgruppe Theo Müller 50
Unterweser Reederei GmbH 118

V
Vattenfall GmbH 103, 107
Veolia 117
Verband der Deutschen Tapetenindustrie e.V. 68
Verband Kommunaler Unternehmen (VKU) 87
Verband Rheinisch-Westfälischer Brauereien e.V. (Brauereiverband NRW) 56
Verbraucherzentrale Bundesverband 14, 112
Verbundnetz Gas AG (VNG) 109
VME UNION 34, 66f.
Vodafone 40, 97f., 100
VÖB-ZVD Processing GmbH 81
voestalpine AG 71
Vogtland-Anzeiger GmbH 92
Volkswagen AG 74f.
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Vorberg-Gruppe 85
VSB Holding NV 85
VTG Rail Assets GmbH 26, 117

W
Wabtec 76
Waggonbau Niesky GmbH 76
Warsteiner Brauerei Haus Cramer KG 56
Wascosa AG 117
Wellensteyn 35, 59
Wendel 68
Westfalia Automotive GmbH 18, 74
Wettbewerbskommission (WEKO) 47
WhatsApp 94f.

68
Wieland 69

51
Willms Fleisch GmbH Bröltaler Wurst- und Schinkenwaren 51
Wirtschaftsvereinigung Stahl 71, 73
Wohnplus 66
Worldline SA 81
Wrigley/Mars 53

X
XOM (Stahlhandelsplattform) 11, 34, 73
XXXLutz-Gruppe 66

Z
Zapp Precision Metals GmbH 71
Zeal Network SE 91
Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs 14

26, 70
Zweirad-Einkaufs-Genossenschaft eG 35, 76
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Berichte des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit

Jahr Bundestagsdrucksache Datum

1958 3. Wahlperiode 
Drucksache 1000 -

1959 3. Wahlperiode 
Drucksache 1795 -

1960 3. Wahlperiode 
Drucksache 2734 -

1961 IV/378 -

1962 IV/220 -

1963 IV/2370 -

1964 IV/3752 -

1965 V/530 -

1966 V/1950 -

1967 V/2841 -

1968 V/4236 -

1969 VI/950 11. Juni 1970

1970 VI/2380 28. Juni 1971

1971 VI/3570 19. Juni 1972

1972 7/986 5. Sept. 1973

1973 7/2250 14. Juni 1974

1974 7/3791 18. Juni 1975

1975 7/5390 16. Juni 1976

1976 8/704 4. Juli 1977

1977 8/1925 -

1978 8/2980 20. Juni 1979

1979/80 9/565 25. Juni 1981

1981/82 10/243 13. Juli 1983

1983/84 10/3550 26. Juni 1985

1985/86 11/554 25. Juni 1987

1987/88 11/4611 30. Mai 1989

1989/90 12/847 26. Juni 1991

1991/92 12/5200 24. Juni 1993

1993/94 13/1660 14. Juni 1995

1995/96 13/7900 19. Juni 1997

1997/98 14/1139 25. Juni 1999

1999/00 14/6300 22. Juni 2001
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Jahr Bundestagsdrucksache Datum

2001/02 15/1226 26. Juni 2003

2003/04 15/5790 22. Juni 2005

2005/06 16/5710 15. Juni 2007

2007/08 16/13500 22. Juni 2009

2009/10 17/6640 20. Juli 2011

2011/12 17/13675 29. Mai 2013

2013/14 18/5210 15. Juni 2015

2015/16 18/12760 15. Juni 2017

Die Bundestagsdrucksachen können über die Bundesanzeiger-Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, 
Tel.: (0221) 97 66 80, bezogen werden. 

Hinweis: Die Berichte sind in der Regel auch in wissenschaftlichen Bibliotheken verfügbar. Im Internet sind die Berichte 
weitestgehend unter http://dip.bundestag.de/ und http://www.bundeskartellamt.de als pdf-Datei abrufbar.
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